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Cedefop 1975 - 2000
Das Cedefop besteht seit nunmehr 25 Jah-
ren. Ein Vierteljahrhundert Forschung,
Politikberatung, Information und Doku-
mentation auf dem Gebiet der Berufsbil-
dung in Europa. 1975 durch Verordnung
des EU-Ministerrates gegründet, fast zwei
Jahrzehnte von Berlin aus tätig, ist es seit
1995 in Thessaloniki zu Hause.

In dieser Zeit hat das Cedefop der EU-
Kommission, den Mitgliedstaaten und den
Sozialpartnern bei der Entwicklung der
Berufsbildungspolitk in Europa helfend
zur Seite gestanden. Es hat ihnen die er-
forderliche technische Unterstützung ge-
währt, sie sachverständig beraten. Das
Zentrum war ein hilfreicher und nützli-
cher, zuweilen auch kritischer Begleiter
der Berufsbildungspolitik in Europa.

In den zurückliegenden 25 Jahren hat das
Cedefop Hunderte von Studien durchge-
führt, unzählige Seminare abgehalten und
Kongresse organisiert. Die Liste der Ver-
öffentlichungen des Zentrums seit seiner
Gründung umfasst zahllose Titel. Es gibt
wohl kaum einen Aspekt der europäi-
schen Berufsbildung, der vom Zentrum
nicht bearbeitet worden wäre. Eine Fülle
von wissenschaftlichen Ergebnissen, bil-
dungspolitischen Empfehlungen und nütz-
lichen Handreichungen, die Politik und
Praxis der Berufsbildung in Europa
beeinflusst und mitgestaltet haben.

Jubiläen geben immer Anlass zur Rück-
schau. Ein Blick zurück ist hilfreich, um
die vorangegangenen Leistungen zu er-
messen, aber auch erforderlich, um das
Gegenwärtige richtig zu beurteilen und
das Zukünftige besser abschätzen zu kön-
nen.

Ein Blick zurück

Man schrieb das Jahr 1970. Die Krise, in
der sich die Bildungssysteme fast aller
westlichen Länder damals befanden, war
an nichts besser festzumachen als an den
Studentenunruhen der späten sechziger
Jahre. Jetzt aber herrschte in der Bundes-
republik Deutschland, in Frankreich so-
wie einigen anderen europäischen Län-
dern bildungspolitische Aufbruchsstim-

mung. Bildung und Ausbildung, Wissen-
schaft und Forschung standen an der Spit-
ze der Reformen, die es vorzunehmen
galt. Der Probleme der Aus- und Weiter-
bildung hatten sich vor allem die Regie-
rungen und die Gewerkschaften ange-
nommen. Sie forderten, Berufsbildung
durch Forschung konzentriert und syste-
matisch zu verbessern.

In der Bundesrepublik Deutschland war
1969 das Bundesinstitut für Berufsbil-
dungsforschung gegründet worden. In
Frankreich wurde 1970 das Centre
d’études et de recherches sur les qualifica-
tions (CEREQ) geschaffen, und im selben
Jahr wurde das Österreichische Institut für
Berufsbildungsforschung (ÖIBF) gegrün-
det. Drei Jahre später, 1973, folgte das
Istituto per lo sviluppo della formazione
professionale dei lavoratore (ISFOL) in
Rom.

Auch auf internationaler Ebene war die
Reformdiskussion in vollem Gange. Die
UNESCO errichtete 1969 in Genf das In-
ternational Bureau of Education. Ein Jahr
zuvor hatte bereits die OECD in Paris ein
eigenes Zentrum für Bildungsforschung
gegründet (CERI).

Der Wirtschafts- und Sozialausschuss
(WSA) der damaligen Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft hatte eine Studien-
gruppe eingesetzt, die eine Darstellung
mit Stellungnahme zu den Bildungs- und
Ausbildungssystemen in der EG erarbei-
ten sollte.

Die WSA-Studie plädierte für die Errich-
tung eines „Europäischen Instituts für
Berufsbildungsforschung und Berufsbera-
tung“ und trug unverkennbar deutsche
Handschrift. Sie ist in ihrer politischen
Wirkung nicht hoch genug einzuschätzen.
Die Berichterstatterin Maria Weber, dama-
lige stellvertretende Vorsitzende des Deut-
schen Gewerkschaftsbunds, hatte sich
orientiert am Beispiel des 1969 in Berlin
errichteten Bundesinstituts für Berufs-
bildungsforschung. Die vorgeschlagene
Aufgabenstellung des „Europäischen In-
stituts für Berufsbildungsforschung und
Berufsberatung“ erschien inhaltlich und
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organisatorisch wie eine Nachbildung des
Berliner Instituts auf Gemeinschaftsebene.
Maria Weber war es damit gelungen, auf
Gemeinschaftsebene Voraussetzungen für
die wissenschaftliche Bearbeitung von
Berufsbildungsfragen zu schaffen.

Die Berliner Jahre

Am 10. Februar 1975 beschloss der Mini-
sterrat die Errichtung des Europäischen
Zentrums für die Förderung der Berufs-
bildung (Cedefop). Der Beschluss, die
neue EU-Einrichtung in Berlin (West) an-
zusiedeln, hatte fraglos politisch demon-
strativen Charakter. Man wollte dokumen-
tieren, dass West-Berlin Teil der Europäi-
schen Gemeinschaft sei.

In der Gründungsverordnung war unter
anderem ausdrücklich festgelegt worden,
dass das Zentrum zur Weiterentwicklung
und Koordinierung der Forschung auf den
betreffenden Gebieten beitragen solle.
Berufsbildungsforschung war aber zu die-
ser Zeit eine Domäne staatlicher Einrich-
tungen und fand weitgehend isoliert von
den Forschungsarbeiten entsprechender
Einrichtungen in anderen Ländern statt.
Das Erkenntnisinteresse staatlicher Berufs-
bildungsforschung galt ausschließlich der
Innenausstattung des eigenen Berufsbil-
dungssystems.

Unter diesen Umständen gelangte das neu
errichtete Cedefop schnell in die Position
eines „Marktführers“. Gewiss wurden auch
anderswo berufsbildungspolitische Frage-
stellungen wissenschaftlich bearbeitet,
aber selten gleichzeitig über mehrere Län-
der hinweg und so gut wie nie im Kon-
text eines europäischen Vergleichs.

Neben der internationalen Zusammenar-
beit und der Verbreitung von Information
und Dokumentation galt das Hauptaugen-
merk der Weiterentwicklung der For-
schung. Das Cedefop selbst trat als Auf-
traggeber zahlreicher Untersuchungen
und Forschungsvorhaben auf und begab
sich dabei häufig auf wissenschaftliches
Neuland; entweder waren die behandel-
ten Themen bis dato von der Forschung
gänzlich ausgeklammert worden oder es
fehlten komplementäre Untersuchungen.

Der Bedarf an wissenschaftlich abgesicher-
ten Aussagen zu Fragen der Berufsbildung
in Europa stieg rasch, und die Nachfrage

nach international vergleichenden Daten
und Forschungsarbeiten zog kräftig an. In
den Mitgliedstaaten wurden jetzt auch pri-
vate und universitäre Forschungsinstitute
damit beauftragt, Forschungen durchzufüh-
ren, die noch wenige Jahre zuvor fast aus-
schließliches Fach des Cedefop gewesen
waren. Das Cedefop sah sich damit einer
geänderten „Marktsituation“ gegenüber, auf
die es insbesondere mit neuen Angeboten
zur Forschungskooperation zu reagieren
wusste. Seit 1985 veranstaltete es jährliche
Forschungsforen für Organisationen, die in
den Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der
Berufsbildung tätig waren. Nationalen
Forschungseinrichtungen wurden damit
Möglichkeiten des Erfahrungsaustausches
und Anregungen für internationale Zu-
sammenarbeit geboten.

Neuanfang in Thessaloniki

Es ist viel darüber spekuliert worden, wie
es eigentlich im Oktober 1993 zu dem –
für alle überraschenden – Beschluss der
Staats- und Regierungschefs der Europäi-
schen Union kam, das Zentrum von Ber-
lin nach Thessaloniki zu verlagern. Völ-
lig abrupt aber kam diese Standort-
verlagerung dann doch nicht. Das außen-
politische Argument, das 1975 die Ansied-
lung in Berlin (West) begründet hatte, war
durch die Wiedervereinigung Deutsch-
lands hinfällig geworden. Die Berliner
Landesregierung bemühte sich, das
Cedefop in der Stadt zu behalten - letzt-
lich ohne Erfolg. Das Zentrum wurde aus
politischen Gründen in Berlin errichtet
und ist aus politischen Gründen nach
Thessaloniki verlagert worden.

Der Umzugsbeschluss stellte jeden einzel-
nen der Mitarbeiter und ihre Familien vor
große Belastungen. Viele konnten aus
persönlichen und sozialen Gründen dem
Zentrum nicht nach Thessaloniki folgen.
Gewiss waren von vielen Mitarbeitern
individuelle und persönliche Opfer zu
erbringen. Aber es gab auch die Chance
der Erneuerung des Zentrums und des
persönlichen Neufangs in einer völlig
anderen sozio-kulturellen Umgebung.
Rückschauend betrachtet, hat der Umzug
nach Thessaloniki dem Zentrum gutgetan.

In den letzten 25 Jahren ist das Zentrum
zur zentralen Anlaufstelle für Berufsbil-
dung der Europäischen Union geworden.
Es verfügt heute über mehr Mitarbeiter
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und ist „jünger“ denn je zuvor. Seine Auf-
gaben sind noch vielfältiger geworden.
Seine Produkte und Dienstleistungen
wenden sich an ein täglich wachsendes
Publikum: Europäische Kommission,
Mitgliedstaaten, Sozialpartner, Europäi-
sches Parlament, regionale Behörden so-
wie Wissenschaftler und „Berufsbildungs-
praktiker“, sowohl aus den Mitgliedstaaten
der EU als auch aus den assoziierten Län-
dern (Island und Norwegen) und den EU-
Beitrittsländern.

Das Cedefop hat sich in den zurücklie-
genden 25 Jahren viel Know-how und
eine unbestrittene Kompetenz in seinen
klassischen Betätigungsfeldern erworben:

❏ Auswahl, Zusammenstellung und Aus-
wertung berufsbildungsrelevanter Daten;

❏ Mitwirkung an und Koordinierung von
Forschungsprojekten;

❏ Verwertung und Verbreitung von Infor-
mationen zum Thema der beruflichen
Aus- und Weiterbildung in Europa;

❏ und schließlich Unterstützung und För-
derung eines konzertierten und multina-
tionalen Lösungsansatzes für Probleme,
die sich im Zusammenhang mit der be-
ruflichen Bildung ergeben.

Es hat der entsprechenden Forschung
nachhaltige Impulse verliehen und zwei-
felsohne zur Europäisierung der Berufs-
bildung beigetragen.

Das Zentrum verfügt heute über ein ge-
räumiges, modernes und gut ausgestatte-
tes Dienstgebäude. Tausende von Fach-
leuten aus aller Welt besuchen es jedes
Jahr und nehmen an Seminaren und Kon-
ferenzen teil.

Das Cedefop hat es auch seinerseits ver-
standen, sich weiterzuentwickeln und sich
den neuen sozioökonomischen Erforder-
nissen anzupassen.

Es ist ein verlässlicher und gefragter Part-
ner der EU-Kommission. Es hat die be-
währten Formen der Zusammenarbeit mit
den Regierungen und den Sozialpartnern
in den Mitgliedstaaten verbessert und in-
tensiviert. Im Mittelpunkt seiner Arbeit
aber stehen nicht Institutionen, Gruppen
oder Verbände, sondern Menschen. Ihnen
will das Zentrum helfen.

Das Zentrum ist 25. Es ist „im besten Al-
ter“ und entwickelt sich ständig weiter.
Es steht zu seinem Auftrag, ist vom Stel-
lenwert der beruflichen Bildung bei Auf-
bau und Pflege von sozialen Bindungen
überzeugt und würdigt die Unterstützung
von Ihnen allen, die Sie unsere Überzeu-
gungen teilen.

Johan van Rens S. Oliver Lübke
Direktor Vorsitzender des

Verwaltungsrates

www.trainingvillage.gr/etv
www.cedefop.eu.int

Korrigendum

In der Ausgabe 20 der Europäischen Zeitschrift für Berufsbildung fehlt auf Seite 45
der folgende Hinweis:

„Working to learn: an holistic approach to young people’s education and training“
by Peter Senker, Helen Rainbird, Karen Evans, Phil Hodkinson, Ewart Keep, Malcolm
Maguire, David Raffe und Lorna Unwin, als Kapitel erschienen in ‘Apprenticeship:
Towards a new paradigm of learning’ herausgegeben von Patrick Ainley und Helen
Rainbird und veröffentlicht durch Kogan Page, London.

Dieser Artikel wurde mit freundlicher Genehmigung von Kogan Page Publishers
Ltd. abgedruckt.

Wir bitten diesen Fehler zu entschuldigen.
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Einleitung

In Schweden wurde in den letzten Jahren
ein Modellversuch zur so genannten „qua-
lifizierten Berufsausbildung“ (kvalificerad
yrkesutbildning, KY) durchgeführt2. Ziel
dieses Modellversuchs war es, Erfahrun-
gen mit neuen Ausbildungsgängen, neu-
en Ausbildungsmethoden und neuen Aus-
bildungsveranstaltern zu sammeln. Zu-
gleich bot das Projekt Gelegenheit zur
Erforschung des Interesses an dieser Art
der Berufsausbildung auf dem Arbeits-
markt und seitens der Ausbildungs-
teilnehmer. Auf der Grundlage der gewon-
nenen Erfahrungen wird der schwedische
Reichstag im Laufe des Jahres 2000 über
die künftige Entwicklung der qualifizier-
ten Berufsausbildung beschließen.

Dieser Beitrag gründet sich auf einen
Evaluationsbericht über den Modellver-
such zur qualifizierten Berufsausbildung
(Björkman et al., 1999).

Das schwedische
Schulsystem

Das staatliche schwedische Schulsystem
umfasst die Pflichtschule (Primarstufe und
Sekundarstufe I) sowie eine Reihe von
daran anschließenden freiwilligen Schul-
formen. Zu diesen freiwilligen Schul-
formen gehören die Sekundarstufe II und
die kommunale Erwachsenenbildung.
Nahezu alle Schüler, die die Pflichtschule
besuchen, wechseln im Anschluss daran
direkt in die Sekundarstufe II über. Die

Die qualifizierte Berufs-
ausbildung nach dem
Jahre 2000 – Bericht
über einen Modellver-
such in Schweden

Im Rahmen eines Modellver-
suchs wurde in Schweden eine
neue Form der Berufsausbil-
dung eingeführt. Bei dieser so
genannten „qualifizierten Be-
rufsausbildung“ (kvalificerad
yrkesutbildning, KY) handelt
es sich um eine neue post-
sekundäre Ausbildungsform,
deren Einführung von der
Wirtschaft bereits seit langem
gefordert worden war. Ein
Drittel der Ausbildungszeit ist
bei der qualifizierten Berufs-
ausbildung der fortgeschritte-
nen Anwendung theoretischer
Kenntnisse an einem betrieb-
lichen Arbeitsplatz gewidmet.
Der vorliegende Artikel erstat-
tet über die Evaluation des Mo-
dellversuchs Bericht und
kommt dabei zu dem Schluss,
dass das Projekt erfolgreich
war. Des Weiteren werden vier
mögliche Alternativen zur
Fortführung der qualifizierten
Berufsausbildung in Schweden
erörtert – die Entscheidung
hierüber obliegt jedoch den
zuständigen politischen In-
stanzen.

Mehrzahl davon schließt die Ausbildung
in der Sekundarstufe II innerhalb von drei
Jahren ab.

Die Städte und Gemeinden – die in
Schweden für die Verwaltung des Primar-
und Sekundarschulbereichs zuständig sind
– sind per Gesetz dazu verpflichtet, allen
Schülern, die die Pflichtschule abgeschlos-
sen haben, eine Ausbildung in der
Sekundarstufe II anzubieten. Schwedische
Schulen der Sekundarstufe II vermitteln
grundlegende Qualifikationen und Kom-
petenzen sowohl für das Erwerbsleben als
auch für die Teilnahme am gesellschaftli-
chen Leben. Es werden 16 landesweite
Ausbildungsprogramme von jeweils drei
Jahren Dauer angeboten. Acht Kernfächer
sind in sämtlichen Ausbildungsprogram-
men der Sekundarstufe II enthalten: Eng-
lisch, künstlerische Aktivitäten, Sport und
Gesundheitslehre, Mathematik, Naturwis-
senschaften, Gemeinschaftskunde, Schwe-
disch und Religionslehre. Schüler, die
beabsichtigen, die Sekundarstufe II zu
besuchen, wählen eines der 16 angebo-
tenen Programme aus. Grundsätzlich ha-
ben die Schüler ein Anrecht darauf, zu
dem jeweils gewählten Programm zuge-
lassen zu werden.

14 Programme umfassen neben allgemein
bildenden Fächern auch berufsbildende
Fächer sowie ein verbindliches Praktikum
von mindestens 15 Wochen Dauer an ei-
nem außerschulischen Arbeitsplatz. Die
anderen beiden Programme der Sekun-
darstufe II, das naturwissenschaftliche
und das gesellschaftswissenschaftliche
Programm, sind dagegen vorwiegend
studienvorbereitend angelegt.

1) Die Autoren möchten Herrn Pro-
fessor Michael Quinlan von der Uni-
versität von Neusüdwales für seine
wertvollen Kommentare zu einem frü-
heren Entwurf dieses Artikels danken.
Dank gebührt ebenso Frau Maria
Fredriksson, Herrn Rickard Garvare,
Herrn Bengt Klefsjö, Herrn Mats
Lindell, Herrn Antony Lindgren und
Herrn Magnus Svensson für ihre Bei-
träge zu diesem Projekt.

2) Die Bedingungen für den Modell-
versuch wurden in einem Gesetz (SFS
1996:339) und einer Regierungs-
verordnung (SFS 1996: 372) festge-
schrieben.
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Der Erwachsenenbildungsbereich ist in
Schweden sehr gut ausgebaut und fußt
auf einer langen Tradition. Erwachsenen-
bildungsmaßnahmen werden in vielen
verschiedenen Formen angeboten, die
von der zentralstaatlichen und kommu-
nalen Erwachsenenbildung über die
Arbeitsmarktausbildung in der Regie des
Arbeitsministeriums bis hin zur betriebli-
chen Personalfortbildung und Kompetenz-
entwicklung reichen.

Qualifizierte
Berufsausbildung

In dieses Schulsystem wurde nun eine
neue Art der Berufsausbildung, die so
genannte „qualifizierte Berufsausbildung“,
als Modellversuch eingeführt. Die quali-
fizierte Berufsausbildung ist eine neue
postsekundäre Ausbildungsform, deren
Einführung von der Wirtschaft bereits seit
langem gefordert worden war. Bei der
qualifizierten Berufsausbildung war ein
Drittel der Ausbildungszeit der fortge-
schrittenen Anwendung theoretischer
Kenntnisse an einem Arbeitsplatz gewid-
met. Dabei sollten diese Ausbildungs-
gänge nicht als traditionelle betriebliche
Lehre organisiert werden, sondern viel-
mehr von einem aktiven Lern- und
Problemlösungsprozess am Arbeitsplatz
ausgehen und in eine im Bildungswesen
verankerte Struktur eingebettet sein. Die
Ausbildungsgänge sollten sich zudem auf
eine enge Zusammenarbeit zwischen den
Betrieben und verschiedenen Bildungsan-
bietern (Schulen der Sekundarstufe II,
kommunalen Erwachsenenbildungs-
einrichtungen, Hochschulen und Univer-
sitäten, gewerblichen Bildungsveran-
staltern) gründen. Hinsichtlich der Berufs-
sparten, in denen die qualifizierte Berufs-
ausbildung angeboten werden sollte,
wurden keinerlei Beschränkungen festge-
legt. Zu den Ausbildungsgängen wurden
sowohl Absolventen der Sekundarstufe II
zugelassen, die direkt von der Schule ka-
men, als auch bereits berufstätige Perso-
nen, die ihre Qualifikationen auf einem
bestimmten Gebiet weiter ausbauen woll-
ten. Die Ausbildungsgänge wurden vom
Staat finanziert, doch trug die Wirtschaft
einen Teil der Kosten für die betriebli-
chen Ausbildungsabschnitte.

Selbst im Entwurfsstadium konnte sich das
neue Berufsausbildungskonzept der Kri-

tik nicht völlig entziehen. Es wurden
hauptsächlich zwei Einwände gegen das
neue Ausbildungsmodell erhoben. Erstens
wurde in Frage gestellt, ob die Wirtschaft
überhaupt genügend Ausbildungsplätze
bereitstellen würde. Zweitens entbrannte
eine Diskussion darüber, inwieweit die
qualifizierte Berufsausbildung als neues
eigenständiges Bildungssystem oder aber
im Rahmen der bestehenden Hochschu-
len und Universitäten organisiert werden
sollte. Bei letzterer Diskussion ging es
unter anderem auch um die Frage, ob es
sich bei der qualifizierten Berufsausbil-
dung tatsächlich um eine postsekundäre
Ausbildung handelte, und wenn ja, ob
diese nicht in das Hochschulwesen ein-
gegliedert werden sollte. Teils als Folge
dieser Debatten lief die qualifizierte Be-
rufsausbildung zunächst als Modellver-
such an, bei dem Erfahrungen mit neuen
Ausbildungsgängen, neuen Ausbildungs-
methoden und neuen Ausbildungs-
veranstaltern gesammelt werden sollten.

Methodik

Unser Evaluationsmodell beinhaltete fürs
Erste eine Selbstbewertung der einzelnen
Ausbildungsgänge durch die Beteiligten.
Mit dieser Selbstbewertung wurden zwei
Ziele verfolgt. Grundsätzlich hielten wir
die Selbstbewertung für ein rationelles
Verfahren zur Erhebung eines Teils der
Informationen, die wir für unsere Unter-
suchung benötigten. Zugleich hatten wir
auch die Hoffnung, dass die Selbst-
bewertung den Beteiligten einen Ansporn
zur Reflexion über die eigene Arbeit ge-
ben und uns somit ein Instrument für die
fortlaufende Verbesserung der Qualität auf
lange Sicht liefern würde. Der nächste
Schritt in unserem Evaluationsprozess
bestand darin, 24 der Ausbildungsgänge
einen Besuch abzustatten und die Betei-
ligten bei dieser Gelegenheit darum zu
bitten, ihre Bewertungen näher zu erläu-
tern und auszuführen, während wir
gleichzeitig versuchten, die Validität die-
ser Aussagen zu beurtei len. Diese
Inspektionsbesuche sollten sicherstellen,
dass alle Seiten die Möglichkeit erhielten,
gehört zu werden.

Ergänzt wurden das Selbstbewertungs-
verfahren und unsere im Vorangegange-
nen beschriebenen Inspektionsbesuche in
den verschiedenen Ausbildungsgängen

„Die qualifizierte Berufs-
ausbildung ist eine neue
postsekundäre Ausbil-
dungsform, deren Einfüh-
rung von der Wirtschaft
bereits seit langem gefor-
dert worden war. Bei der
qualifizierten Berufsaus-
bildung war ein Drittel der
Ausbildungszeit der fortge-
schrittenen Anwendung
theoretischer Kenntnisse
an einem Arbeitsplatz ge-
widmet. Dabei sollten diese
Ausbildungsgänge nicht als
traditionelle betriebliche
Lehre organisiert werden,
sondern vielmehr von ei-
nem aktiven Lern- und Pro-
blemlösungsprozess am Ar-
beitsplatz ausgehen und in
eine im Bildungswesen ver-
ankerte Struktur eingebet-
tet sein.“

„Es wurden hauptsächlich
zwei Einwände gegen das
neue Ausbildungsmodell er-
hoben. Erstens (…) ob die
Wirtschaft überhaupt genü-
gend Ausbildungsplätze be-
reitstellen würde. Zweitens
(…) inwieweit die qualifi-
zierte Berufsausbildung als
neues eigenständiges Bil-
dungssystem organisiert
oder aber im Rahmen der
bestehenden Hochschulen
und Universitäten organi-
siert werden sollte.“
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durch eine Reihe von Fragebogener-
hebungen, die sich an alle Auszubilden-
den wandten. Die erste Umfrage (9804
Teilnehmer)3 wurde zu Beginn der Aus-
bildungszeit durchgeführt und diente der
Erfassung von Daten über die gesellschaft-
liche Herkunft und Vorbildung der Aus-
zubildenden. Einige Fragen bezogen sich
auf die Ausbildungswahl und die Erwar-
tungen der Auszubildenden. Die zweite
Befragung (4586 Teilnehmer)4 fand gegen
Ende der Ausbildung statt und konzen-
trierte sich vornehmlich auf die Erfahrun-
gen des Teilnehmers mit dem jeweiligen
Ausbildungsgang. Der dritte Fragebogen
(1293 Teilnehmer)5 wurde ein halbes Jahr
nach dem Abschluss der Ausbildungs-
gänge ausgesandt und sollte möglichst
viele in den Arbeitsmarkt eintretenden
Absolventen in der „Stunde der Wahrheit“
erfassen, in der sich ihre Erwartungen
bestätigten oder nicht. In dieser Umfrage
wurden die Absolventen u. a. nach ihren
Erfahrungen mit den verschiedenen Aus-
bildungsgängen sowie nach ihrer Begeg-
nung mit dem Arbeitsmarkt befragt.

Inhalt und Aufbau
der qualifizierten
Berufsausbildung

Die von der Regierung eingesetzte Fach-
kommission zur qualifizierten Berufsaus-
bildung war für die Verwaltung des Mo-
dellversuchs zuständig. Dieser Fach-
kommission gehören Vertreter verschie-
dener politischer Parteien, Arbeitnehmer-
und Arbeitgeberorganisationen, Kommu-
nen und Hochschulen an.

Die Fachkommission rief zahlreiche Ak-
teure dazu auf, sich an dem Modellver-
such zu beteiligen. Mehr als 800 Bewer-
ber bekundeten ihr Interesse an diesem
Vorhaben. In den ersten drei Jahren wur-
den 208 Ausbildungsgänge von der Fach-
kommission genehmigt. Die drei größten
diesbezüglichen Ausbildungsanbieter
waren die kommunalen Schulträger, d. h.
die Schulen der Sekundarstufe II und der
kommunalen Erwachsenenbi ldung
(59 %), private Bildungseinrichtungen und
Ausbildungsfirmen (19 %) sowie Univer-
sitäten und Hochschulen (15 %).

Es handelte sich hierbei insofern um eine
postsekundäre Ausbildung, als für die Zu-

lassung der Abschluss der Sekundarstufe II
oder der Nachweis gleichwertiger Kennt-
nisse vorausgesetzt wurde. Unsere Unter-
suchungsergebnisse zeigen, dass 48 % der
Auszubildenden eines der studienvor-
bereitend angelegten Programme der
Sekundarstufe II abgeschlossen hatten und
48 % eines der berufspraktisch orientier-
ten Programme (die verbleibenden 4 %
entfallen auf Sonderfälle, u. a. Teilnehmer
mit ausländischem Schulabschluss).

Die Dauer der Ausbildungsgänge betrug
zwischen 40 und 120 Studienwochen
(„akademischen Anrechnungspunkten“,
d. h. anrechnungsfähigen Studienein-
heiten, die jeweils einer Woche Vollzeit-
studium entsprechen), wobei die häufig-
ste Ausbildungsdauer bei 80 Studien-
wochen lag (76 %). Die Ausbildungsgänge
konnten entweder semesterweise oder
aber in einem Zuge ohne Semesterein-
teilung absolviert werden. Ein Aus-
bildungsgang im Umfang von 80 Studien-
wochen oder mehr führte in der Regel
zum Erwerb eines Abschlusses/Zeugnis-
ses der qualifizierten Berufsausbildung.

Die Ausbildungsinhalte wurden den Lehr-
plänen der Sekundarstufe II, berufsbezo-
genen Aufbaukursen, den Studienplänen
der Hochschulen sowie der Arbeitswelt
entnommen. Lehrkräfte wurden entweder
fest angestellt oder aber von Fall zu Fall
(für den Unterricht in einem bestimmten
Fach oder Themenbereich) auf Honorar-
basis beauftragt bzw. im Rahmen von
befristeten Verträgen beschäftigt. Überge-
ordnetes Ziel war, dass die Ausbildung
eine berufspraktische Orientierung mit
dem Erwerb eingehender theoretischer
Kenntnisse verbinden sollte. Das Zusam-
menspiel von Theorie und Praxis galt als
besonders wichtig sowohl im Hinblick auf
die Qualität der Ausbildung als auch im
Hinblick auf die Erfüllung der Bedürfnis-
se des Arbeitsmarktes und der Auszubil-
denden. Auszubildende, die eine qualifi-
zierte Berufsausbildung durchliefen, hat-
ten Anspruch auf staatliche Ausbildungs-
förderung gemäß den für die Hochschul-
bildung geltenden Bestimmungen.

Die Ausbildung am Arbeitsplatz bildete
einen wichtigen Bestandteil der qualifi-
zierten Berufsausbildung. Ein Drittel der
Ausbildungszeit wurde in einem Betrieb
absolviert; hier sollten die Auszubilden-
den ihre analytischen Fähigkeiten verfei-

3) Wir erhielten 7908 Antworten
(80,7 %).

4) Wir erhielten 3435 Antworten
(74,9 %).

5) Wir erhielten 1124 Antworten
(86,9 %).
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Tabelle 1

Zahl der Ausbildungsgänge und Auszubildenden,
aufgeschlüsselt nach Beschäftigungsbereichen

Beschäftigungsbereiche Ausbildungsgänge Auszubildende
Zahl % Zahl %

Verarbeitendes Gewerbe 52 25 2306 22
Informationstechnologie 45 22 2508 24
Handel und Verwaltung 24 12 1560 15
Tourismus einschl.
Gaststättengewerbe 20 10 1179 11
Baugewerbe 13 6 607 6
Sonstiges 13 6 437 4
Transportgewerbe 10 5 574 5
Gesundheitswesen 9 4 284 3
Land- und Forstwirtschaft,
Gartenbau 8 4 327 3
Holzindustrie 5 2 190 2
Umweltschutz 5 2 305 3
Nahrungsmittelgewerbe 4 2 206 2

Insgesamt 208 100 10483 100

versuchs wie der qualifizierten Berufsaus-
bildung überaus vielschichtige Ergebnis-
se hervor. Im Folgenden werden wir uns
auf drei Fragenkomplexe konzentrieren.
Ers tens,  welche Arten von Ausbi l -
dungsgängen wurden von den Veranstal-
tern angeboten? Welche Inhalte und wel-
ches Wesen hatten diese Ausbildungs-
gänge, und inwieweit entsprachen sie den
Anforderungen des Marktes? Zweitens,
wie war die Ausbildung am Arbeitsplatz
organisiert? Drittens, wie sprach die Wirt-
schaft auf das neue Ausbildungskonzept
an? Was passierte mit den Absolventen
nach Abschluss der Ausbildung, und wie
beurteilten sie die durchlaufene Ausbil-
dung im Rückblick?

Bezug der Ausbildungsgänge zur Nach-
frage des Marktes

Die für den Modellversuch vorgegebenen
Leitlinien enthielten relativ wenig Aufla-
gen oder Beschränkungen. Demgemäß
stand es den einzelnen Ausbildungsan-
bietern frei, eigene Initiativen zu ergrei-
fen, und die angebotenen Ausbildungs-
gänge spiegelten unseres Erachtens so-
wohl die Vorstellungen der Fachkom-
mission als auch die der einzelnen Aus-
bildungsanbieter in Bezug auf die Nach-
frage des Marktes wider. Um letztere Aus-
sage etwas zu relativieren, soll hier aller-
dings angemerkt werden, dass die Fach-
kommission von der Regierung die Auf-
lage erhielt, Ausbildungsgängen für Tech-
niker, im Bereich Informationstechno-
logie6 und im Gesundheitswesen7 den
Vorrang einzuräumen. Diese Auflagen
sollte man bei der Betrachtung der ange-
botenen Arten von Ausbildungsgängen,
welche in Tabelle 1 aufgeführt sind, im
Gedächtnis behalten.

Tabelle 1
Als Erstes ist aus Tabelle 1 eine deutliche
Konzentration des Ausbildungsangebots
auf vier Beschäftigungsbereiche ersicht-
lich, und zwar auf das verarbeitende Ge-
werbe (22 %), den Bereich Informations-
technologie (24 %), den Bereich Handel
und Verwaltung (15 %) sowie den Bereich
Tourismus einschließlich des Gaststätten-
gewerbes (11 %). Diese locken zusammen
72 % aller Auszubildenden an, was jedoch
in keiner Weise den tatsächlichen Anteil
dieser Bereiche an der Gesamtbeschäf-
tigung widerspiegelt. Acht Bereiche tei-
len sich die verbleibenden 28 % der Aus-
zubildenden.

nern, umfassende und systematische Kon-
zepte in die Praxis umsetzen und eigen-
verantwortlich handeln. Damit dies ord-
nungsgemäß ablaufen konnte, sollte eine
weit reichende Beaufsichtigung bzw. Be-
treuung vorhanden sein. Der Arbeitsplatz
musste dergestalt organisiert sein, dass ein
Lernen möglich wurde – dies war eine
wichtige Voraussetzung. Obgleich die
Ausbildung am Arbeitsplatz dem Ziel dien-
te, den Einzelnen mit einem Beruf oder
Berufsfeld vertraut zu machen, sollte die-
se dennoch nicht so eng angelegt sein wie
konventionelle Formen der innerbetrieb-
lichen Personalschulung.

Angesichts der großen Bedeutung, die den
betrieblichen Ausbildungsabschnitten im
Rahmen der qualifizierten Berufsausbil-
dung zukam, war eine aktive Beteiligung
der Arbeitgeber an der Gestaltung der
Ausbildungsgänge eine unabdingbare
Voraussetzung. Ebenso war festgelegt
worden, dass das mit der Verwaltung ei-
nes Ausbildungsgangs betraute Gremium
mehrheitlich mit Vertretern der Arbeits-
welt besetzt sein musste.

Ergebnisse

Wie zu erwarten war, brachte die Evalua-
tion eines derart groß angelegten Modell-

„Als Erstes ist (…) eine
deutliche Konzentration
des Ausbildungsangebots
auf vier Beschäftigungs-
bereiche ersichtlich, und
zwar auf das verarbeiten-
de Gewerbe (22 %), den Be-
reich Informationstechno-
logie (24 %), den Bereich
Handel und Verwaltung
(15 %) sowie den Bereich
Tourismus einschließlich
des Gaststättengewerbes
(11 %). Diese locken zusam-
men 72 % aller Auszubilden-
den an, was jedoch in kei-
ner Weise den tatsächlichen
Anteil dieser Bereiche an
der Gesamtbeschäftigung
widerspiegelt.“

6) Regierungsvorlage: Regeringens
proposition 1997/98:150. 1998 års
ekonomiska vårproposition (Regie-
rungsvorlage vom Frühjahr 1998 zur
Finanzpolitik). Stockholm: Finansde-
partementet (Schwedisches Ministeri-
um der Finanzen).

7) Regierungsvorlage: Regeringens
proposition 1997/98:113. Nationell
handlingsplan för äldrepolitiken (Na-
tionaler Handlungsplan zur Senioren-
politik). Stockholm: Socialdeparte-
mentet (Schwedisches Ministerium für
Gesundheit und soziale Angelegen-
heiten).



BERUFSBILDUNG NR. 21 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

Cedefop

11

Des Weiteren fällt auf, dass einige Sekto-
ren deutlich unterrepräsentiert sind. So
stellt etwa das Gesundheitswesen 15 %
der Gesamtheit aller Beschäftigten, konnte
jedoch nur 3 % der Teilnehmer am Mo-
dellversuch für sich gewinnen, und das
trotz der ihm von der Regierung zuerkann-
ten Vorrangstellung (siehe oben). Ande-
rerseits konnte der Tourismusbereich, der
nur 3 % des Gesamtarbeitsmarktes aus-
macht, 11 % der Auszubildenden für sich
verbuchen. Für den Bereich Informations-
technologie entschieden sich 24 % der
Teilnehmer, allerdings ist es hier schwie-
rig, den genauen Beschäftigungsanteil
dieses Wirtschaftszweigs zu veranschla-
gen (nach relativ zuverlässigen Schätzun-
gen dürfte der Anteil jedoch nicht über
5 % liegen). In diesem Bereich haben die
von der Regierung vorgegebenen Priori-
täten offenbar Wirkung gezeigt (oder aber
die Nachfrage entsprach hier genau den
vorgegebenen Prioritäten). Zwar mag die-
ses Inanspruchnahmemuster den zukünf-
tigen Bedürfnissen des Arbeitsmarktes
durchaus in gewissem Maße entgegen-
kommen, doch ist es äußerst unwahr-
scheinlich, dass sich die Beschäftigungs-
nachfrage so fundamental wandeln wird,
dass sie das hier erkennbare Miss-
verhältnis rechtfertigen würde.

Möglicherweise ist es leichter, diese Un-
gleichgewichte als Reaktion auf den ge-
genwärtigen Arbeitskräftemangel in ver-
schiedenen Wirtschaftszweigen (insbeson-
dere in den Bereichen Informations-
technologie und Tourismus) aufzufassen
denn als generellen Abgleich zwischen der
Zahl der Auszubildenden und dem
Gesamtarbeitsmarkt. Von diesem Stand-
punkt aus müssen wir die Verteilung der
Auszubildenden auf die Ausbildungsgänge
als eine vorübergehende Zuordnung ver-
stehen, die ständig neu bestimmt wird.
Dadurch ließe sich etwa das große Inter-
esse am Tourismusbereich erklären. Das
Tourismusgewerbe wird in den nächsten
Jahren sehr wahrscheinlich noch einige
tausend weitere Ausbildungsabsolventen
gebrauchen können, doch steht keines-
wegs fest, dass diese Nachfrage auch lang-
fristig Bestand haben wird. Auch im Be-
reich Informationstechnologie fehlt es ge-
genwärtig an Arbeitskräften, doch sind hier
unseres Erachtens Zweifel angebracht, ob
die Qualität der im Rahmen der qualifi-
zierten Berufsausbildung erworbenen
Kompetenzen ausreicht, um dieser Nach-

frage zu entsprechen. Viele der angebote-
nen Ausbildungsgänge liegen nicht auf
postsekundärem Niveau und sollten lieber
in die Sekundarstufe II eingegliedert wer-
den. Diese wurden von uns als „EDV-Füh-
rerschein-Ausbildungen“ charakterisiert,
welche auf lange Sicht in alle Bildungs-
gänge integriert werden sollten.

Ferner kann die Heranziehung von Be-
schäftigungsnachfragefaktoren allein nicht
erklären, weshalb die Zahl der Auszubil-
denden im Gesundheitswesen so niedrig
ist. Hier stoßen wir auf einen anderen
Mechanismus, der mit der berufsständi-
schen Anerkennung zusammenhängt. Die
Zulassung zum Gesundheitswesen ist in
Schweden durch berufliche Vorschriften
und Gesetze streng geregelt. So darf bei-
spielsweise niemand als Arzt oder Kran-
kenschwester tätig werden, ohne einen
entsprechenden beruflichen Befähigungs-
nachweis zu besitzen. Auch für eine Tä-
tigkeit als Hilfskrankenschwester oder
Krankenpfleger wird eine angemessene
Ausbildung vorausgesetzt. In diesem
hochgradig regulierten System müssen die
Berufsbilder deutlich festgelegt und ge-
geneinander abgegrenzt werden. Unserem
Eindruck zufolge ist dies der qualifizier-
ten Berufsausbildung nicht sonderlich gut
gelungen. Im Vergleich dazu haben etwa
im verarbeitenden Gewerbe, wo keine
derart strengen beruflichen Einteilungen
vorzufinden sind, die Arbeitgeber und die
Ausbildungsanbieter mittlerweile enge Be-
ziehungen zueinander aufgebaut.

Das Wesen der Ausbildungsgänge

Eine weitere Dimension bei der Analyse
der Ausbildungsgänge waren deren cha-
rakteristischen Bestandteile, fachliche
Schwerpunkte und Anpassung an die Be-
dürfnisse des Arbeitsmarktes. Zielten die
Ausbildungsgänge auf die Ausübung eines
spezifischen Berufes ab, oder bereiteten
sie eher allgemein auf ein bestimmtes
Beschäftigungsfeld vor? Erfassten die Aus-
bildungsgänge auch neue Bereiche des
Arbeitsmarktes, oder konzentrierten sie
sich auf die traditionellen Beschäftigungs-
zweige? Enthielten die Ausbildungsgänge
auch Aspekte zur Förderung des Unterneh-
mertums und Vorbereitung auf die beruf-
liche Selbstständigkeit?

Unsere Ergebnisse zeigen, dass etwa 80 %
der Ausbildungsgänge auf die Ausübung

„Zwar mag dieses Inan-
spruchnahmemuster den
zukünftigen Bedürfnissen
des Arbeitsmarktes durch-
aus in gewissem Maße ent-
gegenkommen, doch ist es
äußerst unwahrscheinlich,
dass sich die Beschäfti-
gungsnachfrage so funda-
mental wandeln wird, dass
sie das hier erkennbare
Missverhältnis rechtferti-
gen würde.“
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eines spezifischen Berufes ausgerichtet
waren. Der Rest war eher allgemeiner
Natur, zum Beispiel die von uns zuvor als
„EDV-Führerschein-Ausbildungen“ be-
schriebenen Ausbildungsgänge auf dem
Gebiet der Informationstechnologie. Aus-
bildungsgänge im Baugewerbe und im
Bereich Handel und Verwaltung waren
öfter allgemeiner angelegt als andere.
Fortbildungen im Baugewerbe beziehen
sich schon seit jeher vornehmlich auf die
Verwaltungsaufgaben von Vorarbeitern,
Polieren und Aufsichtspersonen, und dies
machte sich auch bei den Ausbildungs-
gängen im Rahmen dieses Modellversuchs
bemerkbar. Ebenso waren auch Fortbil-
dungen im kaufmännisch-administrativen
Bereich für gewöhnlich allgemeinerer
Natur. Bei vielen dieser Ausbildungsgänge
handelte es sich de facto um Aufstiegs-
fortbildungen, die zu leitenden Stellun-
gen hinführten. Diese Ausbildungsgänge
fanden sich häufig in voll entwickelten
Wirtschaftszweigen wie dem Baugewer-
be und dem verarbeitenden Gewerbe.
Selbstverständlich ist es schwierig, hier
klare Grenzen zu ziehen. Wir haben es
mit einem Kontinuum zu tun, bei dem
einige Ausbildungsgänge allgemeinerer
Natur sind als andere. Die große Gruppe
der Ausbildungsgänge für Techniker im
verarbeitenden Gewerbe etwa lässt sich
nur schwer anhand des Kriteriums der
„Allgemeinheit“ charakterisieren. Einer-
seits waren diese Ausbildungen inhaltlich
sehr allgemein angelegt, andererseits je-
doch wendeten sie sich an eine fest um-
rissene Berufsgruppe, nämlich die der
Techniker. Wir beschlossen, diese Aus-
bildungsgänge als berufsbezogen einzu-
stufen. Ob der Arbeitsmarkt die Absolven-
ten langfristig als qualifizierte Techniker
akzeptieren wird, bleibt abzuwarten. Kei-
ner der von uns untersuchten Aus-
bildungsgänge war hingegen so allgemein
gehalten, dass die Absolventen Gefahr lie-
fen, nach dem Abschluss keine Beschäf-
tigung zu finden.

Eine weitere Zielsetzung dieses Modell-
versuchs war die vorrangige Förderung
neuer Wirtschaftssparten und neuer Be-
rufsbilder. Wie unsere Ergebnisse gezeigt
haben, war die Mehrzahl der Aus-
bildungsgänge in wohl entwickelten Wirt-
schaftszweigen angesiedelt und auf eta-
blierte Berufsbilder ausgerichtet. Dennoch
fanden wir e inige innovat ive Aus-
bildungsgänge in den Bereichen Umwelt-

schutz, Informationstechnologie und Han-
del und Verwaltung. In einem Fall wurde
dies durch behördliche Regelungen deut-
lich begünstigt. So traten in Schweden vor
kurzem neue Umweltschutzgesetze in
Kraft, die private Unternehmen und Ein-
richtungen des öffentlichen Dienstes dazu
verpflichten, Umweltschutzfragen in an-
gemessener Weise anzugehen. Gegenwär-
tig gibt es diesbezüglich noch nicht ge-
nügend einschlägige Ausbildungen. Im
Bereich Informationstechnologie wieder-
um gestaltet sich die Analyse komplexer.
In gewisser Hinsicht handelt es sich hier-
bei um einen komplett neuen Wirtschafts-
zweig, mit neuen Berufen und Arbeitsauf-
gaben, doch ist das tatsächliche Ausmaß
der Innovation von Fall zu Fall verschie-
den. Wir fanden hier sowohl herkömmli-
che Ausbildungsgänge in der Signal-
verarbeitung oder der Softwaretechnik vor
wie auch neu eingerichtete Ausbildungen,
die auf neue Berufe im Multimediabereich
vorbereiteten, etwa den des Webdirektors.
Im Bereich Handel und Verwaltung gab
es einige neue Ausbildungen im Vertrieb
bestimmter Produkte sowie einige Aus-
bildungsgänge mit dem Schwerpunkt in-
ternationale Handelsbeziehungen. Das
gestiegene Interesse am internationalen
Handel hängt u. a. mit dem Beitritt
Schwedens zur Europäischen Union zu-
sammen.

Insgesamt schienen viele der Aus-
bi ldungsgänge auf Beschäft igungs-
bereiche ausgerichtet zu sein, in denen
Arbeitskräfte fehlen. Die größte Arbeits-
kräftenachfrage besteht derzeit in der pri-
vaten Wirtschaft, bezeichnende Beispiele
hierfür sind der Mangel an Computer-
fachkräften und anderen Technikern auf
dem Gebiet der Informationstechnologie
sowie der Mangel an Vorarbeitern und
Polieren im Baugewerbe. Eine weitere
bedeutende Kategorie findet sich im Be-
reich Handel und Verwaltung. Gesucht
wird die moderne Sekretärin, die im Um-
gang mit den heutigen EDV-Programmen
wie Word und Excel ebenso versiert ist
wie in der Handhabung unterschiedlicher
Buchhaltungssysteme. Diese Arten von
Kompetenzen sind insbesondere bei
Zeitarbeits- bzw. Personalverleihfirmen
wie Manpower sehr gefragt (die zurzeit
eine kräftige Expansion erleben).

Rund 25 % der Ausbildungsgänge um-
fassten Ausbildungselemente zur Förde-

„(…) etwa 80 % der Aus-
bildungsgänge (waren) auf
die Ausübung eines spezifi-
schen Berufes ausgerichtet
(…). Der Rest war eher all-
gemeiner Natur, zum Bei-
spiel (…) Ausbildungs-
gänge auf dem Gebiet der
Informationstechnologie.“

„(…) die Mehrzahl der Aus-
bildungsgänge (war) in
wohl entwickelten Wirt-
schaftszweigen angesiedelt
und auf etablierte Berufs-
bilder ausgerichtet.“

„Rund 25 % der Ausbil-
dungsgänge umfassten Aus-
bildungselemente zur För-
derung des Unternehmer-
tums und Vorbereitung auf
die berufliche Selbstän-
digkeit. Kleine Wirtschafts-
zweige wie das Nahrungs-
mittelgewerbe und die
Holzindustrie zeigten ein
größeres Interesse an dies-
bezüglichen Fächern als
größere (…)“
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rung des Unternehmertums und Vorberei-
tung auf die berufliche Selbständigkeit.
Kleine Wirtschaftszweige wie das Nah-
rungsmittelgewerbe und die Holzindustrie
zeigten ein größeres Interesse an diesbe-
züglichen Fächern als größere; in zwei
bedeutenden Bereichen, dem verarbeiten-
den Gewerbe und der Informations-
technologie, waren solche Fächer dage-
gen so gut wie gar nicht vertreten. Die
entsprechenden Ausbildungsgänge im
Bereich Land- und Forstwirtschaft und
Gartenbau waren in erster Linie auf die
Bedürfnisse von Betriebsnachfolgern zu-
geschnitten, d. h. sie wendeten sich an
Erben, die das von den Eltern hinterlas-
sene Anwesen übernahmen.

Zusammenfassend deutet unsere Analyse
darauf hin, dass die Ausbildungsgänge
eine andere Gestalt angenommen haben
als ursprünglich vorgesehen. Des Weite-
ren waren, einmal abgesehen vom Bereich
Informationstechnologie, die Beschäfti-
gungszweige, in denen die Ausbildungs-
gänge den größten Zuspruch fanden, nicht
diejenigen, die in den ursprünglichen
politischen Diskussionen oder in der dar-
auf folgenden Planungs- und Umsetzungs-
phase von der Regierung ins Auge gefasst
worden waren. Es war weder vorherge-
sehen noch geplant, dass so viele Aus-
bildungsgänge der Aufstiegsfortbildung
zur Einnahme leitender Stellungen dienen
oder auf eine selbstständige Unternehmer-
tätigkeit vorbereiten würden. Inwieweit
sich diese Schwerpunktverlagerung als
positiv oder negativ erweist, bleibt abzu-
warten.

Die betriebliche Ausbildung

Wie zuvor erwähnt ist die Ausbildung am
Arbeitsplatz ein wichtiger Bestandteil der
qualifizierten Berufsausbildung. In Anbe-
tracht der relativ freien Vorgaben für den
Modellversuch war es interessant, zu er-
mitteln, was dabei letztendlich herauskam,
d. h. wie die betriebliche Ausbildung or-
ganisiert wurde und wie sie von den Aus-
zubildenden und der Wirtschaft angenom-
men und bewertet wurde. Ausgehend von
unserem Material lassen sich vier Arten
von betrieblicher Ausbildung unterschei-
den: Praktikum, Projektarbeit, Lehrlings-
ausbildung und Patenschaft.

Am häufigsten war der betriebliche Aus-
bildungsabschnitt als traditionelles Prak-

tikum organisiert. Die Auszubildenden
sollten hierbei ihre erworbenen theoreti-
schen Kenntnisse in die Praxis umsetzen.
Im Normalfall übernahmen die Praktikan-
ten zunächst einzelne Teilaufgaben und
gingen dann nach und nach zur Ausübung
sämtlicher Tätigkeiten eines Vollzeit-
beschäftigten über.

Eine andere häufig anzutreffende Form
der Gestaltung der betrieblichen Ausbil-
dung war die Durchführung einer be-
triebsspezifischen Projektarbeit. So konn-
ten die Auszubildenden beispielsweise für
eine Firma einen Marketingplan ausarbei-
ten oder Webseiten entwerfen. Auf diese
Weise konnten die Auszubildenden ihre
Fähigkeiten zur Planung und Koordinie-
rung der eigenen Arbeit entfalten, was oft
in Zusammenarbeit mit anderen Auszu-
bildenden und Mitarbeitern des betreffen-
den Unternehmens geschah.

Eine dritte Organisationsform, die jedoch
nur in wenigen handwerklichen Aus-
bildungsgängen angewandt wurde, war
die traditionelle betriebliche Lehrlingsaus-
bildung. Unter der Aufsicht eines erfah-
renen Betreuers übten die Auszubilden-
den die berufsspezifischen Fertigkeiten
ein und eigneten sich die jeweilige Berufs-
tradition an. Was der einzelne Auszubil-
dende dabei tatsächlich lernte, hing von
seinem jeweiligen Ausbilder ab sowie von
der Produktion, die im betreffenden Zeit-
raum gerade anfiel.

Und schließlich kam bei einigen Aus-
bildungsgängen, die auf eine selbst-
ständige Unternehmertätigkeit vorbereiten
sollten, ein Verfahren zum Einsatz, dass
man als „Patenschaft“ bezeichnen kann.
Die Auszubildenden wurden dabei von
einer Gruppe von „Patenunternehmen“
betreut und planten gemeinsam mit ih-
ren Lehrkräften und Vertretern der Paten-
unternehmen verschiedene Formen der
betrieblichen Ausbildung, die auf die Be-
dürfnisse des einzelnen Auszubildenden
zugeschnitten waren.

Wie bereits angesprochen war am Kon-
zept der qualifizierten Berufsausbildung
bemängelt worden, dass das Interesse der
Wirtschaft an dieser Art der Ausbildung
möglicherweise überschätzt wurde. Die
wichtigste Frage in dieser Beziehung lau-
tete: Würde die Wirtschaft genügend Aus-
bildungsplätze zur Verfügung stellen, die

„(…) unsere Analyse (deu-
tet) darauf hin, dass die
Ausbildungsgänge eine an-
dere Gestalt angenommen
haben als ursprünglich vor-
gesehen.“
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den an den betrieblichen Ausbildungsteil
gestellten Anforderungen entsprachen?
Die Befürchtungen der Kritiker erwiesen
sich, zumindest was den Modellversuch
anbelangte, als übertrieben. Bei den mei-
sten Ausbildungsgängen gab es im Hin-
blick auf die Beschaffung der benötigten
Anzahl betrieblicher Ausbildungsplätze
kaum Schwierigkeiten. Allerdings bleibt
dahingestellt, ob sich die Beschaffung von
Ausbildungsplätzen bei einer Ausweitung
dieser Ausbildungsform zu einem Problem
entwickeln könnte. Derzeit lässt sich noch
nicht sagen, wie stabil das System tatsäch-
lich ist. Jedoch wird eine umfassendere
Anerkennung und Erörterung des Systems
der qualifizierten Berufsausbildung in der
Privatwirtschaft vonnöten sein, wenn sich
das System in der Zukunft langfristig
durchsetzen soll.

Alles in allem fiel die Integration der schu-
lischen und der betrieblichen Ausbildung
zur Zufriedenheit der Auszubildenden
aus. Die Auszubildenden gaben uns ge-
genüber an, dass sie nach Absolvierung
der betrieblichen Ausbildung ein besse-
res Verständnis der Theorie gewonnen
hätten. Ebenso kamen sie zu dem Schluss,
dass die schulische Vorbereitung auf den
Eintritt in die Arbeitswelt notwendig ge-
wesen sei, und sie hatten nach den be-
trieblichen Ausbildungsabschnitten eine
positivere Einstellung zum gesamten
Schulsystem gewonnen. Viele Auszubil-
denden entschieden sich für diese Aus-
bildungsform, eben weil alle qualifizier-
ten Berufsausbildungen betriebliche Aus-
bildungsabschnitte vorsahen (die ein Drit-
tel der gesamten Ausbildungsdauer aus-
machten). Auf eine Frage hin sagten 84 %
der Auszubildenden aus, dass diese inte-
grierte Form der Ausbildung ihren Bedürf-
nissen am besten entgegenkomme, und

89 % zeigten sich mit ihrem letzten be-
trieblichen Ausbildungsabschnitt zufrie-
den. Aus unserer Sicht stellt die Ausbil-
dung an einem Arbeitsplatz für junge
Menschen, denen ein theoretischer Bil-
dungsweg weniger zusagt, eine interes-
sante Alternative dar.

Die Absolventen und der Arbeitsmarkt

Ein maßgeblicheres Urteil über den Nut-
zen der qualifizierten Berufsausbildung
liefern der Werdegang der Absolventen
nach dem Abschluss der Ausbildung und
ihre Bewertung des durchlaufenen Aus-
bildungsgangs im Rückblick. Diese Fra-
gen stellten wir den Teilnehmern sechs
Monate nach Ausbildungsabschluss8.

Tabelle 2
Wie aus Tabelle 2 entnommen werden
kann, hatten 75 % der Absolventen ein
halbes Jahr nach Beendigung des Ausbil-
dungsgangs ein Anstellungsverhältnis. Im
derzeit herrschenden Arbeitsmarktklima
muss dies als sehr gutes Resultat gewer-
tet werden. Darüber hinaus hatten wei-
tere 4 % eigene Firmen gegründet. So-
mit waren insgesamt 79 % der Absolven-
ten erwerbstätig. Auf eine Frage hin ga-
ben 84 % der Beschäftigten und Selbstän-
digen an, eine Tätigkeit auszuüben, die
mit der durchlaufenen qualifizierten Be-
rufsausbildung in Zusammenhang stand.
Zugleich ist es dennoch recht enttäu-
schend, dass, wie aus Tabelle 2 ersicht-
lich, 14 % der Absolventen ein halbes
Jahr nach Abschluss ihres Ausbildungs-
gangs nach wie vor arbeitslos waren.
Ebenso stellten wir bei den Absolventen
der qualifizierten Berufsausbildung eine
recht niedrige Übergangsquote in den
Hochschulbereich fest (lediglich 7 %).
Dies war indes nicht völlig unerwartet,
da keiner der Ausbildungsgänge im Hin-
blick darauf konzipiert war, einen naht-
losen Übergang in das Hochschulwesen
zu ermöglichen.

Ein Indikator für die Qualität der Aus-
bildungsgänge waren die Ansichten der
Teilnehmer. Auf die Frage „Sind Sie mit
Ihrer qualifizierten Berufsausbildung zu-
frieden?“ antworteten 79 % der Teilneh-
mer mit „Ja“, und 76 % waren der Auffas-
sung, dass die qualifizierte Berufsausbil-
dung einen Bezug zu ihrer gegenwärti-
gen Tätigkeit aufwies. Was die Dauer der
Ausbildungsgänge betraf, so wurde diese
von 75 % als „genau richtig“ empfunden,

Tabelle 2

Beschäftigungssituation der Auszubildenden
sechs Monate nach Ausbildungsabschluss
(in absoluten Zahlen und in %)

Zahl %
In Anstellung 845 75
An Hochschule oder Universität 82 7
Selbständig 50 4
Arbeitslos 153 14

8) Wir erhielten Antworten von 1124
Teilnehmern. Sechs Teilnehmer stuf-
ten sich selbst sowohl als Hochschul-
/Universitätsstudenten als auch als ar-
beitslos ein.

„Alles in allem fiel die Inte-
gration der schulischen
und der betrieblichen Aus-
bildung zur Zufriedenheit
der Auszubildenden aus.“

„(…) 84 % der Auszubilden-
den (sagten) aus, dass die-
se integrierte Form der
Ausbildung ihren Bedürf-
nissen am besten entgegen-
komme, und 89 % zeigten
sich mit ihrem letzten be-
trieblichen Ausbildungsab-
schnitt zufrieden.“

„(…) 75 % der Absolventen
(hatten) ein halbes Jahr
nach Beendigung des Aus-
bildungsgangs ein Anstel-
lungsverhältnis. Im derzeit
herrschenden Arbeits-
marktklima muss dies als
sehr gutes Resultat gewer-
tet werden. Darüber hinaus
hatten weitere 4 % eigene
Firmen gegründet.“
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während 18 % die Ausbildung für zu kurz
hielten.

Die Frage „Hat Ihnen die Ausbildung zu
einer Gehaltserhöhung verholfen?“ beant-
worteten lediglich 56 % mit „Ja“. Dies ist
ein ziemlich niedriger Anteil, wenn man
bedenkt, dass die Auszubildenden ihre
Ausbildung in der Regel durch Darlehen
finanzieren müssen. Am häufigsten wa-
ren Gehaltserhöhungen infolge einer qua-
lifizierten Berufsausbildung im Bereich
Informationstechnologie (69 %).

Die Zukunft
der qualifizierten
Berufsausbildung

Bei einem groß angelegten Modellversuch
wie der qualifizierten Berufsausbildung ist
es schwer, Aussagen darüber zu machen,
was richtig und was falsch ist, und ent-
sprechende Empfehlungen für die endgül-
tige Struktur des neuen Bildungssystems
abzugeben. Jede Entscheidung zieht un-
zählige politische Konsequenzen nach sich.
Unser Beitrag besteht darin, ein Schlaglicht
auf die wichtigsten zur Auswahl stehen-
den Alternativen zu werfen und deren Vor-
und Nachteile aufzuzeigen. Im Folgenden
werden wir vier verschiedene künftige
Entwicklungsmöglichkeiten für die quali-
fizierte Berufsausbildung erörtern, die wir
als Integration, Abtrennung, Verlängerung
und Auflösung bezeichnen.

Vor dieser Erörterung möchten wir an ei-
nige wichtige Grundsätze erinnern, die
man unabhängig von der Wahl der Alter-
native im Auge behalten sollte. Erstens
muss beachtet werden, dass die qualifi-
zierte Berufsausbildung vornehmlich der
Berufsbildung und nicht etwa dem Erwerb
allgemeinerer Kompetenzen für die Be-
rufstätigkeit dienen sollte. Andernfalls
wird es schwierig sein, diese von den all-
gemein bildenden Kursen der Hochschu-
len und Universitäten abzugrenzen. Zwei-
tens sollte die Ausbildung am betriebli-
chen Arbeitsplatz ein integraler Bestand-
teil der qualifizierten Berufsausbildung
sein, insbesondere in Anbetracht dessen,
dass sich viele Auszubildenden gerade
wegen dieses Ausbildungselements für
einen solchen Ausbildungsgang entschei-
den. Drittens muss die bereitwillige Be-
teiligung der Arbeitgeber und Unterneh-

mer weiter gefördert werden, damit das
notwendige Angebot an betrieblichen
Ausbildungsplätzen in der Zukunft gesi-
chert ist. Viertens muss sichergestellt sein,
dass die qualifizierte Berufsausbildung
flexibel auf die sich wandelnden Bedürf-
nisse des Arbeitsmarktes reagiert. Außer-
dem leidet die qualifizierte Berufsausbil-
dung zurzeit an einer mangelnden Profi-
lierung. Hier muss eine starke Identität
geschaffen werden, die bei einer Auswei-
tung der Reform sowohl auf Ausbildungs-
bewerber als auch auf die Privatwirtschaft
anziehend wirkt.

Integration – Eingliederung der qua-
lifizierten Berufsausbildung in das
Hochschulwesen

Eine Alternative, die bereits im vorberei-
tenden Untersuchungsbericht erörtert und
verworfen wurde, war die Integration der
qualifizierten Berufsausbildung in das re-
guläre Hochschulwesen. Der Grund für
diese Ablehnung war, dass man glaubte,
die akademische Kultur und die Traditio-
nen der Universitäten würden die Reform
zunichte machen. Demgegenüber wurde
von anderer Seite die Auffassung vertre-
ten, dass die Universitäten die besten In-
stanzen zur Wahrnehmung dieser Aufga-
be seien und die Qualität der Ausbildung
gewährleisten könnten.

19 Ausbildungsgänge im Rahmen dieses
Modellversuchs wurden von Universitä-
ten oder Hochschulen veranstaltet. Nach
unseren Untersuchungsergebnissen waren
diese Ausbildungsgänge weder besser
noch schlechter als die, die von anderen
Veranstaltern angeboten wurden. Zum
Beispiel gingen die Universitäten, ganz
entgegen der Annahme, dass sie größe-
ren Wert darauf legen würden, formal
hoch gebildete Lehrkräfte mit Lehrbefä-
higung einzusetzen, bei der Auswahl der
Lehrer in der Praxis mehr oder minder
genauso vor wie andere Veranstalter, in-
dem sie Lehraufträge an externe Lehrkräf-
te vergaben (also eine Art „Outsourcing“
betrieben). Dies dürfte jedoch nicht so
sehr verwundern, da unserem Eindruck
nach die qualifizierte Berufsausbildung als
ein Bereich aufgefasst wurde, der von den
Kernaufgaben der Universitäten recht weit
entfernt lag. In einigen Fällen wurden
gewerbliche Ausbildungsunternehmen mit
der Durchführung der Ausbildungsgänge
beauftragt.

„(…) die qualifizierte Be-
rufsausbildung (sollte) vor-
nehmlich der Berufsbildung
und nicht etwa dem Erwerb
allgemeinerer Kompeten-
zen für die Berufstätigkeit
dienen (…).“

„(…) die Ausbildung am be-
trieblichen Arbeitsplatz
(sollte) ein integraler Be-
standteil der qualifizierten
Berufsausbildung sein, (…)
die bereitwillige Beteiligung
der Arbeitgeber und Unter-
nehmer (muss) weiter ge-
fördert werden, (…) (es)
muss sichergestellt sein,
dass die qualifizierte Be-
rufsausbildung flexibel auf
die sich wandelnden Be-
dürfnisse des Arbeitsmark-
tes reagiert. Außerdem lei-
det die qualifizierte Berufs-
ausbildung zurzeit an einer
mangelnden Profilierung.
Hier muss eine starke Iden-
tität geschaffen werden, die
bei einer Ausweitung der
Reform sowohl auf Aus-
bildungsbewerber als auch
auf die Privatwirtschaft
anziehend wirkt.“
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Unserer Ansicht nach besitzen die Uni-
versitäten durchaus das Potenzial, die vier
weiter oben aufgeführten Grundsätze zu
bewältigen, d. h. eine vornehmlich berufs-
bildende Orientierung, die Ausbildung am
Arbeitsplatz, die Einbeziehung der Wirt-
schaft und Flexibilität im Hinblick auf den
Arbeitsmarkt. Universitäten veranstalten
schon seit langem in einer Reihe von Be-
rufen Ausbildungsabschnitte an außer-
universitären Arbeitsplätzen. Vor allem die
technischen Hochschulen haben mittler-
weile sehr enge und gute Beziehungen
zur privaten Wirtschaft entwickelt. Eben-
so hat man im Hochschulwesen große
Erfahrung in der flexiblen Handhabung
sowohl der Studenten als auch von finan-
ziellen Fragen.

Das hauptsächliche Problem in Bezug auf
die Univers i tä ten als Ausbi ldungs-
veranstalter ist, wie unsere Nachforschun-
gen ergeben haben, deren mangelndes
Interesse an der qualifizierten Berufsaus-
bildung. Wir haben kaum Belege dafür
gefunden, dass sich die Hochschulen der
qualifizierten Berufsausbildung künftig
mit großer Begeisterung annehmen wür-
den, und dies ist unserer Meinung nach
ausschlaggebend, da ein solches Engage-
ment eine wesentliche Voraussetzung für
den Erfolg dieser Ausbildungsform dar-
stellt.

Abtrennung – die qualifizierte Berufs-
ausbildung als neuer, eigenständig or-
ganisierter Bildungsbereich

Mit Abtrennung meinen wir hier die Schaf-
fung neuer regionaler Organe für die qua-
lifizierte Berufsausbildung mit einer eigen-
ständigen organisatorischen Struktur für
die Planung, Schwerpunktbestimmung,
Evaluierung und Verwaltung. Als der Vor-
schlag zur Einführung der qualifizierten
Berufsausbildung seinerzeit im schwedi-
schen Reichstag debattiert wurde, wurden
gewisse Bedenken im Hinblick darauf
geäußert, dass sich diese Einrichtungen
zu Hochschulen zweiter Klasse entwickeln
könnten. Unserer Meinung nach ist die-
ses Argument durchaus nicht von der
Hand zu weisen. Sollte die qualifizierte
Berufsausbildung bei den Arbeitgebern
und Auszubildenden der Zukunft keinen
Zuspruch finden, hätte man damit in der
Tat ein neues Bildungssystem zweiter
Klasse geschaffen. Andererseits jedoch
brächte dieses System im Falle des Erfolgs

den Vorteil mit sich, dass ein eigener be-
rufsbezogener Bildungsweg angeboten
würde.

Auf lange Sicht dürfte die Schaffung ei-
ner neuen Organisation die Profilierung
und eigenständige Identität der qualifizier-
ten Berufsausbildung begünstigen. Gelingt
es der qualifizierten Berufsausbildung,
eine eigene Identität zu etablieren, ver-
liert die Diskussion über die Vergleich-
barkeit mit der Hochschulbildung an Re-
levanz, und die qualifizierte Berufsausbil-
dung kann fortan ungehindert ihre eige-
nen Ausbildungstraditionen und Funktio-
nen entwickeln. So kann zum Beispiel in
Frage gestellt werden, ob es wirklich ab-
solut notwendig ist, dass alle Auszubil-
denden einen Abschluss der Sekun-
darstufe II mitbringen.

Eine Unterbringung der qualifizierten
Berufsausbildung in einem eigenen Ge-
bäude oder Gebäudekomplex, wo diese
von anderen Schulformen räumlich ge-
trennt ist, würde unserer Meinung nach
der eigenständigen Identität der qualifi-
zierten Berufsausbildung förderlich sein.
Zur Schaffung der hierfür notwendigen
Voraussetzungen ist eine Konzentration
der Mittel erforderlich. Wir empfehlen,
dass in jeder organisatorischen Einheit
nicht weniger als fünf, möglichst jedoch
zehn verschiedene Ausbildungsgänge an-
geboten werden. Andernfalls werden die-
se Einrichtungen nicht in der Lage sein,
den Flexibilitätsanforderungen des Ar-
beitsmarktes gerecht zu werden. Der
geografische Standort des Ausbildungs-
zentrums scheint dabei ziemlich unerheb-
lich zu sein. Unsere Untersuchungen er-
gaben keinerlei Belege für die Annahme,
dass junge Menschen größere Städte klei-
nen Orten vorziehen würden. Wichtig ist
vielmehr, dass Ausbildungsgänge angebo-
ten werden, die für junge Menschen at-
traktiv sind.

Verlängerung – die qualifizierte Be-
rufsausbildung als Verwaltungsnetz

Eine Verlängerung bedeutet de facto die
Billigung der heutigen Organisationsstruk-
tur. Die Fachkommission zur qualifizier-
ten Berufsausbildung würde demnach in
eine staatliche Behörde umgewandelt und
mit umfangreicheren Mitteln zur Planung,
Schwerpunktbestimmung, Evaluierung
und Verwaltung ausgestattet. Die Fach-
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kommission würde im Rahmen eines
Verwaltungsnetzes agieren und weiterhin
verschiedene Bildungsanbieter mit der
Durchführung der Ausbildungsgänge be-
auftragen. Ein Vorteil der Verlängerung
liegt darin, dass die Fachkommission ihre
Fähigkeit zur angemessenen Verwaltung
dieser Ausbildungsform bereits unter Be-
weis gestellt hat. Ein weiterer Vorteil wäre
die Möglichkeit, Schwerpunkte auf natio-
naler Ebene festzulegen, eine Möglichkeit,
die von der gegenwärtigen Fachkom-
mission noch nicht genutzt wird.

Ein Nachteil des Vernetzungsprinzips ist
die geringe Profilierung des Konzepts der
qualifizierten Berufsausbildung. Einige
Ausbildungsgänge werden so mit der
Sekundarstufe II in Verbindung gebracht,
andere mit der kommunalen Erwachse-
nenbildung und wieder andere mit dem
Hochschulwesen oder privaten Aus-
bildungsfirmen. Das Problem der Identi-
tätsschwäche wird sich deutlich bemerk-
bar machen. Ein weiterer Nachteil ist,
dass  d ie  e inze lnen Organisa t ions-
einheiten sehr klein ausfallen. Es dürfte
für diese schwierig werden, dem Flexi-
bilitätskriterium anderweitig gerecht zu
werden, als durch eine zeitlich befriste-
te oder stundenweise Einstellung von
Lehrkräften.

Auflösung – Eingliederung der quali-
fizierten Berufsausbildung in die kom-
munale Erwachsenenbildung

Der Begriff „Auflösung“ klingt sehr viel
dramatischer, als was damit in Wirklich-
keit gemeint ist. Tatsächlich beinhaltet
dies die Abschaffung der qualifizierten
Berufsausbildung als eigenständiges Kon-
zept und eine Eingliederung der entspre-
chenden Ausbildungsgänge in andere
Bildungssysteme, in den meisten Fällen
in die kommunale Erwachsenenbildung.
Höchstwahrscheinlich wird es nach wie
vor noch einige weitere einschlägige Aus-
bildungsanbieter geben, doch liegen die
Vorteile einer administrativen Konzentra-
tion auf der Hand.

Diese Lösung würde eine deutliche Aus-
weitung des kommunalen Erwachsenen-
bildungsbereichs herbeiführen. Im Rah-
men des Modellversuchs haben diese Ein-
richtungen als Ausbildungsanbieter so-
wohl ihr Interesse als auch ihre Fähigkeit
zur Veranstaltung verschiedener Arten von

Ausbildungsgängen unter Beweis gestellt.
Ein weiterer Vorteil liegt darin, dass gro-
ße Ausbildungsanbieter in der Lage sind,
flexibel zu agieren. Das Problematische
an dieser Organisationsform ist dagegen,
dass damit die qualifizierte Berufsausbil-
dung aus dem Bewusstsein der Allgemein-
heit völlig verschwindet, so dass es den
Veranstaltern der einzelnen Ausbildungs-
gänge selbst überlassen bleibt, sich den
Auszubildenden und Arbeitgebern gegen-
über deutlich zu profilieren.

Ein politischer Beschluss

Unsere Evaluation lässt darauf schließen,
dass der Modellversuch zur qualifizierten
Berufsausbildung erfolgreich war. Die
Ausbildungsgänge haben viele Bewerber
angelockt. Die Ausbildungsveranstalter
haben ihre Pflichten gebührendermaßen
wahrgenommen. Die Unternehmen haben
diese Ausbildungsform unterstützt, indem
sie genügend Ausbildungsplätze für die
betrieblichen Ausbildungsabschnitte zur
Verfügung stellten, und der großen Mehr-
zahl der Absolventen ist es nach Abschluss
der Ausbildung gelungen, eine Beschäfti-
gung zu finden, die einen direkten Be-
zug zur durchlaufenen Ausbildung auf-
wies. Natürlich sind wir auch auf einige
geringfügigere Probleme gestoßen, die wir
in unserem Hauptbericht aufgreifen, doch
ist der bleibende Gesamteindruck, dass
die qualifizierte Berufsausbildung ein Er-
folg war und in eine dauerhafte Form
überführt werden sollte.

Wir haben vier mögliche künftige Ent-
wicklungsrichtungen vorgezeichnet. Jede
Alternative hat ihre eigenen Stärken und
Schwächen. Die Wahl der Ausrichtung ist
eine politische Entscheidung. Votiert der
schwedische Reichstag für den Weg der
Integration oder den der Abtrennung, er-
hält die qualifizierte Berufsausbildung ein
eigenes Profil, im Falle der Integration
durch Übernahme des akademischen Pro-
fils der Hochschulen. Die Möglichkeit der
Abtrennung ist etwas riskanter, bringt je-
doch, falls sie gelingt, beträchtliche Vor-
teile mit sich. Beschließt der Reichstag
dagegen eine Verlängerung oder Auflö-
sung der Ausbildungsform, ist ein positi-
ves Ergebnis garantiert, doch dürfte die-
ses von geringerer Tragweite sein.

Diese politische Richtungswahl bringt
Konsequenzen auf vielen gesellschaftli-

„(…) der bleibende Gesamt-
eindruck (ist), dass die
qualifizierte Berufsausbil-
dung ein Erfolg war und in
eine dauerhafte Form über-
führt werden sollte.“
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chen Ebenen mit sich. Wünschen wir uns
in Schweden ein zentralisiertes oder ein
dezentral organisiertes Bildungswesen?
Sollen Freiräume für private Bildungs-
veranstalter geschaffen werden, oder sind

Bildungsmaßnahmen im staatlichen Schul-
wesen am besten aufgehoben? Die Ant-
worten auf diese Fragen und viele ande-
ren Entscheidungen obliegen den zustän-
digen politischen Instanzen.

Björkman, Frederiksson, Garvare, Johansson,
Klefsjö, Lindell, Lindgren, Olsson und Svensson
(1999): Utvärderingen av KY [= Evaluation der qua-
lifizierten Berufsausbildung]

Eine umfassendere Darstellung des schwedischen
Schulsystems finden Sie auf den Internetseiten des
schwedischen Zentralamts für Schule und Erwach-
senenbildung unter http://www.skolverket.se.
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Einleitung

Die Berufsbildung für benachteiligte jun-
ge Menschen in Norwegen reicht bis in
die Anfänge der fünfziger Jahre zurück.
Ein vom Gesetzgeber 1951 verabschiede-
tes Sonderschulgesetz verpflichtete die
Bundesbehörden dazu, spezielle Berufs-
bildungsschulen für bestimmte Gruppen
von behinderten Schülern einzurichten.
Diese Bestimmungen wurden 1974 mit in
das Gesetz über die Sekundarausbildung
aufgenommen. Im Anschluss daran ergrif-
fen die Bildungsbehörden Initiativen zur
Erstellung von Ausbildungsprogrammen
für Schüler, die im regulären Bildungs-
system benachteiligt waren. Die letzte
vom Bund finanzierte Berufsbildungs-
schule wurde Anfang der neunziger Jah-
re geschlossen. Gleichzeitig erhielten etwa
6 % der Schüler in den höheren Sekun-
darschulen eine Sonderausbildung. Ein
Drittel von ihnen nahm an speziellen Klas-
sen bzw. Programmen teil. Die übrigen
erhielten Sonder- oder Förderunterricht im
Rahmen der regulären Schulklassen
(Skårbrevik, 1996).

Die meisten westlichen Länder bieten im
Rahmen regulärer Programme spezielle
Programme, Klassen oder Schulen oder
aber Förderunterricht für behinderte Schü-
ler oder für Schüler an, die mit den regu-
lären Programmen in der höheren Sekun-
darausbildung nicht zurechtkommen. Bei
diesen Sonderprogrammen kann es sich
um Einführungskurse handeln, an denen
die Schüler teilnehmen, bevor sie zu den

regulären Programmen überwechseln. Sol-
che Kurse findet man beispielsweise in
Dänemark und Schweden (Grove, 1998).
In den Vereinigten Staaten wurden durch
das Gesetz ‚School-to-Work Opportunity‘
(Übergang von der Schule zur Arbeit)
Berufsorientierungsfächer („career majors“)
eingerichtet, bei denen die Schüler syste-
matisch verschiedene Berufsbildungsgänge
ausprobieren können, bevor sie sich für
eine berufliche Richtung entscheiden (Na-
tionales Zentrum für Berufsbildungs-
forschung, 1997). Diese Programme sind
fakultativ, werden aber vor allem von Schü-
lern in Anspruch genommen, die die eher
theoretischen Fächer in der High School
schwierig oder uninteressant finden. Meh-
rere Sekundarschulen in Norwegen bieten
Einführungskurse an. In der Regel sind die-
se an die Schule gebunden und bieten in
erster Linie Fächer an, die zum regulären
Unterrichtsangebot gehören. Daneben gibt
es auch getrennte Klassen oder Schulen
für diese Schüler. Wie weiter oben erwähnt,
nimmt in Norwegen etwa ein Drittel der
Schüler, die eine Sonderausbildung benö-
tigen, an Sonderklassen teil. In Dänemark
wurden spezielle „Förderschulen“ für be-
nachteiligte Schüler eingerichtet (Grove,
1998). Dabei handelt es sich um Zwei-Jah-
res-Programme, bei denen zwei Drittel des
Unterrichts in lokalen Industrie-, Landwirt-
schafts- und Gewerbebetrieben stattfindet.
Außerdem findet man in anderen Teilen
Europas und in den Vereinigten Staaten
Programme, die schulische und arbeits-
platzbezogene Ausbildung in den Berei-
chen Industrie, Handwerk usw. miteinan-
der verbinden.

Karl J.
Skårbrevik
Ålesund Universitäts-
college

Finn Ove
Båtevik
Møre Forschung

Die Teilkompetenzbeschei-
nigung stellt einen alterna-
tiven Abschluss für Schüler
dar, die höhere Sekundar-
schulen in Norwegen nicht
mit einem regulären Befähi-
gungsnachweis abschließen
können oder – aus welchem
Grund auch immer – wol-
len. Der Artikel beschreibt
vier von der Regierung in-
itiierte Projekte zur Aufstel-
lung von Programmen für
Schüler, die eine Teilkom-
petenzbescheinigung an-
streben, und stellt einige
der Schlussfolgerungen der
Projekte vor. Es werden
rechtliche und strukturelle
Probleme dargelegt, die
Hindernisse für solche Pro-
gramme darstellen.

Teilkompetenz-
bescheinigung
Ein dritter Weg zu einem
Abschlusszeugnis in der
höheren Sekundarausbildung
in Norwegen
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Die Reform der höheren
Sekundarausbildung
in Norwegen aus dem
Jahre 1994

Die Reform der höheren Sekundaraus-
bildung in Norwegen aus dem Jahre 1994
wies zwei wichtige Aspekte auf. Zum ei-
nen war es eine Rechtsreform, die folgen-
des vorsah:

a) allen Jugendlichen im Alter zwischen
16 und 19 wird das Recht auf eine min-
destens dreijährige höhere Sekundaraus-
bildung zugestanden;

b) alle Jugendlichen erhalten die Möglich-
keit, formale Kompetenzen als Facharbei-
ter zu erwerben, sich für den Zugang zu
Colleges oder Universitäten zu qualifizie-
ren oder aber sich eine Bescheinigung für
die Kompetenzen ausstellen zu lassen, die
sie in der höheren Sekundarausbildung
erworben haben;

c) Schüler, die eine Sonderausbildung
oder eigens auf sie zugeschnittene Pro-
gramme benötigen, haben einen Anrecht
auf solche Maßnahmen und genießen bei
der Aufnahme in den Grundkurs (erstes
Jahr) ihrer Wahl Vorrang.

Zweitens führte die Reform eine Neuge-
staltung des Curriculums ein. Im ersten
Schuljahr können die Schüler zwischen
13 verschiedenen Grundkursen wählen,
die den Ausgangspunkt für mehrere wei-
terführende Kurse in verschiedenen Zwei-
gen bilden. Alle Kurse werden als Fächer
angeboten. Die Fächer, die entweder in
Schulen oder im Rahmen von Lehrverträ-
gen unterrichtet werden, sind in eine Rei-
he von Module und diese wiederum in
Einheiten unterteilt. Um ein Fach abzu-
schließen, müssen alle Module durchlau-
fen werden.

Die Reform führte das Recht auf eine Be-
scheinigung über die in einer höheren
Sekundarschule erworbene Qualifikation
ein. Schüler, die in die höhere Sekundar-
ausbildung eingetreten sind, können zwei
reguläre Abschlusszeugnisse erhalten. Das
eine Zeugnis verleiht ihnen die College-
oder Hochschulreife, das andere beschei-
nigt ihnen die Qualifikation als Fachar-
beiter in einem bestimmten Handwerk

oder in einem bestimmten Bereich. In den
meisten Fällen konnten benachteiligte
Schüler diese Abschlüsse nicht erwerben.
Um dieses Problem zu lösen, wurde den
Schülern das Recht auf eine Teilkompe-
tenzbescheinigung eingeräumt, sofern sie
die höhere Sekundarschule mindestens
drei Jahre besucht haben. Dieser Befähi-
gungsnachweis sollte den Erwerb einer
beruflichen Kompetenz in einem Kurs
oder in einem Ausbildungszweig beschei-
nigen. So würde eine Teilkompetenz-
bescheinigung im Bereich der Kraftfahr-
zeugmechanik einem künftigen Arbeitge-
ber beispielsweise verdeutlichen, dass der
Schüler zwar kein Facharbeiter ist, aber
bestimmte Tätigkeiten zufriedenstellend
ausführen kann. Da die abgeschlossenen
Module in der Bescheinigung vermerkt
sind, kann der Schüler zu einem späteren
Zeitpunkt zur höheren Sekundaraus-
bildung zurückkehren und seine Ausbil-
dung bis hin zum Facharbeiter vervoll-
ständigen.

Das Konzept der Teilkompetenzbeschei-
nigung wurde Anfang der 90er Jahre
durch ein Weißbuch eingeführt (Kirke-,
utdannings- og forskningsdepartementet,
1992). Das Weißbuch sah in der Eintei-
lung der Fächer in Module die Möglich-
keit, Schülern mit Behinderungen oder
anderen Schülern, die Schwierigkeiten
beim Abschluss eines regulären Pro-
gramms haben, flexiblere Lösungen an-
zubieten. Außerdem würde dadurch, so
wurde argumentiert, ein Anreiz für wei-
teres Lernen geschaffen, da die Schüler
zunächst nur Teile der höheren Sekunda-
rausbildung absolvieren, ihre erworbenen
Kompetenzen bescheinigt bekommen und
später zur Schule zurückkehren könnten,
um ein reguläres Abschlusszeugnis zu er-
halten. Ein weiterer Vorzug wäre, dass sich
Schüler, die keinen regulären Abschluss
erwerben konnten, damit für eine Tätig-
keit als Teilfachkraft in bestimmten Bran-
chen qualifizieren könnten. Beim Konzept
der bescheinigten Teilkompetenzen geht
es um die Unterscheidung zwischen for-
malen und nicht formalen Kompetenzen.
Formale Kompetenzen beruhen auf dem
Ablegen von Prüfungen und dem Erwerb
eines Abschlusszeugnisses, das eine be-
stimmte Kompetenz bescheinigt. Ein Ziel
bei der Einführung dieses Konzepts war
es, die nicht formell erworbenen Kompe-
tenzen von Schülern, die die höhere
Sekundarausbildung ohne einen regulä-

Eine Teilkompetenzbeschei-
nigung schafft die Möglich-
keit, „Schülern mit Behinde-
rungen oder anderen Schü-
lern, die Schwierigkeiten
beim Abschluss eines regu-
lären Programms haben,
flexiblere Lösungen anzu-
bieten. Außerdem würde
dadurch, so wurde argu-
mentiert, ein Anreiz für wei-
teres Lernen geschaffen, da
die Schüler zunächst nur
Teile der höheren Sekun-
darausbildung absolvieren,
ihre erworbenen Kompeten-
zen bescheinigt bekommen
und später zur Schule zu-
rückkehren könnten, um ein
reguläres Abschlusszeug-
nis zu erhalten. Ein weite-
rer Vorzug wäre, dass sich
damit Schüler, die keinen
regulären Abschluss erwer-
ben konnten, für eine Tätig-
keit als Teilfachkraft in be-
stimmten Branchen qualifi-
zieren könnten.“
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ren Abschluss beendet haben, zu forma-
lisieren.

Die Projekte

Gestützt auf das Weißbuch setzte das Mi-
nisterium für Bildung, Forschung und
kirchliche Angelegenheiten 1994 einen
Ausschuss ein, der das Konzept weiter
vertiefen und Empfehlungen für die
Durchführung von Programmen, die zu
einer Teilkompetenzbescheinigung füh-
ren, vorlegen sollte. Der Ausschuss be-
stand aus Vertretern der Gewerkschaften
und der Arbeitgeberverbände und befas-
ste sich auch mit dem auf dem Arbeits-
markt vorhandenen Bedarf an Kompeten-
zen unterhalb des Facharbeiterniveaus. Er
kam zu dem Ergebnis, dass auch bei un-
gelernten Arbeitskräften eine Erweiterung
der Kompetenzen wichtig wäre, um den
künftigen Herausforderungen auf dem Ar-
beitsmarkt begegnen zu können. Der Aus-
schuss empfahl dem Ministerium, Pilot-
projekte in die Wege zu leiten, mit Hilfe
derer die nötigen Erfahrungen mit Pro-
grammen gesammelt werden können, die
auf den Erwerb von Teilkompetenzen aus-
gerichtet sind (Kirke-, utdannings- og
forskningsdepartementet, 1994). Das Mi-
nisterium für Bildung, Forschung und
Religionsfragen startete daraufhin Projekte
an vier höheren Sekundarschulen in drei
Provinzen. Die Verantwortung für die
Durchführung der Projekte lag bei der
Schulverwaltung der jeweiligen Provinz
sowie bei den lokalen Schulen. Ursprüng-
lich waren die Projekte in zwei Kategori-
en unterteilt1:

a) Projekte zur Erstellung schulischer Al-
ternativprogramme, die in verschiedenen
Branchen zu einer Tei lkompetenz-
bescheinigung führen können;

b) Projekte, die ähnliche Programme an-
boten, aber in einem alternativen Lern-
kontext abgewickelt wurden.

Bei beiden Projektkategorien wurde bei
der Durchführung der Programme auf
eine enge Zusammenarbeit mit der loka-
len Industrie Wert gelegt. Der Unterschied
zwischen beiden Kategorien verwischte
sich nach einer Weile zusehends, da alle
Projekte alternative Lernkontexte, vor al-
lem in lokalen Betrieben entwickelten.
Die in den Projekten gewonnenen Erfah-

rungen sollten auf andere höhere Sekun-
darschulen übertragen werden, um so die
Voraussetzungen für das Angebot einer
Ausbildung mit dem Ziel des Erwerbs ei-
ner Teilkompetenzbescheinigung an allen
höheren Sekundarschulen zu schaffen.

Die Projekte waren unterschiedlich gestal-
tet. Ein Projekt wurde um reguläre Pro-
gramme herum organisiert. Die Schüler,
die diesem Projekt zugewiesen wurden,
wurden in einigen Fächern in ihrer Klas-
se unterrichtet und während des restlichen
Schultages oder der restlichen Woche in
einem Betrieb ausgebildet oder erhielten
individuelle Schulung. Die Zahl der Un-
terrichtsstunden in regulären Klassen
schwankte von Schüler zu Schüler. Ein
anderes Projekt sah ursprünglich eine ei-
gene Klasse vor, wurde aber im Laufe der
Zeit so abgeändert, dass es zum größten
Teil in reguläre Programme integriert wer-
den konnte. Für ein drittes Projekt wurde
eine getrennte Einheit eingerichtet, die
mehrere Kilometer vom Hautschulge-
bäude entfernt lag. Ein viertes Projekt fand
in einer Sonderschule statt.

Ein gemeinsames Merkmal aller Projekte
war die Betonung der arbeitsplatz-
bezogenen Ausbildung. Ein Projekt sah
einen festen Zeitplan vor, wonach die
Schüler an bestimmten Tagen lokale Be-
triebe aufsuchten, bei einem anderen folg-
te nach Beendigung der schulischen Aus-
bildung ein achtwöchiger Zeitraum, in
dem sich die Schüler als „kompetente“
Arbeitskräfte qualifizierten. Bei den bei-
den übrigen Projekten wurden für jeden
Schüler individuelle Pläne für die Ausbil-
dung in der Schule bzw. im Betrieb auf-
gestellt.

Ganz gleich, ob die Schüler später in eine
reguläre Klasse integriert wurden oder
nicht, lässt sich die praktische Durchfüh-
rung der Ausbildung wohl am besten an-
hand des Schlüsselbegriffs „Basis“ be-
schreiben. Im Rahmen des Projekts wur-
den drei Formen von solchen festen
Standorten verwendet:

a) Basis für den Unterricht in allgemei-
nen Fächern. In diesem Fall wurden die
Schüler an 2-3 Tagen in der Woche in der
Klasse in allgemeinen Fächern unterrich-
tet. Die Klasse bildete die Basis. Die Aus-
bildung in den speziellen Fächern der
unterschiedlichen Zweige erfolgte in ver-

1) Das Vorhaben umfasste auch eine
dritte Kategorie von Projekten, die sich
auf die Möglichkeit für Erwachsene
konzentrierten, ihre Berufserfahrung
unter Bezugnahme auf das Curriculum
der höheren Sekundarausbildung
validiert zu bekommen. Diese Projek-
te wurden in dem vorliegenden Arti-
kel nicht behandelt.

„Ein gemeinsames Merkmal
aller Projekte war die Beto-
nung der arbeitsplatzbe-
zogenen Ausbildung. Ein
Projekt sah einen festen
Zeitplan vor, wonach die
Schüler an bestimmten Ta-
gen lokale Betriebe auf-
suchten, bei einem anderen
folgte nach Beendigung der
schulischen Ausbildung ein
achtwöchiger Zeitraum, in
dem sich die Schüler als
‚kompetente‘ Arbeitskräfte
qualifizierten. Bei den bei-
den übrigen Projekten wur-
den für jeden Schüler indi-
viduelle Pläne für die Aus-
bildung in der Schule bzw.
im Betrieb aufgestellt.“
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schiedenen Betrieben im Rahmen einer
arbeitsplatzbezogenen Ausbildung;

b) die Werkstätte in der Schule bildete die
Basis. Die Schüler probierten verschiede-
ne Arbeitsgänge unter der Anleitung ei-
nes Lehrers aus. Für die theoretischen Fä-
cher besuchten die Schüler reguläre Klas-
sen, kleine Lerngruppen oder erhielten in-
dividuellen Unterricht. Bei diesem Projekt
nahmen alle Schüler an Grundkursen oder
fortgeschrittenen Kursen in Mechanik oder
Schweißen teil;

c) ein spezieller Klassenraum als Basis.
Die Basis bildete ein Klassenraum, in dem
die Schüler außerhalb der regulären Klas-
se unter der Aufsicht eines Lehrers arbei-
ten konnten. Darüber hinaus erhielten sie
eine Ausbildung in lokalen Betrieben oder
aber individuellen Unterricht. Dieses Mo-
dell wurde in der Schule entwickelt, in
der das Projekt zunächst an die regulären
Programme gekoppelt war.

Die Projekte liefen 1995 an und waren
1998 abgeschlossen.

Bewertung der Projekte

Zweimal im Jahr wurden auf der Grund-
lage eines offenen Fragebogens schriftli-
che Berichte über die Projekte erstellt.
Danach fanden in jeder Schule und in je-
der Provinz Interviews mit den Verfassern
der Berichte statt. Auch die Lehrer, die
Schüler und Vertreter der Unternehmen
wurden befragt. Mit Fortschreiten der Pro-
jekte änderte sich der Schwerpunkt der
Fragen. Das Hauptziel war, Möglichkei-
ten und Hindernisse für die verschiede-
nen Programme zu ermitteln. Zusätzlich
dazu wurden Informationen über den Hin-
tergrund und die Probleme der Schüler
sowie ihre Fortschritte in den verschie-
denen Kursen und Fächern festgehalten
(Skårbrevik & Båtevik, 1998). Das Mini-
sterium ernannte eine Referenzgruppe,
die sich aus Vertretern der Gewerkschaf-
ten, der Arbeitgeberverbände, der Lehrer-
gewerkschaften und der Schülervertre-
tungen sowie anderer offizieller Einrich-
tungen zusammensetzte und das Ministe-
rium über den Fortschritt der Projekte
beraten sollte.

Die Bewertung der Projekte war in erster
Linie formaler Natur, d.h. die Gutachter

beschränkten sich darauf, die Fortschrit-
te der Projekte in den Berichten aufzu-
zeigen und zu diskutieren. Die Schluss-
folgerungen über das weitere Vorgehen
blieben den Projekten, der Referenz-
gruppe oder dem Ministerium überlassen
(Shadish, Cook und Leviton, 1991). Den
Projektschulen und –provinzen wurde ein
erster Entwurf des Berichts zur Stellung-
nahme übermittelt. Auf diese Weise woll-
ten wir einen Dialog mit den an den Pro-
jekten beteiligten Lehrern in Gang setzen
und ihnen die Möglichkeit geben, Fehler
oder Missverständnisse auszuräumen.
Durch die Betei l igung der Projekt-
teilnehmer an der Erstellung der Ab-
schlussberichte hofften wir, zu Überlegun-
gen und damit letztlich zu Initiativen An-
stoß geben zu können, die zur Verwirkli-
chung der gesetzten Ziele notwendig sind.
Die Abschlussberichte wurden zweimal im
Jahr dem Ministerium und der Referenz-
gruppe vorgelegt. Gestützt auf diese Be-
richte, empfahl die Referenzgruppe dem
Ministerium die Fortsetzung der Projekte.

Schüler

Die Projekte waren besonders für benach-
teiligte Schüler bestimmt,

a) die mehr Zeit für den Abschluss von
Kursen benötigten, die nur ein paar Mo-
dule oder Einheiten eines Kursen absol-
vieren konnten oder aber eine allgemei-
ne oder berufliche Ausbildung in Fächern
oder Bereichen brauchten, die vom regu-
lären Curriculum nicht abgedeckt wurden.
Solche Programme konnten nur einer klei-
nen Zahl von Schülern in normalen oder
speziellen Klassen angeboten werden;

b) die die Grundschule abgeschlossen und
Probleme damit hatten, eine Schule zu
besuchen oder einem regelmäßigen Stun-
denplan zu folgen, oder aber Schüler, die
einen Lernansatz benötigten, der sich an
„lebensnahen Situationen“ orientierte. Die
meisten dieser Schüler hatten schlechte
Erfahrungen mit der Schule gemacht und
brauchten einen alternativen Lernansatz.

Die Schulen wurden gebeten, Auskunft
darüber zu geben, aufgrund welcher Art
von Problemen die Schüler für die Pro-
jekte in Frage kamen. Die Ergebnisse sind
in Tabelle 1 aufgeführt. Die Summe der
Prozentsätze übersteigt 100, da für jeden
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Schüler mehr als ein Problem oder eine
Schwäche angegeben werden konnte.

Tabelle 1
Wie zu erkennen ist, liegen die Haupt-
schwierigkeiten bei emotionalen und/
oder sozialen Problemen, geistigen Lern-
schwächen und – bis zu einem gewissen
Grad auch – bei Lese- und Schreib-
schwächen. Sehr häufig überlagern sich
diese Probleme. Bei etwa 38% der Schü-
ler traten emotionale und/oder soziale
Probleme, kombiniert mit Lernschwächen
auf; 17% hatten emotionale und/oder so-
ziale Probleme, kombiniert mit Lese- oder
Schreibschwächen. In den meisten Fällen
waren dies Probleme, die den betreffen-
den Schülern eine vorrangige Berücksich-
tigung beim Grundkurs ihrer Wahl sowie
eine Sonderausbildung oder Fördermaß-
nahmen sicherten.

Etwa 370 Schüler nahmen über einen Zeit-
raum von drei Jahren an den Projekten
teil. Davon waren 69% Männer und 31%
Frauen. Etwa 80% hatten lediglich die
untere Sekundarausbildung (die 9. Klas-
se) abgeschlossen, die übrigen hatten
mindestens ein Jahre lang eine höhere
Sekundarschule besucht. Ein Projekt nahm
außerdem viele Erwachsene auf, die aus
sozialen oder emotionalen Gründen ohne
Beschäftigung waren.

Bei der Aufnahme der Schüler in die Pro-
jekte wurde nach zwei verschiedenen Ver-
fahren vorgegangen. Die meisten Schüler
bewarben sich nach dem Abschluss der
unteren Sekundarausbildung für die Pro-
jekte. Schüler und Eltern wurden von den
Schulpädagogen über die Projekte unter-
richtet und entschieden sich für diese statt
für reguläre Programme. Andere Schüler
begannen mit regulären Programmen,
bevor sie nach einer gewissen Zeit in der
höheren Sekundarstufe eine Übernahme
in die Projekte beantragten.

Priorität der höheren Sekundarschulen
und der Projekte ist es, den Schülern zu
helfen, einen regulären Abschluss zu er-
werben. Bei den Schülern, die sich be-
reits in der höheren Sekundarstufe befan-
den, war es besonders wichtig, Verfahren
für die Projektbewerbung einzurichten,
die ihnen ihr Recht auf eine Sonderaus-
bildung im Rahmen der regulären Pro-
gramme garantierten. Die Projekte soll-
ten keine Alternativlösung zu diesen An-
geboten darstellen. Die meisten Projekt-

schulen legten ihrerseits fest, wann da-
von auszugehen war, dass ein Schüler den
regulären Programmen nicht folgen konn-
te und für das Projekt in Frage kam. Hier-
zu gehörten eine Reihe von Kriterien, die
es einzuhalten galt, wie beispielsweise das
Versagen in einer bestimmten Anzahl von
Fächern, fehlende Schulmotivation, häu-
fige Abwesenheit, auffälliges Verhalten in
der Schule usw. Anschließend wurde die
Situation des Schülers auf einer Sitzung
mit allen seinen Lehrern erörtert und sei-
ne Leistung in den verschiedenen Fächern
bewertet. Ein spezielles Bewertungsteam
stellte dann fest, ob ein Sonderunterricht
oder eine andere Form der Förderung in-
nerhalb der regulären Programme erfor-
derlich war2. Kam es zu dem Schluss, dass
solche Maßnahmen nicht ausreichten,
wurde mit dem Schüler und seinen El-
tern die Möglichkeit eines Wechsels in das
Projekt und einer Teilkompetenzbeschei-
nigung als Ziel für die weitere Aus- und
Berufsbildung erörtert. War der Schüler
einverstanden und stimmten auch die El-
tern zu, konnte der Schüler in das Pro-
jekt übernommen werden. Durch diese
Vorgehensweise sollte verhindert werden,
dass die Teilkompetenzbescheinigung
zum Weg des geringsten Widerstands für
Lehrer und Schüler werden würde.

Ergebnisse und
Schlussfolgerungen

Abschluss der Projekte

Die Abbruchrate bei den Schülern lag in
den Projekten niedriger als bei einer

Tabelle 1

Probleme der Projektteilnehmer, nach Angaben der
für die Projekte verantwortlichen Lehrer in den ein-
zelnen Schulen

Prozent
Emotionale und/oder soziale Probleme 55
Geistige Lernschwächen 50
Spezifische Lese- und Schreibschwächen 26
Sprach- oder Artikulationsstörungen 5
Körperliche Behinderungen 3
Hörschwächen 2
Sehschwächen 2

2) Die meisten höheren Sekun-
darschulen verfügen über ein für die
Sonderausbildung zuständiges Team.
Diesen Teams gehören in der Regel
ein stel lvertretender Rektor, der
Schulpädagoge und ein für die Koor-
dinierung der Sonderausbildung an
der betreffenden Schule verantwortli-
cher Lehrer an.

„Etwa 370 Schüler nahmen
über einen Zeitraum von
drei Jahren an den Projek-
ten teil. Davon waren 69%
Männer und 31% Frauen.
Etwa 80% hatten lediglich
die untere Sekundaraus-
bildung (die 9. Klasse) ab-
geschlossen, die übrigen
hatten mindestens ein Jah-
re lang eine höhere Sekun-
darschule besucht. Ein Pro-
jekt nahm außerdem viele
Erwachsene auf, die aus
sozialen oder emotionalen
Gründen ohne Beschäfti-
gung waren.“
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Vergleichsgruppe von Schülern, die an re-
gulären Programmen der höheren Sekun-
darschule teilnahmen. Von den 187 Schü-
lern, die 1995 bzw. 1996 im Projekt an-
fingen, besuchten drei Jahre später zwei
Drittel höhere Sekundarschulen oder wa-
ren Lehrlinge. Weitere 15% waren berufs-
tätig. Von den Jugendlichen, die bei Ein-
tritt in die Projekte 1995 bzw. 1996 16 oder
17 Jahre alt waren, absolvierten im Juni
1998 76% eine allgemeine oder berufli-
che Ausbildung. Wie die Ergebnisse ei-
ner landesweiten Studie von Myklebust
(1998) belegten, hatten 54% einer ver-
gleichbaren Gruppe von Schülern das
dritte Jahr der höheren Sekundaraus-
bildung erreicht. Der Gesamtdurchschnitt
aller Schüler betrug 87% (Edvardsen et al.,
1998). Die vorrangige Berücksichtigung
von Schülern, die eine Sonderausbildung
benötigen, im ersten Kursjahr gilt in den
darauf folgenden Jahren nicht mehr. Dies
erschwert es benachteiligten Schülern, die
höhere Sekundarausbildung mit regulären
Programmen abzuschließen, da sie mit an-
deren Schüler konkurrieren müssen, um
im zweiten oder dritten Jahr in die von
ihnen bevorzugten Kurse und eine Lehre
aufgenommen zu werden. Diese Hinder-
nisse ließen sich in den meisten Fällen
im Rahmen der Projekte überwinden, was
in gewisser Weise erklärt, warum die Ab-
bruchraten niedriger lagen als von
Myklebust berichtet (1998). Die Proble-
me konnten in den meisten Fällen gelöst
werden, weil an den Projektschulen oder
an anderen Schulen des Landes Plätze in
den von den Schülern bevorzugten Kur-
sen im zweiten oder dritten Jahr zu Ver-
fügung standen. Eine Provinz reservierte
für diese Schülergruppe jedoch eine be-
stimmte Zahl von Plätzen im zweiten oder
dritten Jahr. Um einen Abbruch der Aus-
bildung bei dieser Gruppe von Schülern,
vor allem innerhalb der regulären Pro-
gramme zu verhindern, sollte eine Aus-
weitung der Prioritätsregel auf alle Ebe-
nen der höheren Sekundarausbildung er-
wogen werden.

Ein wichtiges Ergebnis der arbeitsplatz-
bezogenen Ausbildung bestand nach Mei-
nung der lokalen Projektleiter darin, dass
die Schüler lernten, die theoretischen Fä-
cher, die für die Ausbildung zum Fachar-
beiter notwendig waren, aus einer ande-
ren Perspektive zu betrachten. Die Folge
davon war, dass etwa 10% der Schüler
nach einer gewissen Zeit der Teilnahme

an den Projekten einen Lehrvertrag un-
terzeichnen konnten.

Arbeitsplatzbezogene Ausbildung

Die Grundstruktur der Berufsbildung sieht
zwei Jahre theoretische und praktische
Ausbildung in der Schule, sowie anschlie-
ßend zwei Jahre Berufsbildung und pro-
duktive Tätigkeit in Betrieben vor. Am
Ende steht der Abschluss als qualifizier-
ter Facharbeiter. Die zweijährige Ausbil-
dung in der Industrie ist im Gesetz zur
Lehre und Berufsbildung geregelt. Die Ar-
beitgeber sind nach diesem Gesetz ver-
pflichtet, für geeignete Ausbildungs-
situationen und Ausbilder zu sorgen. Da-
für erhalten sie vom Staat eine finanzielle
Entschädigung zur Deckung der Aus-
bildungskosten. Dieses Gesetz gilt jedoch
nicht für Schüler, die nicht die Qualifika-
tion eines Facharbeiters anstreben. Für
Schüler, die mit ihrer Aus- und Berufsbil-
dung lediglich eine Teilkompetenz-
bescheinigung erwerben wollen, ist es so-
mit schwierig, eine entsprechende arbeits-
platzbezogene Ausbildung zu erhalten.
Der Arbeitgeber wird die Schüler vielleicht
schon in seinen Betrieb, sein Geschäft
usw. aufnehmen, aber ohne einen Lehr-
vertrag sind die Arbeitgeber nicht ver-
pflichtet, den Schülern irgendeine Unter-
weisung zu geben oder die entsprechen-
den Ausbildungssitationen zu schaffen.

Eines der Hauptziele der Programme war
es, diesen Schülern in der lokalen Indu-
strie geeignete Ausbildungsmöglichkeiten
anbieten zu können. Zwei an diesen Pro-
jekten beteiligte Provinzen trafen zu die-
sem Zweck alternative Vereinbarungen
mit den Arbeitgebern, die diesen Schü-
lern eine gewisse Ausbildung und Unter-
weisung sicherten. Die Arbeitgeber erhiel-
ten eine finanzielle Unterstützung, die mit
dem Betrag vergleichbar war, den sie im
Falle der Einstellung eines Lehrlings be-
kommen hätten. Die Jugendlichen gingen
jedoch nach wie vor zur Schule und gal-
ten als Schüler, d.h. formell waren die
Schulen sowohl für die Ausbildung als
auch für die Bescheinigung der erworbe-
nen Kompetenzen zuständig. Dieser al-
ternative Vertrag konnte später in einen
Lehrvertrag umgewandelt werden, sofern
ein Gesellenbrief für den Schüler reali-
stisch erschien. Nach Abschluss der Lauf-
zeit der Projekte war dies bei einigen die-
ser Schüler der Fall.

„Die vorrangige Berück-
sichtigung von Schülern, die
eine Sonderausbildung be-
nötigen, im ersten Kursjahr
gilt in den darauf folgenden
Jahren nicht mehr. Dies er-
schwert es benachteiligten
Schülern, die höhere Sekun-
darausbildung mit regulä-
ren Programmen abzu-
schließen, da sie mit ande-
ren Schüler konkurrieren
müssen, (…). Diese Hinder-
nisse ließen sich in den mei-
sten Fällen im Rahmen der
Projekte überwinden (…).“
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Bescheinigung der erworbenen Kom-
petenz

Eine der führenden Ideen des Projekts war
es, Vereinbarungen zu treffen, die es den
Schülern, die eine Ausbildung mit dem
Ziel des Erwerbs von Teilkompetenzen
durchliefen, ermöglichte, zu einem spä-
teren Zeitpunkt ihres Lebens ihre Ausbil-
dungsziele zu revidieren und einen Ge-
sellenbrief anzustreben. Ein wichtiges Ziel
der Projekte bestand darin, eine Beschei-
nigung für die auf der Grundlage des Cur-
riculums erfolgte Ausbildung auszustellen,
die später weiter verwendet werden konn-
te. Diese Bescheinigung sollte zumindest
auf der Ebene der Module des Curricu-
lums erfolgen. Das Modul ist der kleinste
Teil des Curriculums, der auf eine andere
Schule übertragen werden oder die
Grundlage für eine spätere Ausbildung
bilden kann.

In den Projekten zeigte sich, dass diese
Art der Bescheinigung für viele Schüler
im schulischen Rahmen von Nutzen war.
Hierzu waren auch die in der Schule vor-
gesehenen Ausbildungsblöcke hilfreich,
und bei etwa 60% der Schüler konnten
die erworbenen Kompetenzen in den in
der Schule unterrichteten Fächern auf der
Ebene der Module des Curriculums be-
wertet werden. Schwieriger war es, diese
Blöcke auf betriebliche Ausbildungs-
situationen anzuwenden; hier erfolgte
eine Bewertung auf der Modulebene in
den arbeitsplatzbezogenen Fächern nur
bei etwa 40% der Schüler. Verantwortlich
für das Absolvieren der einzelnen Blöcke
waren die Schüler und die Schulen, was
eine genaue Überwachung seitens der
Schulen erforderte. Außerdem sorgten die
Arbeitgeber nicht immer für die nötigen
Ausbildungssituationen. Eine Änderung
des Gesetzes betreffend Lehre und Berufs-
bildung, die diesen Schülern die gleichen
Chancen auf Ausbildung und Bescheini-
gung einräumt, wird notwendig sein, be-
vor diese Schüler im vollen Umfang von
einer arbeitsplatzbezogenen Ausbildung
mit dem Ziel der Teilkompetenzbeschei-
nigung profitieren können.

Ein weiteres Problem im Zusammenhang
mit der Bescheinigung war, dass viele
Schüler nicht alle Einheiten eines Moduls
erfolgreich abschließen und auf dieser
Stufe der Kompetenz beurteilt werden
konnten. Etwa 20% der Schüler hatten nur

einzelne Einheiten innerhalb der verschie-
denen Module abgeschlossen. Die Module
sind nicht nach Schwierigkeitsgrad gestaf-
felt, decken aber verschiedene Bereiche
eines Faches ab, d. h. die Schüler bewäl-
tigen möglicherweise die einfachsten Ein-
heiten in mehreren Modulen, nicht aber
alle Einheiten in einem der Module. Die-
se Schüler können die in einer Teil-
kompetenzbescheinigung aufgeführten
Einheiten nicht auf andere Schulen über-
tragen oder im Falle einer weiterführen-
den Aus- oder Berufsbildung zu einem
späteren Zeitpunkt weiter verwenden.
Eine Abschlussbescheinigung, die ledig-
lich die Einheiten und in begrenztem
Maße auch die Module erfasst, ist ein kom-
pliziertes Dokument, das für den künfti-
gen Arbeitgeber möglicherweise nur
schwer verständlich ist. In den meisten
Fällen erhielten die Schüler neben der
Abschlussbescheinigung deshalb ein
schriftliches Zeugnis, das erläuterte, was
sie in ihrer Schulzeit gelernt oder welche
Ausbildung sie erhalten haben.

Das Problem der Ausstellung von Beschei-
nigungen hängt eng mit dem Haupt-
streitpunkt bei der Teilkompetenzbeschei-
nigung zusammen. Bereits der vom Mini-
sterium eingesetzte Ausschuss kam in sei-
nem Vorschlag vor Beginn der Projekte
zu dem Schluss, dass Teilkompetenz-
bescheinigungen in verschiedenen Bran-
chen nicht zu formalen Kategorien von
Arbeitskräften unterhalb der Ebene der
Facharbeiter führen dürften, eine Haltung,
die besonders die Gewerkschaftsseite mit
Nachdruck vertrat. Dies bedeutete, dass
ein Schüler, der eine höhere Sekundaraus-
bildung durchlaufen hatte und eine
Teilkompetenzbescheinigung erhielt, kein
Anrecht auf einen Berufsabschluss oder
einen Befähigungsnachweis besaß, der
ihn oder sie für bestimmte Tätigkeiten
qualifizierte, beispielsweise als Assistent
für Kfz-Mechanik oder als Assistent in an-
deren Branchen als denen, für die er oder
sie in der Schule ausgebildet wurde. Das
Argument lautete, dass Personen mit ei-
ner Teilkompetenzbescheinigung dadurch
abgewertet würden, da dieser Abschluss
nicht angibt, wofür sie qualifiziert sind,
sondern lediglich besagt, dass sie nicht
voll qualifiziert sind (Markussen, 1995).
Der Ausschuss, der vor Beginn der Pro-
jekte eingesetzt wurde, vertrat die Auf-
fassung, dass dies durch eine enge Zu-
sammenarbeit mit der lokalen Industrie

„Das Problem der Ausstel-
lung von Bescheinigungen
hängt eng mit dem Haupt-
streitpunkt bei der Teil-
kompetenzbescheinigung
zusammen. (Man kam) zu
dem Schluss, dass Teilkom-
petenzbescheinigungen in
verschiedenen Branchen
nicht zu formalen Kategori-
en von Arbeitskräften unter-
halb der Ebene der Fachar-
beiter führen dürften (…).
Dies bedeutete, dass ein
Schüler, der eine höhere
Sekundarausbildung durch-
laufen hatte und eine Teil-
kompetenzbescheinigung
erhielt, kein Anrecht auf ei-
nen Berufsabschluss oder
einen Befähigungsnachweis
besaß, der ihn oder sie für
bestimmte Tätigkeiten qua-
lifizierte.“
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und eine arbeitsplatzbezogene Ausbil-
dung gelöst werden könnte, während der
die Arbeitgeber die Schüler kennenlernen.
Der Erwerb von Teilkompetenzen wurde
als eine Ausbildungsform für den lokalen
Arbeitsmarkt angesehen; den Schulen
wurde empfohlen, Erhebungen über den
lokalen Bedarf an Arbeitskräften mit Teil-
kompetenzen durchzuführen. Im Rahmen
der Projekte wurden enge Beziehungen
zu lokalen Betrieben aufgebaut. Bei ei-
nem Projekt, das ähnliche Maßnahmen für
die Schüler über mehrere Jahre hinweg
vorsah, ergab eine Folgestudie, dass na-
hezu 100% der Teilnehmer nach dem Ver-
lassen der höheren Sekundarschule einer
Beschäftigung nachgingen (Akershus
fylkeskommune, 1998).

Diskussion

Das Ziel der Projekte war die Erstellung
von Ausbildungsprogrammen für benach-
teiligte Schüler, die diesen eine Qualifi-
kation als Teilfachkräfte ermöglichte, so-
wie die Entwicklung von Verfahren zur
Bescheinigung dieser Teilkompetenzen,
wobei auf das reguläre Curriculum der
höheren Sekundarausbildung Bezug ge-
nommen werden sollte. Die Projekte zeig-
ten, dass die Einrichtung von Ausbildungs-
blöcken bei beruflichen Ausbildungkursen
für diese Bescheinigungen sehr hilfreich
war. Sie machten aber auch deutlich, dass
die Unterteilung des Curriculums in Mo-
dule – als der kleinsten Einheit für for-
male Bescheinigungen – den Schülern, die
nur einzelne Einheiten der verschiedenen
Module abschließen konnten, wenig nütz-
ten. Bei den Projekten wurde außerdem
nachdrücklich auf die paradoxe Situation
hingewiesen, dass Personen in Norwegen
an beispielsweise von Ölgesellschaften
veranstalteten Kursen teilnehmen und ein
Zertifikat erhalten können, das sie als
Tankwart ausweist, ihnen eine solche Be-
scheinigung aber von einer höheren
Sekundarschule nicht ausgestellt wird,
obwohl sie in den gleichen Fächern un-
terrichtet wurden und darin ihren Ab-
schluss gemacht haben. Diese paradoxe
Situation ist auf die Haltung der Gewerk-
schaftsseite zurückzuführen, derzufolge
das Schulsystem keine formalen Kompe-
tenzen unterhalb der Facharbeiterebene
bescheinigen sollte, was an die alten
Handwerkszünfte erinnert. Diese Auffas-
sung macht es schwierig, künftigen Ar-

beitgebern zu vermitteln, welche Kompe-
tenzen diese Schüler erworben haben.

Die Projekte deckten einige rechtliche Pro-
bleme auf, die gelöst werden müssen. Bis
zu einem gewissen Grad ist das Ministeri-
um dem bereits durch einen neuen Vor-
schlag zu den Verordnungen im Anschluss
an das Bildungsgesetz nachgekommen
(Kirke-, utdannings- og forskningsdepar-
tementet, 2000). Der Vorschlag sieht eine
Erweiterung der Prioritätsregelung für die
Aufnahme von Schülern, die eine Sonder-
ausbildung benötigen, in das zweite und
dritte Jahr an höheren Sekundarschulen
vor. Für Lehrverträge scheint dies nicht zu
gelten. Der Vorschlag legalisiert jedoch die
alternativen Verträge, die im Rahmen die-
ser Projekte mit den Arbeitgebern abge-
schlossen wurden, und scheint den Schü-
lern, die eine Teilkompetenzbescheinigung
erwerben wollen, die gleichen Möglichkei-
ten und den gleichen Rechtsstatus wie den
Schülern einzuräumen, die eine Qualifika-
tion als Facharbeiter anstreben. Dies könn-
te die Chancen für die Bereitstellung einer
angemessenen Ausbildung in den Betrie-
ben sowie die Verfahren für die Ausstel-
lung von Bescheinigungen über die in be-
trieblichen Ausbildungssituationen erwor-
benen Kompetenzen verbessern.

Eines der Hauptziele der höheren Sekun-
darausbildung und Berufsbildung in Nor-
wegen ist das Angebot von Programmen
und Dienstleistungen für Schüler im Rah-
men regulärer Programme und Klassen.
Nur eines der Projekte mit einer relativ be-
grenzten Teilnehmerzahl folgte jedoch die-
ser Aufgabenstellung3. Projekte sollten ei-
gentlich in erster Linie darauf ausgerichtet
sein, bestehende Strukturen, Verfahren und
Verhaltensweisen in den Schulen in Frage
zu stellen und Lösungen zu finden, die mit
den allgemeinen bildungspolitischen Zie-
len übereinstimmen. Ein solcher kritischer
Ansatz fehlte bei diesem Forschungsvor-
haben jedoch fast vollständig. Wenn Pro-
bleme auftauchten, wurden diese häufig
im Rahmen der bestehenden Verfahren und
Strukturen gelöst. Wie bereits angedeutet,
deckten die Projekte eine Reihe von recht-
lichen Problemen im Zusammenhang mit
der Teilkompetenzbescheinigung auf. Den-
noch lässt sich festhalten, dass die Projek-
te, wenn auch nur in begrenztem Maß, be-
stehende Strukturen und Verfahren bei den
regulären Programmen in der höheren
Sekundarausbildung hinterfragten.

3) Dies wurde von den Gutachtern am
Anfang des Projekts angemerkt. Die
Projekte wurden daraufhin auf Initia-
tive des Ministeriums um ein paar
Schulen erweitert, die integrierte Pro-
gramme anboten. Dies trat im letzten
Jahr der Laufzeit des Projekts in Kraft
und trug nur in geringem Maße zu den
Ergebnisse bei.

„Bei den Projekten wurde
außerdem nachdrücklich
auf die paradoxe Situation
hingewiesen, dass Personen
in Norwegen an beispiels-
weise von Ölgesellschaften
veranstalteten Kursen teil-
nehmen und ein Zertifikat
erhalten können, das sie als
Tankwart ausweist, ihnen
eine solche Bescheinigung
aber von einer höheren
Sekundarschule nicht aus-
gestellt wird, obwohl sie in
den gleichen Fächern unter-
richtet wurden und darin
ihren Abschluss gemacht
haben.“
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Das Bildungsministerium
des australischen Bundes-
staats Victoria hat eine In-
itiative ins Leben gerufen,
die mit der traditionellen
Dualität beruflicher und all-
gemeinbildender Curricula
bricht. Mit der Möglichkeit
der Aufnahme beruflicher
Fächer in das Abschluss-
zeugnis der Sekundarstufe
II wurde versucht, die stren-
ge Trennung zwischen be-
ruflicher und allgemeiner
Bildung aufzuheben. Ersten
Ergebnissen zufolge war
diese Initiative erfolgreich.

Einleitung

In diesem Artikel wird die Einführung des
Programms ‘Vocational Education and
Training in Schools’ (Berufsbildung an
Schulen) untersucht, einer Initiative, die
das Ziel verfolgt, im australischen Bun-
desstaat Victoria die Berufsbildung in das
Curriculum der Sekundarstufe II zu inte-
grieren. Zudem wird auf Untersuchungen
hinsichtlich des nachschulischen Werde-
gangs von Absolventen verwiesen, die das
Programm 1997 beendeten. Dieses struk-
tur ier te schul ische Berufsbi ldungs-
programm (die Initiative für Berufsbildung
an Schulen) wurde von anderen australi-
schen Bundesstaaten mit Interesse verfolgt
und als potentielles Modell betrachtet. In
diesem Artikel sollen das Programm be-
schrieben sowie erste Ergebnisse vorge-
legt werden, aus denen hervorgeht, dass
die Initiative in ihren Bemühungen um
die Verbindung allgemeiner und berufli-
cher Bildung in der Sekundarstufe II (nach
Ende der Schulpflicht) Erfolg hatte.

Die Rolle der Berufsbildung im Curricu-
lum der Sekundarstufe II löste heftige
Debatten aus (Beispiele hierzu sind in
Blunden 1996 und Psacharopoulos 1997
zu finden). Dabei wurden an den tradi-
tionellen Ansätzen zur Vermittlung beruf-
licher Bildung vor allem zwei Bereiche
kritisiert. Zum einen werden bei einer eng
gefassten beruflichen Bildung fachüber-

Berufsbildung
an Schulen - eine
australische Initiative:
Für die Integration beruflicher
und akademischer Ausbil-
dungsgänge in das Curriculum
der Sekundarstufe II

greifende Kompetenzen und umfassende-
re Allgemeinbildung zu stark vernachläs-
sigt. Eine solche Bildung entspricht we-
der dem gesellschaftlichen Bedarf an um-
fassend gebildeten Bürgern, die ihre Rol-
le in einer modernen Demokratie erfül-
len, noch befriedigt sie die Bedürfnisse
der Arbeitgeber, für die Arbeitnehmer mit
fachübergreifenden Kenntnissen genauso
wertvoll sind wie solche mit spezifischen
beruflichen Kompetenzen (Labaree 1997
und Blunden op. cit.). Zum anderen ver-
hinderte die tendenzielle Geringschätzung
der Berufsbildung gegenüber der akade-
mischen Bildung, dass diesen beiden tra-
ditionell unterschiedlichen „Wegen“ der
Sekundarbildung der gleiche Status ein-
geräumt wurde (siehe zum Beispiel Ed-
wards et al. 1992).

Diese beiden Themen – Begrenztheit der
beruflichen Ausbildungsgänge und gleich-
wertiger Status – lösten heftige Kritik an
den neuesten Initiativen zur Berufsbildung
an Sekundarschulen aus. Dies trifft beson-
ders auf zahlreiche britische Autoren zu,
die die New Right Agenda kritisierten, von
der politische Maßnahmen in diesem Be-
reich beeinflusst wurden (Hickox 1995,
Halpin 1992 und Edwards et al. 1992).

Die Diskussion setzte in der Regel (und
mit gutem Grund) traditionelle Modelle
der beruflichen Bildung in Schulen und
insbesondere die Fragmentierung des
Curriculums der Sekundarstufe in allge-
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meine und berufliche Bestandteile voraus.
Dies trifft z. B. auf die über 16-Jährigen
in Großbritannien zu. Die Kommentare
üben heftige Kritik an einer Vermittlungs-
struktur, bei der der symbolische Raum
des Curriculums der Sekundarstufe II in
einen allgemeinen (akademischen, intel-
lektuellen, theoretischen) und einen be-
ruflichen (manuellen, praktischen) Teil
aufgeteilt wird. Dabei werden die Jugend-
lichen – häufig schon sehr früh – prak-
tisch in zwei strikt voneinander abge-
grenzte und gegensätzliche Kategorien
eingeordnet (Baudelot und Establet 1971).

Ausbildungsmodelle, bei denen die Schü-
ler der Sekundarstufe, mitunter bereits mit
12 oder 13 Jahren, auf eine bestimmte
schulische Laufbahn festgelegt werden,
sind in Europa häufig zu finden. In
Deutschland, Italien, England, Schottland,
Irland und Frankreich existieren stark dif-
ferenzierte Vermittlungsstrukturen, bei
denen die berufliche und die allgemeine
Bildung in der Sekundarstufe II klar un-
terschieden (und voneinander getrennt)
werden.

Es gibt jedoch alternative Strukturen, die
auch schon erprobt wurden. Die Ge-
schichte der Sekundarbildung in den mei-
sten nationalen Bildungssystemen berich-
tet von rührigen Lehrern und politischen
Entscheidungsträgern, die den neuen
Schülergruppen am Ende der Sekundar-
schule mehr bieten wollten als die un-
umkehrbare Wahl zwischen auf ein Hoch-
schulstudium vorbereitenden Bildungs-
gängen einerseits und einer einseitigen
Berufsausbildung andererseits. So wurden
zum Beispiel in Italien erfolgreich beruf-
liche Bildungsgänge an Schulen angebo-
ten, die den Absolventen bei Erfüllung be-
stimmter Bedingungen den Zugang zur
Universität ermöglichen. Eine detaillierte
Dokumentation und Beschreibung solcher
Initiativen würde jedoch den Rahmen die-
ses Artikels sprengen.

Im föderativen Australien, wo für die Bil-
dungspolitik die einzelnen Bundesstaaten
zuständig sind, hat das Bildungsministeri-
um von Victoria eine Initiative ins Leben
gerufen, die nicht nur deshalb eine Analy-
se wert ist, weil sie mit dem traditionellen
Nebeneinander beruflicher und akademi-
scher Curricula gebrochen hat, sondern
auch, weil dieser Ansatz als umfassendes
allgemeines Programm übernommen wur-

de und kein „Experiment“ am Rande ge-
blieben ist. Mit der Möglichkeit, berufli-
che Fächer in das Abschlusszeugnis der
Sekundarstufe II (Victorian Certificate of
Education) aufzunehmen, wollten die po-
litischen Entscheidungsträger die strikte
Trennung zwischen der allgemeinen und
der beruflichen Bildung aufheben. Die
Daten über den nachschulischen Werde-
gang der Absolventen des Programms für
Berufsbildung an Schulen von 1997 zei-
gen, dass dieses noch in der Anfangspha-
se befindliche Programm ein erster Schritt
zur Umsetzung dieses Ziels sein könnte.

Hintergrund

Da in Australien die einzelnen Staaten für
Schulangelegenheiten zuständig sind, ist
es nicht einfach, allgemeine Aussagen
über „australische Schulen“ zu machen
(Board of Studies (1999), NBEET (1994)
und NBEET (1993)). Dennoch kann man
Folgendes festhalten: Erstens folgt die
Sekundarbildung im Allgemeinen dem
Modell Gesamtschule mit einem einzigen
Abschluss am Ende der zwölften Klasse.
Allerdings ist ein vorzeitiger Schulabgang
möglich und wird auch von 25 % bis 30 %
einer Kohorte gewählt. Nach dem Schul-
abschluss können die Schulabgänger ent-
weder ein Hochschulstudium oder eine
Berufsausbildung (an einem Technical
and Further Education Institute – TAFE
(technische oder weiterführende Bil-
dungseinrichtung)) beginnen oder in den
Arbeitsmarkt eintreten. Universitäts- und
Fachhochschulbildung (TAFE) liegen in
der Zuständigkeit der Bundesregierung,
und auch die Berufsbildung wurde im
Großen und Ganzen nicht dem Bereich
der Schulen zugeordnet, wenngleich noch
zu sehen sein wird, dass sich diese Situa-
tion derzeit ändert.

Innerhalb dieses Rahmens können die ein-
zelnen Bundesstaaten bis zu einem ge-
wissen Grad Veränderungen und Refor-
men auf schulischer Ebene durchführen.
Veränderungen auf dem heiß umkämpf-
ten Gebiet der weiterführenden Ausbil-
dung nach Ende der Schulpflicht (ab 15
Jahren) betrafen bislang ausnahmslos die
Struktur des Curriculums der Sekun-
darstufe II und sein Verhältnis zum be-
ruflichen Bildungs- und Ausbildungs-
bedarf des Arbeitsmarktes und der Ju-
gendlichen selbst.
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In den meisten Systemen begann eine Los-
lösung vom einheitlichen Bildungsmodell,
und viele Schulen führten landesweit
anerkannte berufsbildende Fächer in der
Sekundarstufe II ein. In den meisten Fäl-
len jedoch stellten diese Fächer in erster
Linie ein Zusatzangebot zu den Fächern
dar, die für die Abschlussprüfung relevant
sind. Manchmal wurden die Leistungen
in den berufsbildenden Fächern nicht ein-
mal im Abschlusszeugnis festgehalten.

In Victoria wurde die Berufsbildung an
den Schulen in etwas radikalerer Form
eingeführt. Anerkannte Inhalte der beruf-
lichen Bildung wurden in Fächer inte-
griert, die Teil des Schulabschlusses
(Victorian Certificate of Education) sind.
Einige historische Hintergrundinformatio-
nen lassen die Überlegungen hinter die-
sem Ansatz im Zusammenhang erkennen.

Die Ausweitung des australischen Sekun-
darschulsystems nach dem Krieg war in
dem Glauben geplant worden, dass ein
breites Angebot von Sekundarschulen
eine ebenso breite Inanspruchnahme des
Angebots nach sich ziehen würde. Diese
Entwicklung erreichte Mitte der 60er Jah-
re ihren Höhepunkt. Doch zu dieser Zeit
beendete in Victoria nicht einmal jeder
fünfte Schüler die Sekundarschule. Noch
bis 1982 schlossen in diesem Bundesstaat
weniger als ein Drittel der Schüler die
Sekundarschule ab. Ein gut funktionieren-
des System technischer Schulen bereitete
interessierte Schüler auf eine handwerk-
liche Lehre vor. Und auf diejenigen Schü-
ler, die die Schule endgültig abbrachen,
wartete ein Arbeitsmarkt, der Arbeitsplät-
ze für ungelernte und unerfahrene Schul-
abgänger bot.

Im Laufe der 80er Jahre veränderte sich
diese Situation wie fast überall in der west-
lichen Welt. Die Arbeitsmärkte für Jugend-
liche wurden kleiner, und der Bedarf an
Lehrlingen nahm ab. Infolgedessen stie-
gen die Schulabschlussquoten auf nahe-
zu 80 %, wozu auch zwei schmerzhafte
Rezessionen Anfang der 80er und Anfang
der 90er Jahre beitrugen. An den Schulen
in Victoria war eine zunehmende Vielfalt
an Schülern zu beobachten, darunter auch
Gruppen, die sich nur wenige Jahre zu-
vor um eine Lehre oder den Einstieg in
eine Vollzeitbeschäftigung bemüht hätten.
Dieses breite Spektrum an Schülern spie-
gelte sich in der wachsenden Vielfalt der

im Anschluss an die Schulpflicht angebo-
tenen Fächer wider.

Die Einführung des neuen Abschluss-
zeugnisses, des Victorian Certificate of
Education (VCE), 1991-92 sollte die immer
stärker ausufernde Fächerpalette in eine
kohärente Struktur bringen. Zudem sollte
sie den Status einiger der angebotenen
weniger traditionellen und beruflichen
Fächer verbessern. Tatsächlich ging die
Vereinheitlichung und Standardisierung der
Zertifikate zulasten der Flexibilität, die das
vielfältige, aber chaotische alte System
auszeichnete. Zu den ersten Opfern ge-
hörten Fächer, die auf den Dialog mit der
Arbeitswelt ausgerichtet waren.

Parallel dazu führte der zunehmende
Wunsch der Schüler nach klar definierten
und gegliederten beruflichen Fächern in
der Schule sowie die Einsicht unter den
Pädagogen, dass Australien bezüglich des
Angebots an beruflicher Bildung für Teen-
ager hinter vielen, insbesondere europäi-
schen, Ländern herhinkte, zur Entwick-
lung von Ausbildungsprogrammen auf
schulischer Ebene. Und angesichts des
vielfach ungedeckten Bedarfs an tertiärer
Bildung fragten sich viele Verantwortliche,
wie sich eine Kultur entfalten konnte, in
der die technische und berufliche Ausbil-
dung einen so schlechten Status hatte.

Erste Versuche zur Verbesserung der Stel-
lung beruflicher Fächer an den Schulen
in Victoria umfassten gegenseitige Aner-
kennung und Vereinbarungen zur Anrech-
nung von Leistungen. Dadurch konnten
bestimmte Fächer des VCE (Abschluss-
zeugnisses) auf berufliche Ausbildungs-
abschlüsse angerechnet werden bzw. in
Kombination mit beruflichen Fächern be-
legt werden. Die Grenzen dieser Verein-
barungen lagen darin, dass der berufli-
che Teil der belegten Fächer nicht für den
Zugang zur Universität anerkannt wurde,
sofern die Schüler sich diese Möglichkeit
offen halten wollten. Das geringe Anse-
hen, das die Berufsbildung im Vergleich
zu vielen europäischen Ländern genoss,
hielt die Schüler davon ab, berufliche Fä-
cher zu belegen – auch wenn sie noch
nicht wussten, ob sie später studieren
wollten –, da die Wahl solcher Fächer ih-
nen den Zugang zur Hochschulbildung zu
versperren drohte. Angesichts solcher Ein-
schränkungen hatten die Vereinbarungen
nur mäßigen Erfolg.

„Die Einführung des neuen
Abschlusszeugnisses, des
Victorian Certificate of
Education (VCE), 1991-92
sollte die immer stärker
ausufernde Fächerpalette
in eine kohärente Struktur
bringen. Zudem sollte sie
den Status einiger der ange-
botenen weniger traditio-
nellen und beruflichen Fä-
cher verbessern. Tatsäch-
lich ging die Vereinheitli-
chung und Standardisie-
rung der Zertifikate zu-
lasten der Flexibilität, die
das vielfältige, aber chaoti-
sche alte System auszeich-
nete. Zu den ersten Opfern
gehörten Fächer, die auf
den Dialog mit der Arbeits-
welt ausgerichtet waren.“

„Erste Versuche zur Verbes-
serung der Stellung berufli-
cher Fächer an den Schulen
in Victoria umfassten ge-
genseitige Anerkennung
und Vereinbarungen zur
Anrechnung von Leistungen.
Dadurch konnten bestimm-
te Fächer des VCE (Ab-
schlusszeugnisses) auf be-
rufliche Ausbildungsab-
schlüsse angerechnet wer-
den bzw. in Kombination
mit beruflichen Fächern be-
legt werden. Die Grenzen
dieser Vereinbarungen la-
gen darin, dass der berufli-
che Teil der belegten Fächer
nicht für den Zugang zur
Universität anerkannt wur-
de (…)“
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Die Aufhebung dieser Einschränkungen
war das Ziel der Initiative Vocational
Education and Training in Schools (Be-
rufsbildung an Schulen), die 1994 an den
Schulen in Victoria ins Leben gerufen
wurde. Der neue Ansatz sollte zum ei-
nen der wachsenden Zahl von Schülern,
die nach Ende der Schulpflicht weiter-
hin an der Schule blieben, bei der Wahl
ihres Ausbildungsganges Flexibilität und
Verfügbarkeit bieten. Zum anderen soll-
te er den von der Industrie deutlicher
artikulierten Ausbildungsbedarf befriedi-
gen.

Die Schulen selbst nahmen den neuen An-
satz mit Begeisterung auf, und es wurden
in allen Bereichen des Sekundarschul-
systems – in der Stadt sowie in ländlichen
Gebieten – entsprechende Kurse eingerich-
tet. 1994 belegten insgesamt 461 Schüler
in den beiden letzten Sekundarschuljahren
Fächer des Programms für Berufsbildung
an Schulen. Bis 1999 war die Zahl auf
14 859 gestiegen (etwa 11,5 % der gesam-
ten Kohorte). Wegen der Unterschiede in
Struktur und Organisation des Curriculums
lässt sich diese Teilnahmequote allerdings
nur schwer mit der anderer Systeme auf
nationaler oder internationaler Ebene ver-
gleichen. Es sollte jedoch berücksichtigt
werden, dass die Nachfrage nach berufli-
cher Bildung an Schulen vor Beginn des
Programms immer sehr gering war.

Die Initiative für Berufsbildung an Schu-
len soll gewährleisten, dass der anerkann-
te Berufsbildungsinhalt und die entspre-
chenden Zertifikate ins Abschlusszeugnis
integriert und nicht als „zusätzliche“ Pro-
gramme behandelt werden. Nach erfolg-
reichem Abschluss eines zweijährigen Pro-
gramms für Berufsbildung an Schulen er-
hält der Schüler zwei Zertifikate: das
Abschlusszeugnis sowie das entsprechen-
de berufliche Ausbildungszeugnis, das
eine landesweit anerkannte Einstiegs-
qualifikation (gewöhnlich Certificate I
oder Certificate II) im Rahmen des austra-
lischen Qualifikationssystems (Australian
Qualification Framework) darstellt. Die
Einführung von Fächern des Programms
für Berufsbildung an Schulen in das Cur-
riculum der Sekundarstufe II ist eine
bewusste politische Maßnahme zum Ab-
bau der „recht künstlichen Unterschei-
dung zwischen der von den Schulen an-
gebotenen allgemeinen Bildung und der
von der Industrie angebotenen berufli-

chen Ausbildung“ (Commonwealth of
Australia 1994). Die Einheiten des Pro-
gramms für Berufsbildung an Schulen1

haben denselben Status wie die Einhei-
ten des Abschlusszeugnisses und bilden
somit eine oder mehrere der 16 Einhei-
ten, die zum erfolgreichen Abschluss des
VCE erforderlich sind. Allerdings tragen
sie nur teilweise zur Hochschulzugangs-
berechtigung bei. Auch die Universitäten
unterstützen diesen Prozess durch die
Anfang 1994 getroffene Entscheidung, die
Fächer des Programms für Berufsbildung
an Schulen „innerhalb des Tert iary
Entrance Rank (d. h. bei der Hochschul-
zugangsberechtigung) anzuerkennen, in-
dem sie zu 10 % auf das durchschnittli-
che Gesamtergebnis der ‘vier Hauptfächer’
des VCE des Schülers angerechnet wer-
den“ (Victorian Tertiary Admissions Com-
mittee 1994). Weitere Schritte zur vollstän-
digen Anerkennung beim Hochschul-
zugang sind zu erwarten (Board of Studies
op. cit.).

Die Grundlage für die Einrichtung der er-
sten Fächer des Programms für Berufsbil-
dung an Schulen im Jahre 1994 bildeten
die drei Industriezweige Elektronik, Be-
triebswirtschaft sowie Hotel- und Gaststät-
tengewerbe. 1995 wurden zwei weitere
Bereiche aufgenommen – KFZ-Wesen und
Maschinenbau. 1998 deckten die im Rah-
men des Programms für Berufsbildung an
Schulen angebotenen Qualifikationen alle
Industriezweige weiträumig und umfas-
send ab (Tabelle 1).

Tabelle 1
Die Schulen können die Programme für
Berufsbildung an Schulen auf zweierlei
Weise umsetzen. Zum einen können sie
sich beim Staatlichen Ausbildungsaus-
schuss (State Training Board) als private
Träger eintragen lassen, sofern sie nach-
weisen können, dass sie in der Lage sind,
Ausbildungszeugnisse auszustellen. Zum
anderen können die Schulen mit einer
TAFE-Bildungseinrichtung kooperieren,
wobei beide Seiten die notwendigen Kom-
ponenten für ein vollständiges Programm
zur Verfügung stellen. So können Schu-
len, die nicht über die erforderlichen Mit-
tel oder das nötige Personal zur Umset-
zung des Programms für Berufsbildung an
Schulen verfügen, ihren Schülern den Zu-
gang zur Berufsbildung im Rahmen des
Victorian Certificate of Education mit Un-
terstützung einer TAFE-Bildungseinrich-
tung ermöglichen.

„Die Initiative für Berufs-
bildung an Schulen soll ge-
währleisten, dass der aner-
kannte Berufsbildungsin-
halt und die entsprechen-
den Zertifikate ins Ab-
schlusszeugnis integriert
und nicht als „zusätzliche“
Programme behandelt wer-
den.“

„Die Schulen können die
Programme für Berufsbil-
dung an Schulen auf zwei-
erlei Weise umsetzen: (…)
sich beim Staatlichen Aus-
bildungsausschuss (State
Training Board) als priva-
te Träger eintragen lassen,
(…) oder mit einer TAFE-
Bildungseinrichtung koope-
rieren, wobei beide Seiten
die notwendigen Kompo-
nenten für ein vollständiges
Programm zur Verfügung
stellen. So können Schulen,
die nicht über die erforder-
lichen Mittel oder das nöti-
ge Personal zur Umsetzung
des Programms für Berufs-
bildung an Schulen verfü-
gen, ihren Schülern den Zu-
gang zur Berufsbildung
(…) ermöglichen.“

1) Kurse von der Dauer eines Seme-
sters
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Seit Einführung des Programms sollte ein
Team von Wissenschaftlern der Universi-
tät Melbourne, dem auch der Autor ange-
hört, jährlich Daten über den nach-
schulischen Werdegang der Absolventen
des Programms für Berufsbildung an Schu-
len sammeln. Die Kohorte der zwölften
Klasse (also des Abschlussjahres) von
1997 umfasste 2 323 Schüler. Durch elek-
tronische Rückverfolgung über die Daten-
banken des Board of Studies, Sichtungen
von Unterlagen über die Zulassung zum
tertiären Bereich und telefonische Umfra-
gen konnte der nachschulische Werde-
gang von insgesamt 1 881 Schülern (das
entspricht einer Antwortrate von 81 %)
ermittelt werden.

Bisher wurden die Laufbahndaten von
drei Jahren erfasst und analysiert. Dies
erlaubt eine Antwort auf die Frage, ob das
Programm erfolgreich war, zumindest in
Bezug auf die nachschulischen Ergebnis-
se. Für diese drei Jahre zeigen die Daten
durchweg, dass über die Hälfte der Ko-
horte des Abschlussjahres, die am Pro-
gramm für Berufsbildung an Schulen teil-
nahm, später entweder an einer Univer-
sität oder an einer TAFE-Bildungseinrich-
tung (mit einem Angebot an technischen
und Berufsbildungsprogrammen auf nicht
akademischer Ebene) weiter studierten,
wobei sich die Mehrzahl dieser Schüler
für die Fortsetzung ihrer Ausbildung an
einer TAFE-Bildungseinrichtung ent-

Tabelle 1

Teilnehmer an der Berufsbildung** nach Abschlüssen
(mit Ausnahme der Erwachsenenbildung), 1998

Basic Certificate in Engineering (Abschluss der Grundstufe in Maschinenbau) 194
Certificate 1 in Engineering (Abschluss 1 in Maschinenbau) 305
Certificate II in Agriculture (Farming) (Abschluss II in Landwirtschaft) 219
Certificate II in Horse Studies (Abschluss II in Pferdekunde) 146
Certificate II in Sport and Recreation (Abschluss II in Sport- und Freizeitwesen) 473
Certificate II in Arts (Interactive Multimedia) (Abschluss II in Kunst (Interaktive Multimedia)) 243
Certificate II in Music Industry Skills (Abschluss II in der Musikbranche) 375
Certificate II in Office Administration (Abschluss II in Büroverwaltung) 1637
Certificate II in Business (Organisational Practices) (Abschluss II in Betriebswirtschaft (Organisatorische Tätigkeiten)) 73
Certificate II in Small Business Practice (Abschluss II in mittelständischer Unternehmenspraxis) 498
Certificate II in Automotive (Abschluss II in KFZ-Wesen) 959
Certificate II in Printing (Abschluss II in Druckereiwesen) 5
Certificate II in Electronics (Abschluss in Elektronik) 351
Certificate II in Information Technology (Abschluss II in Informationstechnologie) 208
vocational education and training in Schools Retail Operations (Berufliche Ausbildung im schulischen Einzelhandel) 179
Certificate II in Hospitality (Abschluss II im Hotel- und Gaststättengewerbe) 2626
Certificate II in Food Retail (McDonald’s) (Abschluss II im Nahrungsmitteleinzelhandel (McDonald’s)) 96
Certificate II in Clothing Design and Production (Abschluss II in Bekleidungsdesign und –produktion) 66
Certificate III in Information Technology (Abschluss III in Informationstechnologie) 2495
Certificate IV in Food Technology (Abschluss IV in Lebensmitteltechnologie) 7
Basic Certificate in Electronics (Abschluss der Grundstufe in Elektronik) 253
Certificate in Desktop Publishing (Abschluss in Desktop-Publishing) 110
Advanced Certificate in Horticulture (Abschluss der Aufbaustufe in Gartenbau) 97
Certificate II in General Construction (Abschluss II im allgemeinen Bauwesen) 107
Certificate in Retail Operations (Sales) (Abschluss im Einzelhandel (Verkauf)) 122
Certificate of Clerical & Administrative Skills (Abschluss im Büro- und Verwaltungswesen) 162
Certificate III in Laboratory Skills (Abschluss II in Labortätigkeiten) 50
Insgesamt* 12056

*Aufgrund von Einschreibungen für mehr als ein Zertifikat treten zweifache Zählungen auf.
**Vorläufige Daten

„Bisher wurden die Lauf-
bahndaten von drei Jahren
erfasst und analysiert. (…)
die Daten (zeigen) durch-
weg, dass über die Hälfte
der Kohorte des Abschluss-
jahres, die am Programm
für Berufsbildung an Schu-
len teilnahm, später entwe-
der an einer Universität
oder an einer TAFE-
Bildungseinrichtung (mit
einem Angebot an techni-
schen und Berufsbildungs-
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schied. Der Großteil der übrigen Schüler
fand eine Vollzeitbeschäftigung oder eine
vertraglich gebundene Ausbildung auf
dem Arbeitsmarkt.

Die konsequent hohe Zahl von Schülern,
die in den tertiären Bereich der Berufs-
bildung überwechseln (durchschnittlich
mehr als drei von zehn Schülern des
Abschlussjahrganges), bestätigt ein wich-
tiges Ziel der Programme für Berufsbil-
dung an Schulen: Mehr Schüler der
Sekundarstufe II sollen eine nicht univer-
sitäre Ausbildung wählen. Dies wurde im
Finn-Bericht als zentrale Zielsetzung for-
muliert (Australian Education Council
1991).

Darüber hinaus zeigt die Analyse der No-
ten in den Abschlusszeugnissen, dass die
durchschnittlichen Englischnoten der
Schüler, die an der Berufsbildung teilneh-
men, um ungefähr 10 % niedriger sind als
die der Schüler dieser Klassenstufe mit
Abschlusszeugnis. In Anbetracht der grö-
ßeren Anfälligkeit für akademische Selek-
tion und schulisches Versagen sowie ei-
ner stärkeren Abhängigkeit von prakti-
scher Arbeit und Fortbildung ist ein er-
folgreicher Übergang in den Arbeitsmarkt
oder in die tertiäre Berufsbildung äußerst
wichtig.

Die verfügbaren Daten für den jüngsten
Abschlussjahrgang – von 1997 – lassen
darauf schließen, dass bis heute der Über-
gang nach der Schule sehr positiv war:
31 % der Gruppe nahmen an Berufs-
bildungsmaßnahmen teil (zumeist in
TAFE-Bildungseinrichtungen), 21 % nah-
men ein Hochschulstudium auf, 6 % gin-
gen weiter zur Schule, 17 % begannen
eine vertraglich gebundene Ausbildung in
Form einer Lehre oder eines Ausbildungs-
programms, 14 % fanden eine Vollzeit-
beschäftigung, 5 % eine Teilzeitbeschäfti-
gung und 6 % waren arbeitslos (siehe Ta-
belle 2). Diese Daten werden vollständig
in einem Bericht veröffentlicht, der für das
Bildungsministerium von Victoria (Victo-
rian Department of Education) erstellt
wurde (Polesel et al. 1998).

Tabelle 2
Diese Ergebnisse spiegeln zum Teil das
starke Wachstum der australischen Wirt-
schaft während der 90er Jahre wider, ob-
wohl solche Resultate auch in Phasen
wesentlich schlechterer Arbeitsmarkt-
chancen für junge Menschen auftraten –

Tabelle 2

Laufbahn von Schülern des Programms für Berufs-
bildung an Schulen von 1997

in diesen Phasen sank die Zahl der Voll-
zeitarbeitsplätze für männliche Jugendli-
che auf die Hälfte des Niveaus der 70er
Jahre, während die für weibliche Jugend-
liche sogar auf ein Drittel dieses Niveaus
zurückging (Teese 1999).

Dieser Datensatz lässt nur wenige Verglei-
che zu, da die Initiative relativ neu ist,
Systeme mit unterschiedlichen Strukturen
nur schwer zu vergleichen sind und es
zudem allgemein an vergleichbaren quan-
titativen Studien über den weiteren Wer-
degang von Schülern in Australien man-
gelt. Sweet (1995), dessen Studie sich auf
Australien beschränkt, schätzte, dass etwa
30 % der Schulabgänger weder eine wei-
terführende Bildung noch eine Vollzeit-
beschäftigung aufnehmen. Auch wenn
man berücksichtigt, dass seine Schätzun-
gen Schulabbrecher vor dem Abschluss-
jahr einschließen, sind die Zahlen für die
untersuchte Kohorte deutlich niedriger

programmen auf nicht aka-
demischer Ebene) weiter
studierten, wobei sich die
Mehrzahl dieser Schüler
für die Fortsetzung ihrer
Ausbildung an einer TAFE-
Bildungseinrichtung ent-
schied. Der Großteil der üb-
rigen Schüler fand eine Voll-
zeitbeschäftigung oder eine
vertraglich gebundene Aus-
bildung auf dem Arbeits-
markt.“

schulische 
Berufsbildung

31%

Universitätsstudium
21%

Lehre/Ausbildung
17%

Vollzeit-
beschäfti-
gung 14%

Teilzeit-
beschäftigung 5%

Arbeitslosigkeit 6%

Wiederholung/Abschluss 6%
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füllt, sondern auch die Berufsbildung
umfasst. Auch festgefahrene Ansichten
und Erwartungen an das duale Curricu-
lum, nach denen die traditionellen „Wege“
der allgemeinen und beruflichen Bildung
klar zu trennen sind, werden sich erst im
Laufe der Zeit verändern. Eine Reihe von
Fragen wird die politischen Entschei-
dungsträger und Analytiker weiterhin be-
schäftigen, und die kulturellen Aspekte
der Berufsbildung müssen an Schulen und
in der Gesellschaft noch genauer erforscht
werden.

Die Schulen und TAFE-Bildungseinrich-
tungen, in denen die Programme für Be-
rufsbildung an Schulen angeboten wer-
den, haben diese Initiative im Allgemei-
nen positiv aufgenommen. Die betroffe-
nen Lehrer und Verwaltungskräfte wiesen
darauf hin, dass die Programme für Be-
rufsbildung an Schulen eine echte Alter-
native für Schüler bieten können, die sich
ein Angebot an Unterrichtsfächern wün-
schen, das breiter und stärker berufs-
orientiert ist als die Auswahl der Fächer
für das herkömmliche Abschlusszeugnis.
Viele meinten dazu, dass die Programme
für Berufsbildung eine große Lücke im
Lehrplan schließen und den Schülern
Möglichkeiten zur Auswahl stellen, die
praktisch und theoretisch, und nicht nur
akademisch sind.

Es gibt jedoch Grund zur Annahme, dass
Lehrer aufgrund ihrer beruflichen Einstel-
lung die Einbindung des Berufsbildungs-
projekts in die akademische Sekundar-
bildung ablehnen. Einige der in der Be-
rufsbildung tätigen Lehrer äußerten Be-
denken darüber, dass der Unterricht teil-
weise außerhalb des Schulgebäudes statt-
fand. Einige Lehrer befürchteten, dass die
Fächer für das Abschlusszeugnis wegen
der Verpflichtungen im Rahmen der Be-
rufsbildung vernachlässigt werden könn-
ten. Andere wiederum wiesen auf die
zusätzlichen Kosten für die Schüler hin,
die durch die Teilnahme an Berufsbil-
dungseinheiten und den Kauf der notwen-
digen Materialien entstünden.

Als weitere Schwierigkeiten wurden die
unterschiedlichen Teilnahmebedingun-
gen, die Bewertungsverfahren sowie
Verwaltungs- und Finanzierungsfragen
genannt. Doch das Personal gab zu, dass
Probleme dieser Art bei der Einführung
einer so komplexen Initiative zu erwar-

(11,9 %, wobei Teilzeitbeschäftigte und
Arbeitslose zusammengefasst sind). Man
kann also festhalten, dass die Schwierig-
keiten für Schulabgänger, die stärker von
akademischer Selektion bedroht sind,
durch die erfolgreiche Beendigung des
Programms für Berufsbildung an Schulen
verringert werden können.

Legt man Sweets allgemeine Kriterien für
erfolgreiche nachschulische Resultate zu-
grunde, also die Aufnahme einer Vollzeit-
beschäftigung oder eine weiterführende
Bildung, dann zeigt sich Folgendes: Die-
se positiven Ergebnisse wurden in der ei-
nen oder der anderen Form von über 88 %
der am Programm für Berufsbildung teil-
nehmenden Gruppe des Abschlussjahr-
ganges von 1997 erreicht. Die Mehrheit
von ihnen entschied sich für eine berufli-
che Bildung oder Ausbildung im tertiä-
ren Bereich oder schrieb sich an einer
Universität ein.

Weitere Vergleiche werden im Anschluss
an das derzeit laufende Forschungsprojekt
der Universität Melbourne möglich sein.
Das im Projekt angewandte Verfahren er-
laubt es, den nachschulischen Werdegang
der an der Berufsbildung teilnehmenden
Schüler mit dem Werdegang anderer Schü-
ler derselben Kohorte zu vergleichen und
zudem Vergleiche mit Daten des Natio-
nalen Australischen Statistikamts (Austra-
lian Bureau of Statistics) über den Über-
gang von der Schule in die Arbeitswelt
durchzuführen.

Der Werdegang der Schüler nach Verlas-
sen dieses strukturierten Programms für
berufsbildende Unterrichtsfächer lässt vor-
läufig erkennen, dass das Programm sein
Ziel erreichen könnte: ein breitgefächer-
tes Curriculum, das verschiedene Alter-
nativen bietet, und eine stärkere Nutzung
der tertiären Berufsbildung. Ferner deu-
tet sich an, dass die erfolgreiche Integra-
tion beruflicher und allgemeiner Unter-
richtsfächer in das schulische Curriculum
möglich und wünschenswert ist.

Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Ein-
bindung der Berufsbildung ins Curricu-
lum der Sekundarstufe allgemein akzep-
tiert wurde. Es wird noch einige Zeit dau-
ern, bis die Kultur der Schulbildung in
der Sekundarstufe II den Punkt erreicht,
an dem sie nicht nur die traditionelle Rolle
der Vorbereitung auf die Hochschule er-

„Die verfügbaren Daten für
den jüngsten Abschluss-
jahrgang – von 1997 – las-
sen darauf schließen, dass
bis heute der Übergang
nach der Schule sehr posi-
tiv war: 31 % der Gruppe
nahmen an Berufsbildungs-
maßnahmen teil (zumeist in
TAFE-Bildungseinrichtun-
gen), 21 % nahmen ein
Hochschulstudium auf, 6 %
gingen weiter zur Schule,
17 % begannen eine vertrag-
lich gebundene Ausbildung
in Form einer Lehre oder
eines Ausbildungspro-
gramms, 14 % fanden eine
Vollzeitbeschäftigung, 5 %
eine Teilzeitbeschäftigung
und 6 % waren arbeitslos
(. . .).“

„Der Werdegang der Schü-
ler nach Verlassen dieses
strukturierten Programms
für berufsbildende Unter-
richtsfächer lässt vorläufig
erkennen, dass das Pro-
gramm sein Ziel erreichen
könnte: ein breitgefächertes
Curriculum, das verschie-
dene Alternativen bietet,
und eine stärkere Nutzung
der tertiären Berufsbil-
dung. Ferner deutet sich an,
dass die erfolgreiche Inte-
gration beruflicher und all-
gemeiner Unterrichtsfächer
in das schulische Curricu-
lum möglich und wün-
schenswert ist. Dies bedeu-
tet jedoch nicht, dass die
Einbindung der Berufsbil-
dung ins Curriculum der
Sekundarstufe allgemein
akzeptiert wurde.“
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ten waren, insbesondere bei Partnerschaf-
ten zwischen Sekundarschulen und Trä-
gern der Berufsbildung.

In einigen Fällen gab es auch Schwierig-
keiten bei der Einrichtung von Schulen
als anerkannte Ausbildungsträger im Pro-
gramm für Berufsbildung an Schulen. Da-
bei bestanden die größten Probleme dar-
in, die notwendigen Mittel zur Verfügung
zu stellen und Personal zu finden, das
Lehrerfahrung im Bereich der Berufsbil-
dung hatte und bereit war, an einem zwei-
jährigen Programm teilzunehmen. Das
erklärt, warum die Mehrheit der Schulen
ihre Teilnahme an der Berufsbildung mit
einem Ausbildungsprogramm begann, das
zu einem Abschluss in Büro- und Sekre-
tariatsberufen (Certificate of Office and
Secretarial Studies) führt, einem Pro-
gramm, das kaum Fachmittel und Fach-
personal erfordert. Viele Schulen verfüg-
ten nicht über das notwendige Personal
oder die erforderlichen Mittel, um Pro-
gramme für Elektronik oder Hotel- und
Gaststättengewerbe einzurichten.

Sicherlich kann die Berufsbildung nicht
alle Antworten auf die Herausforderun-
gen der Schulausbildung im modernen
Zeitalter geben. Die Spannungen zwi-
schen der Rolle der Schule bei der Be-
reitstellung qualifizierter Arbeitskräfte
und ihrer Rolle bei der staatsbürgerlichen
Erziehung sind nicht einfach zu lösen.
Es bedarf einer anhaltenden und sach-
gerechten öffentlichen Debatte, damit

sich die Schulen in einem Prozess der
kontinuierlichen Verbesserung anpassen
und reformieren können. Initiativen wie
das Programm für Berufsbildung an Schu-
len können dazu in begrenztem Maße
beitragen, indem sie eine breite Palette
von Programmen und Alternativen anbie-
ten. Die besondere Stärke dieser Alter-
native liegt darin, dass sie die Integrati-
on von beruflichen und allgemeinen Un-
terrichtsfächern ein Stück weit voran-
treibt und den Schülern mehr Zeit bei
der Wahl zwischen beruflichen und aka-
demischen Fächern lässt.

Die Initiative für Berufsbildung an Schu-
len lässt den Spielraum erkennen, den die
Schulen ausschöpfen können, um ihre
Angebote für neue und sich ändernde
Zielgruppen zu verbessern, die sich nun-
mehr für die Sekundarstufe II entschei-
den. Die Bildung für die Massen brachte
eine heterogene Schülerschaft in der
Sekundarstufe II mit sich, mit der die po-
litischen Entscheidungsträger, die vor 30
Jahren für die Ausweitung der Schulbil-
dung verantwortlich zeichneten, niemals
gerechnet hätten. Sie führte aber auch zu
kreativen und wirksamen Reaktionen auf
die Herausforderungen der Heterogenität.
In diesem Artikel wird dargelegt, dass
Ansätze wie die Berufsbildung an Schu-
len zwar keine allumfassenden Lösungen
bieten, zumindest aber eine Bereicherung
des curricularen Angebots, die sich die
Schulen zu Beginn des neuen Jahrtau-
sends zunutze machen können.

„(…) Lehrer (können) auf-
grund ihrer beruflichen
Einstellung die Einbindung
des Berufsbildungsprojekts
in die akademische Sekun-
darbildung ablehnen. Eini-
ge (…) äußerten Bedenken
darüber, dass der Unter-
richt teilweise außerhalb
des Schulgebäudes statt-
fand. (…) Andere wiederum
wiesen auf die zusätzlichen
Kosten für die Schüler hin,
die durch die Teilnahme an
Berufsbildungseinheiten
und den Kauf der notwen-
digen Materialien entstün-
den.“

„(…) Es gab Schwierigkei-
ten bei der Einrichtung von
Schulen als anerkannte Aus-
bildungsträger im Pro-
gramm für Berufsbildung
an Schulen. Dabei bestan-
den die größten Probleme
darin, die notwendigen Mit-
tel zur Verfügung zu stellen
und Personal zu finden, das
Lehrerfahrung im Bereich
der Berufsbildung hatte
und bereit war, an einem
zweijährigen Programm
teilzunehmen.“
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Rechtsrahmen

In den Ländern der Bundesrepublik
Deutschland besteht eine neun- oder
zehnjährige allgemeine Schulpflicht. Da-
nach können die Jugendlichen entweder
eine allgemeinbildende Schule weiter
besuchen, um nach insgesamt 13 Jahren
die allgemeine Hochschulreife (Abitur) zu
erwerben, oder eine Berufsausbildung
beginnen und ihre Berufsschulpflicht er-
füllen.

Die Mehrzahl der Jugendlichen, die eine
Berufsausbildung anstreben, bemüht sich
um einen Ausbildungsplatz in einem Be-
trieb, um z. B. Bankkaufmann1, Kraftfahr-
zeugmechaniker oder Informations- und
Telekommunikationssystem-Elektroniker
oder -Kaufmann zu werden. Die Aus-
bildungsdauer beträgt in der Regel 3 bis
31/2 Jahre. Zum System dieser Berufsaus-
bildung gehört die gleichzeitige Ausbil-
dung am zweiten Lernort: Berufsschule.
Deswegen wird von dualer Berufsausbil-
dung mit den beiden Säulen dieses Sy-
stems gesprochen: Betrieb und Berufs-
schule (vgl. auch Zedler 1996). Dies er-
fordert eine intensive Lernortkooperation
auf allen Ebenen der beruflichen Bildung
(vgl. z.B. Pätzold/Walden 1995).

Die duale Berufsausbildung absolvieren
aber nicht nur Jugendliche nach Erfüllung
ihrer allgemeinen Schulpflicht, sondern
zunehmend auch Jugendliche mit Hoch-
schulreife. So betrug der Anteil der Aus-
zubildenden mit Hochschulreife 1998
durchschnittlich bereits 16,5 %, bei den
Banken sogar 69 % (Deutscher Instituts-
Verlag 1999).

In diesem Zusammenhang kann nur an-
gemerkt werden, daß es in Deutschland

Curriculumentwicklung
im Rahmen der dualen
Berufsausbildung in
Deutschland

neben dem System der dualen Berufsaus-
bildung auch eine schulische Berufsaus-
bildung gibt. Sie ist ein- bis dreijährig und
ermöglicht eine Berufsvorbereitung, eine
Berufsgrundbildung oder eine Berufs-
ausbildung nach den Vorschriften eines
Landes oder neuerdings auch den Erwerb
eines Berufsabschlusses, der dem einer
dualen Berufsausbildung entspricht.

Grundlage für die Berufsausbildung im
dualen System ist das Berufsbildungsge-
setz. Die Ausbildung der ca. 350 staatlich
anerkannten Berufe wird durch Aus-
bildungsordnungen geregelt. Sie werden
unter Mitwirkung des Bundesinstituts für
Berufsbildung vom zuständigen Bundes-
fachminister im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft erlassen. Die Ausbildungsord-
nungen legen für den Lernort Betrieb fest:
die Ausbildungsdauer, die Ziele und In-
halte der Ausbildung, deren sachliche und
zeitliche Gliederung sowie die Prüfüngs-
anforderungen.

In der Bundesrepublik Deutschland ha-
ben die Länder die Kulturhoheit. Deshalb
sind diese für die Ordnung des Berufs-
schulunterrichts zuständig. Entsprechend
der bundeseinheitlich geregelten Ausbil-
dung in den Betrieben muss auch der
Berufsschulunterricht in allen Ländern
nach gleichen Grundsätzen erteilt werden.
Die Konferenz der Kultusminister der 16
Länder (KMK) erlässt daher Rahmen-
lehrpläne für den berufsbezogenen Un-
terricht in der Berufsschule. Einen berufs-
übergreifenden Unterricht (z. B. Deutsch/
Kommunikation, Politik oder eine Fremd-
sprache) regeln die Länder in eigener Zu-
ständigkeit.

Die Ausbildungsordnungen und die
Rahmenlehrpläne sind wichtige Ord-

Klaus
Halfpap
Leitender Regie-
rungsschuldirektor
a. D. bei einer
Bezirksregierung in
Nordrhein-Westfalen

Diese ausschnittsweise wie-
dergegebenen, empirisch
untermauerten Erfolge
ganzheitlichen Lernens zei-
gen, dass das didaktische
Konzept der neuen Rahmen-
lehrpläne in Deutschland
zur Entwicklung umfassen-
der Handlungsfähigkeit zu-
kunftsbedeutsam ist, wenn
es konsequent umgesetzt
wird.

1) Alle Berufs- und andere Personen-
angaben erfolgen wegen der flüssi-
geren Lesbarkeit nur in der männli-
chen Form. In den Originaltexten wird
stets nach einem Querstrich auch die
volle weibliche Fassung angegeben
(z. B. Bankkaufmann/Bankkauffrau).
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nungsmittel der dualen Berufsausbildung
in Deutschland.

Zur Erarbeitung der Rahmenlehrpläne für
den berufsbezogenen Berufsschulunter-
richt und ihre Abstimmung mit den Aus-
bildungsordnungen hat die KMK 1996
Handreichungen beschlossen (vgl. Sekre-
tariat). Sie enthalten Vorgaben für die Ar-
beit der Rahmenlehrplan-Ausschüsse. Die
Rahmenlehrpläne werden von Pädagogen
erarbeitet, die von den Kultusministern
der Länder benannt werden; ein Land hat
den Vorsitz. Das Sekretariat der KMK be-
treut die Arbeit.

Diese Rahmenlehrpläne sind die Curricula
für den berufsbezogenen Berufsschul-
unterricht. Das Verfahren der Entwicklung
wurde soeben erläutert. Im Folgenden
wird die inhaltliche Curriculumentwick-
lung dargestellt.

Didaktischer Rahmen

Bereits 1970 hat die Bildungskommission
des (damaligen) Deutschen Bildungsrates
(S. 58) formuliert, was nunmehr bei den
Rahmenlehrplänen mehr oder weniger
konsequent realisiert wird. Das Curricu-
lum „bezieht sich auf die Lernprozesse:
Welche Kenntnisse, Fertigkeiten, Fähigkei-
ten, Einstellungen und Verhaltensweisen
soll der Lernende erwerben? Mit welchen
Gegenständen und Inhalten soll er kon-
frontiert werden? In welchen Lernschrit-
ten, in welcher Weise und anhand wel-
cher Materialien soll er lernen? Wie soll
das Erreichen der Lernziele festgestellt
werden? ... Curriculum bedeutet das in-
haltliche und didaktische Programm ei-
nes Lernvorgangs.“

Danach hat ein Curriculum vor allem Aus-
sagen zu machen über:

❏ das Ziel (hier) beruflicher Bildung, d.h.
den Bildungsauftrag der Berufsschule,

❏ didaktische Grundsätze zur Gestaltung
des Unterrichts sowie

❏ Inhalte und Struktur des „didaktischen
Programms“.

Zu diesen Punkten eines Curriculums wer-
den in den erwähnten Handreichungen
Vorgaben gemacht, die im Folgenden er-

läutert und anhand von zwei Beispielen
konkretisiert werden. Weitere meines Er-
achtens wichtige Anforderungen an
Curricula für berufsbildende Schulen wer-
den auf Bundesebene nicht eingelöst. Hier-
zu gehören vor allem (vgl. Halfpap 1998):

❏ das Bildungsgangkonzept als Struktu-
rierungselement bildungsgangbezogenen
Lernens,

❏ arbeits- und lernorganisatorische Rah-
menbedingungen (z. B. Bildungsgang-
konferenzen, Fachraumkonzepte, Stun-
denplangestaltung),

❏ Grundsätze der Bewertung der Leistung
der Lernenden,

❏ Hinweise zur didaktischen Jahrespla-
nung.

Bei der Umsetzung der Rahmenlehrpläne
in den Ländern werden hierzu jedoch
Vorgaben gemacht: z. B. in Nordrhein-
Westfalen (vgl. Ministerium für Schule und
Weiterbildung 1997).

Bildungsauftrag
der Berufsschule

Die Berufsschule und die Ausbildungsbe-
tr iebe erfül len einen gemeinsamen
Bildungsauftrag. In den Ausbildungs-
ordnungen wird das Ziel beruflicher
Handlungsfähigkeit in der Regel wie folgt
zusammengefasst: selbständiges Planen,
Durchführen und Beurteilen von Arbeits-
aufgaben.

Für die Berufsschule hat die KMK (vgl.
Sekretariat 1991) das Ziel beruflicher Bil-
dung differenzierter formuliert:

❏ Vermittlung einer Berufsfähigkeit, die
Fachkompetenz mit allgemeinen Fähigkei-
ten humaner und sozialer Art verbindet;

❏ Entwicklung beruflicher Flexibilität zur
Bewältigung der sich wandelnden Anfor-
derungen in

❏ Arbeitswelt und Gesellschaft, auch im
Hinblick auf das Zusammenwachsen Eu-
ropas;

❏ Wecken der Bereitschaft zur berufli-
chen Fort- und Weiterbildung;

„Die Berufsschule und die
Ausbildungsbetriebe erfül-
len einen gemeinsamen Bil-
dungsauftrag. In den Aus-
bildungsordnungen wird
das Ziel beruflicher Hand-
lungsfähigkeit in der Regel
wie folgt zusammengefasst:
selbständiges Planen,
Durchführen und Beurtei-
len von Arbeitsaufgaben.“
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❏ Förderung der Fähigkeit und Bereit-
schaft, bei der individuellen Lebensgestal-
tung und im öffentlichen Leben verant-
wortungsbewußt zu handeln.

In der KMK-Vereinbarung von 1996 (vgl.
Sekretariat) wird dieser Bildungsauftrag
der Berufsschule wie folgt zusammen-
gefasst: Die Berufsschule will „zur Erfül-
lung der Aufgaben in Beruf sowie zur
Mitgestaltung der Arbeitswelt und Gesell-
schaft in sozialer und ökologischer Ver-
antwortung befähigen.“

Um dies zu erreichen, muß die Berufs-
schule

❏ „den Unterricht an einer für ihre Auf-
gabe spezifischen Pädagogik ausrichten,
die Handlungsorientierung betont“;

❏ berufs- und berufsfeldübergreifende
Qualifikationen fördern;

❏ das Bildungsangebot differenzieren
und flexibel gestalten;

❏ auch Behinderte und Benachteiligte
umfassend unterstützen und fördern;

❏ Umweltbildung durchführen.

Diese Ziele sind auf die Entwicklung von
Handlungskompetenz mit den Dimensio-
nen Fachkompetenz, Humankompetenz
(Personalkompetenz) und Sozialkom-
petenz gerichtet, woraus Methoden- und
Lernkompetenz erwachsen. Das Ziel be-
ruflicher Bildung „umfassende Hand-
lungsfähigkeit“ habe ich in Bezug auf
wesentliche Kompetenzbereiche (vgl.
z. B. Ott 1997, S. 33) und zukunfts-
bedeutsame Qualifikationen strukturiert
und in der Abbildung „Zielfunktion des
Arbeitslernens“ veranschaulicht. Auch die
Wirtschaft fordert: „Die moderne Arbeits-
welt verlangt nach einem Verbundsystem
aus Wissen und Können, Fertigkeiten und
Fähigkeiten, sozialen Kompetenzen und
Handlungsorientierungen“ (Schlaffke
1996, S. 24).

Didaktische Grundsätze

Die von der KMK herausgestellten didak-
tischen Grundsätze zur Erarbeitung der
Rahmenlehrpläne (vgl. Sekretariat 1996)
sind aus handlungstheoretischer Sicht so

wichtig, dass sie generell für die Entwick-
lung von Curricula für berufsbildende
Schulen leitend sein sollten:

❏ Lernen erfolgt für und durch Handeln.
Didaktische Bezugspunkte sind Situatio-
nen.
❏ Handlungen sind von den Lernenden
möglichst selbständig zu planen, auszu-
führen und zu beurteilen.
❏ Handlungen sollten ein ganzheitliches
Erfassen der Wirklichkeit fördern.
❏ Lernen hat die Erfahrungen der Lernen-
den zu integrieren. Gesellschaftliche Aus-
wirkungen der Handlungen sind zu re-
flektieren.
❏ Lernen hat soziale Prozesse einzube-
ziehen (z. B. zur Interessenerklärung und
Konfliktbewältigung).

Fach- und handlungssystematische Struk-
turen sind zu verschränken. Der Lernen-
de steht als Subjekt im Zentrum des Ler-
nens und ist nicht - wie traditionell üb-
lich - Objekt des Lehrens.

Inhalte und Struktur
der Rahmenlehrpläne

Die Rahmenlehrpläne bestehen aus drei
Teilen: Im ersten Teil werden der gene-
relle Bildungsauftrag der Berufsschule
sowie die leitenden didaktischen Grund-
sätze übernommen. Im zweiten Teil wer-
den zu dem jeweiligen Ausbildungsberuf
der spezielle Rechtsrahmen dargestellt
sowie die Ziele und Grundsätze für die-
sen Beruf konkretisiert. Der dritte Teil ist
dann das gravierend Neue: eine didakti-
sche Struktur der Inhalte und Ziele nach
Lernfeldern, nicht mehr nach Fächern.
„Lernfelder sind didaktisch begründete
und für den Unterricht aufbereitete
Handlungsfelder“ (Bader 1998, S. 211). In
der Regel umfasst ein Rahmenlehrplan 10
bis 20 Lernfelder.

Die Lernfelder enthalten l. die Inhalte der
Ausbildung, 2. die Ziele als Elemente be-
ruflicher Handlungskompetenz und 3.
Zeitrichtwerte. Die Inhalte orientieren sich
„an konkreten beruflichen Aufgabenstel-
lungen und Handlungsabläufen.“ Die
Angabe von Inhalten widerspricht dem
vorangestellten Grundsatz der Situations-
orientierung. Hier wäre die exemplarische
Nennung von Handlungssituationen

In der KMK-Vereinbarung
von 1996 (vgl. Sekretariat)
wird dieser Bildungs-
auftrag der Berufsschule
wie folgt zusammengefasst:
Die Berufsschule will „zur
Erfüllung der Aufgaben in
Beruf sowie zur Mitgestal-
tung der Arbeitswelt und
Gesellschaft in sozialer und
ökologischer Verantwor-
tung befähigen.“

Neu ist „(…) eine didakti-
sche Struktur der Inhalte
und Ziele nach Lernfeldern,
nicht mehr nach Fächern.
‘Lernfelder sind didaktisch
begründete und für den Un-
terricht aufbereitete Hand-
lungsfelder’ (…)“
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Abbildung 1:

Zielfunktion des Arbeitslernens
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(Halfpap 1996, S. 28) oder Lernsituationen
(Bader/Schäfer 1996, S. 229) handlungs-
theoretisch konsequent. Die Ziele bezie-
hen sich auf Ergebnisse, die von den Ler-
nenden in einem Lernfeld erreicht wer-
den sollen.

Für jedes Lernfeld wird ein Zeitrichtwert
für die Behandlung im Unterricht pro
Ausbildungsjahr in Unterrichtsstunden (45
Minuten) festgelegt. Dadurch kann jedes
Lernfeld im Rahmen der Gesamtaus-
bildung auch quantitativ gewichtet wer-
den. Der berufsbezogene Unterricht
umfasst in der Regel 8 Wochenstunden,
also 320 Stunden bei 40 Unterrichts-
wochen. Der gesamte Berufsschul-
unterricht umfasst mindestens 12 Wochen-
stunden (480 Unterrichtsstunden im Jahr),
so dass mindestens vier Wochenstunden
für den berufsübergreifenden Unterricht
und für Wahlfächer von den Ländern in-
haltlich bestimmt werden.

Bei der Festlegung der empfohlenen
Unterrichtszeit für die Bearbeitung der
Lernfelder wird von höchstens 80 % der
möglichen Unterrichtsstunden ausgegan-
gen. Dadurch wird auch eine inhaltliche
Überfrachtung der Lehrpläne vermieden.
Ausdrücklich wird „auf Vollständigkeit im
Sinne fachwissenschaftlicher Tradition
verzichtet, nicht jedoch auf die Vermitt-
lung von Überblick und Systematik, die
Voraussetzungen für das Denken in Zu-
sammenhängen sind.“

Die Strukturierung des Rahmenlehrplans
nach Lernfeldern soll ganzheitliches Ler-
nen anregen und ganzheitliche hand-
lungsorientierte Prüfungen unterstützen.
Die Prüfung für die neuen Informations-
und Telekommunikationsberufe besteht
daher in der Bearbeitung praxisrelevan-
ter Fälle sowie aus einer betrieblichen
Projektarbeit mit Projektdokumentation
und Projektpräsentation.

Das Beispiel l (vgl. Abbildung) aus dem
Rahmenlehrplan für die Ausbildung zum
Bankkaufmann (Stand: Dezember 1997)
veranschaulicht nicht nur das Struktu-
rierungskonzept, sondern lässt auch er-
kennen, dass z. B. „das Konto“ als Bera-
tungsgegenstand für Kunden bearbeitet
werden soll.

Das Beispiel 2 (vgl. Abbildung) aus dem
Rahmenlehrplan für den Ausbildungsbe-

ruf Hörgeräteakustiker (Stand: Februar
1997; hier nur auszugsweise wiedergege-
ben) zeigt u. a., dass Lernfelder in meh-
reren Ausbildungsjahren zu bearbeiten
sind. Hier soll im Sinne eines Spiral-
curriculums im Bildungsgang aufbauend
und erweiternd gearbeitet werden. Das
erfordert eine langfristige didaktische Pla-
nung. In Nordrhein-Westfalen wird z. B.
eine didaktische Jahresplanung gefordert,
die von allen in einem Bildungsgang un-
terrichtenden Lehrern in einer Bildungs-
gangkonferenz zu erarbeiten ist.

Zur bildungspolitischen
Diskussion in Deutschland

Die neue Struktur der Rahmenlehrpläne
nach Lernfeldern statt nach Unterrichts-
fächern hat in Deutschland eine heftige
Diskussion unter den Berufs-  und
Wirtschaftspädagogen ausgelöst. Gold-
bach hat sie 1998 für das Berufsfeld Wirt-
schaft und Verwaltung zusammengefasst.
Entgegen der Position des Verbandes der
Lehrer an Wirtschaftsschulen (1996), der
für einen Erhalt der Fächer plädiert,
spricht sich Goldbach für einen lernfeld-
orientierten Unterricht in der Berufsschule
aus und erläutert, wie dieses Konzept in
Niedersachsen umgesetzt wird (vgl. auch
Goldbach 1999). Für eine Lernfeldstruktur
sprechen nach Goldbach (1998, S. 303/
305) insbesondere eine verstärkte Vernet-
zung des Informations- und Kommunika-
tionswesens im Zuge der Globalisierung,
die auf traditionelle Fächergrenzen keine
Rücksicht nimmt, sowie die drei „curri-
cular-didaktischen Eckpfeiler des Lern-
feldkonzeptes: Praxis-/Situationsbezug,
Persönlichkeitsbezug, Wissenschaftsbe-
zug.“

In Nordrhein-Westfalen wird am Konzept
der Unterrichtsfächer festgehalten: die
vorgegebenen Lernfelder werden ver-
schiedenen Fächern zugeordnet. Dies wi-
derspricht dem didaktischen Konzept
ganzheitlichen Lernens und erfolgt sehr
willkürlich (vgl. Teichmann 1998, S. 189).
Die vorgeschriebenen Phasen fächer-
verbindenden Lernens durch Bearbeitung
von Handlungssituationen sind zwar ein
richtiger, meines Erachtens jedoch ein
nicht ausreichender Schritt zur Einlösung
des durch die KMK vorgegebenen didak-
tischen Konzepts. Für den Ausbildungs-



BERUFSBILDUNG NR. 21 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

Cedefop

42

beruf Bankkaufmann bleibt auch Berlin
beim Fächerprinzip (vgl. Noll 1998).
Parczynski (1998) schlägt eine Zusammen-
fassung der Lernfelder nach Prüfungs-
fächern vor.

Für gewerblich-technische Bildungsgän-
ge ist das Lernfeld-Konzept anscheinend
weniger problernatisch. Nach Bader/Schä-
fer (1998, S. 233) überwiegen die Chan-
cen dieses Konzepts für eine handlungs-
orientierte Unterrichtsgestaltung gegen-
über den Grenzen, die sie vor allem in
den mangelnden schulischen Rahmenbe-
dingungen sehen. Die lassen sich ja än-
dern, wenn man will!

Es würde den Rahmen dieses Beitrages
sprengen, eine Übersicht darüber zu ge-
ben, wie unterschiedlich die Länder der
Bundesrepublik Deutschland das Lern-
feld-Konzept in ihren Lehrplänen umset-
zen. Die gegebenen Beispiele zeigen das
Bemühen, entweder die Tradition der Fä-
cher zu bewahren und ihnen die Lern-
felder zuzuordnen, oder Lernfelder als
neue Strukturierungselemente für den
Berufsschulunterricht zu nehmen. Im letz-
ten Fall wird dann beim berufsbezoge-
nen Unterricht entweder auf Fächer ganz
verzichtet (z. B. in Brandenburg) oder die
Lernfelder werden in fachliche Abschnit-
te untergliedert (z. B. in Thüringen).2

Aus der Praxis
ganzheitlichen Lernens

Seit 1997 werden in den Ländern neue
Richtlinien und Lehrpläne für den Berufs-
schulunterricht erarbeitet und in den
Schulen erprobt. Aus dem Lernort Schule
liegen noch keine zusammenfassenden
Evaluationsergebnisse vor. Das Bundes-
institut für Berufsbildung hat jedoch im
Juli 1999 die Abschlussberichte der „Eva-
luation der Büroberufe“ aus dem Lernort
Betrieb veröffentlicht (vgl. Literaturver-
zeichnis). Daraus ergibt sich, dass die neu
geordneten Büroberufe bei den Betrieben
und Auszubildenden eine große Akzep-
tanz gefunden haben. Besonders stark
sind die Ausbildungsverhältnisse für die
Ausbildung zum Kaufmann für Bürokom-
munikation in der Industrie, im Handel
und im Handwerk gestiegen. Übereinstim-
mend negativ wird in allen Bereichen die
mangelnde Kooperation mit der Berufs-

schule festgestellt, obwohl ihr eine wich-
tige Funktion für die Qualität beruflicher
Bildung im dualen System von allen Be-
teiligten zugesprochen wird. Im Lernort
Betrieb werden nach den Grundsätzen der
Handlungsorientierung gezielt auch fach-
übergreifende Qualifikationen gefördert.
In der Berufsschule herrscht dagegen
noch der Frontalunterricht vor, wenn auch
zunehmend neuere methodische Ansätze
(z. B. Projekte, Gruppenarbeit, fachüber-
greifender Unterricht) umgesetzt werden.3

In Deutschland wurden mehrere Modell-
versuche durchgeführt ,  die fächer-
verbindendes Handlungslernen erprobten
und evaluierten. Von vier Beispielen wird
berichtet. Sie zeigen, dass durch Modell-
versuche der „steinige Weg“ zu einer
handlungsorientierten Unterrichtsgestal-
tung im Lernort Schule geebnet werden
kann und dass sich in Bezug auf die
Lernortkooperation noch wenig geändert
hat.

Beim Modellversuch „WOKI“4 wurden
Lernarrangements als durchgängiges Kon-
zept ganzheitlichen Lernens erprobt und
Perspektiven für die Weiterentwicklung
der Berufsausbildung entwickelt. Ein Lern-
arrangement ist eine inhaltlich und zeit-
lich begrenzte, verhältnismäßig komple-
xe und strukturierte Situation, die eine
Vielzahl von Qualifikationen fördert und
„bei der die Eigenaktivität der Lernenden
im Sinne von Lernhandeln“ im Vorder-
grund steht (Diephold u. a. 1991, S. 82
ff.). Ein Curriculum muss deshalb über
den bisher üblichen Stoffkatalog hinaus-
gehen und einem umfassenden und
integrativen Ansatz entsprechen. Vorge-
schlagen wird eine Flexibilisierung und
Modularisierung des schulischen Curricu-
lums.

Beim Modellversuch „BUBILE“5 wurden
ganzheitliche Lernansätze in der Umwelt-
bildung in Kooperation zwischen Betrieb
und Berufsschule in mehreren Berufs-
feldern an sieben Schulen in mehreren
Bundesländern entwickelt und erprobt
(vgl. Drees/Pätzold 1997). Dieser Modell-
versuch machte viele Problemfelder bei
innovativen Ansätzen beruflicher Bildung
transparent. So empfanden es z. B. die
Lehrenden als Zusatzbelastung, sich nicht
nur inhaltlich in die Umweltbildung ein-
zuarbeiten, sondern generell in neue Lern-
konzepte und deren Umsetzung, die dem

2) Vgl. hierzu die von den Ländern
erlassenen Richtlinien und Lehrpläne.

3) Zumindest wird dies für den Aus-
bildungsberuf Kaufmann für Büro-
kommunikation (Industrie/Handel
und Handwerk) festgestellt. Die Ver-
waltungen des öffentlichen Dienstes
berichte jedoch für den Ausbildungs-
beruf „Fachangestellter für Bürokom-
munikation“, dass im Berufsschul-
unterricht Gruppenunterricht und
andere Formen der Wissensvermitt-
lung statt Frontalunterricht nur selten
eingesetzt werden.

4) Wolfsburger Kooperationsmodell
für den Ausbildungsberuf Industrie-
kaufmann/-frau unter besonderer Be-
rücksichtigung neuer Technologien

5) Entwicklung und Erprobung ganz-
heitlicher Lernansätze in der Umwelt-
bildung in Kooperation zwischen Be-
trieb und Berufsschule

„In Deutschland wurden
mehrere Modellversuche
durchgeführt, die fächer-
verbindendes Handlungs-
lernen erprobten und evalu-
ierten. Von vier Beispielen
wird berichtet. Sie zeigen,
dass durch Modellversuche
der ‘steinige Weg’ zu einer
handlungsorientierten Un-
terrichtsgestaltung im
Lernort Schule geebnet wer-
den kann und dass sich in
Bezug auf die Lernort-
kooperation noch wenig ge-
ändert hat.“
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Tabelle 2
2. Lernfeld: Konten führen

l. Ausbildungsjahr
Zeitrichtwert: 80 Stunden

Zielformulierung:
Die Schülerinnen und Schüler präsentieren Nutzungsmöglichkeiten von Bankkon-
ten. Sie unterscheiden verschiedene Kontoarten und beraten Kunden bei der Wahl
der Kontoart sowie bei Kontoverfügungen. Sie analysieren Probleme bei der Kon-
toführung und erarbeiten Lösungsvorschläge. Sie verstehen Kontoführung als kun-
denorientierte Dienstleistung und beachten dabei die Rechte der Kunden als Ver-
braucher. Sie beraten Kunden bei der Auswahl der Zahlungsformen.

Inhalte:
– Kontenarten im Überblick
– Kontoeröffnung für Privat- und Firmenkunden: Kontovertrag, Legitimati-

onsprüfung, Rechtsfähigkeit und Geschäftsfähigkeit, Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen

– Kontoverfügungen durch Kontoinhaber, gesetzliche Vertreter, Bevollmächtigte,
Treuhänder

– Zahlungen mit Überweisungen, Schecks, Lastschriften und Karten im Überblick
– Reisezahlungsmittel im Überblick
– Maßnahmen zur Verhinderung von Geldwäsche
– Kontoabrechnung von kreditorischen und debitorischen Privatgirokonten
– Kontoführung bei Tod des Kontoinhabers
– Bankgeheimnis und Bankauskunft, Datenschutz

Tabelle 3
12. Lernfeld: Hörgerätekenndaten erfassen sowie Hörsysteme warten

und instandsetzen

1./2./3. Ausbildungsjahr
Zeitrichtwert: 50/40/40 Stunden

Zielformulierung:
Die Schülerinnen und Schüler sollen Fehler im Bereich des Gehäuses, der Energie-
versorgung, der Bedienungselemente, der Wandler und der akustischen Signal-
wege von Hörsystemen erkennen, angemessen beschreiben und im Hinblick auf
Möglichkeiten der Fehlerbeseitigung beurteilen können. Dazu sollen sie systema-
tisch die Funktion der Hörsysteme überprüfen können. Sie sollen begründet ent-
scheiden können, ob eine Reparatur sinnvoll ist und ob sie mit eigenen Mitteln
möglich ist...

Inhalte:
grundsätzliche Funktionsweise von elektronischen Hörsystemen und deren Be-
standteile, Fehlersuche und Fehlerbeschreibung
– optische Kontrolle von Hörsystemen im Hinblick auf mechanische Fehler
– Stromkreis, Spannung, Strom, Widerstand, Einsatz von Vielfachmeßgeräten
– elektrische Energie und Leistung
– …
– elektroakustische Wandler, akustische Signalwege
……

didaktischen Konzept der Handlungs-
orientierung folgen. Die Lernenden zeig-
ten dagegen ein großes Sachinteresse an
dem bedeutungsvollen Thema „Umwelt“
und waren sehr motiviert durch neue
Lernformen, speziell der Projektarbeit. Al-
lerdings hatten auch viele Lernende
Schwierigkeiten, mit den anspruchsvollen,
ihnen nicht geläufigen Lernformen
zurechtzukommen (a.a.O., S. 108). An der
Lernortkooperation bestand mangelndes
Interesse.

Beim Modellversuch Lernbüro wurden
Lehrkräfte zur Gestaltung fächerverbin-
denden kaufmännischen Arbeitslernens in
Modellbetrieben des Landes Brandenburg
qualifiziert. Diese Qualifizierung war auch
Grundlage für den Unterricht in den neu-
geordneten Büroberufen (vgl. Halfpap/
Oppenberg/Richter 1996). Dieser Modell-
versuch bestätigte, dass handlungs-
orientierter Unterricht, besonders in der
Form des Arbeitslernens im Lernbüro (Ver-
zahnung von Theorie und Praxis), zu
Kompetenzerweiterungen im Bereich der
Fachkompetenz sowie der Methoden- und
der Sozialkompetenz führt.

Meines Wissens wurde ganzheitliches,
selbstorganisiertes Lernen im Berufs-
schulunterricht ohne Unterrichtsfächer in
jeweils einem halben Jahr am konsequen-
testen in dem Modellversuch „Werkstatt-
labor“ im Land Schleswig-Holstein erprobt
und evaluiert (vgl. Halfpap/Marwede
1994). Vier Gruppen von Auszubildenden
zum Zerspanungsmechaniker konnten
und mussten ihr Lernen bei der Bearbei-
tung einer komplexen Arbeitsaufgabe
weitgehend selbst organisieren. Sie wur-
den dabei von einem Team von zwei bis
drei Lehrern unterstützt. Zentral war die
Förderung von Schlüsselqualifikationen
durch entsprechende Lernorganisations-
formen, wie Einzel-, Gruppen-, Plenums-
arbeit, unter der Leitmaxime: selbständi-
ges Planen, Durchführen und Bewerten
der Arbeitsaufgabe. Dabei hat sich erge-
ben, dass sich das Verhalten der Lernen-
den vom „Konsumenten von Wissen“ zum
„aktiven Gestalter eigenen Lernens“ so-
wie das Verhalten der Lehrenden vom
„Lehren“ zum „Lernen lassen“ erst entwik-
keln muss. Das war ein längerer Prozess.
Alle Auszubildenden haben ihre damals
noch grundsätzlich auf Faktenwissen aus-
gerichteten Abschlussprüfungen bestan-
den (teilweise besser als die Vergleichs-
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gruppen mit traditonellem Fachunter-
richt). Die Lernenden haben darüber hin-
aus jedoch selbst erkannt, dass sie bei den
sogenannten Schlüsselqualifikationen er-
staunliche Lernzuwächse erzielt haben
(a.a.O., S. 140 ff.):

❏ Sie konnten sich kooperativ selbst qua-
lifizieren.
❏ Sie lernten motivierter als bei traditio-
nell fachwissenschaflich strukturiertem
Unterricht.
❏ Sie erkannten Sinn und Nutzen ihres
Lernens.
❏ Bei der Bearbeitung konkreter Hand-
lungslernsituationen (vgl. Halfpap 1996,
S. 26 ff.) konnten sie entsprechende Er-

fahrungen gewinnen und diese reflektie-
ren.
❏ Sie erkannten, dass sie auch Sozial-
verhalten effektiv durch reflektiertes Tun
erwerben.
❏ Sie mussten lernen, Entscheidungs-
freiräume zu nutzen und mit Informati-
onsmaterial umzugehen.

Diese ausschnittweise wiedergegebenen,
empirisch untermauerten Erfolge ganz-
heitlichen Lernens zeigen, dass das didak-
tische Konzept der neuen Rahmen-
lehrpläne auf Bundesebene zur Ent-
wicklung umfassender Handlungsfähig-
keit zukunftsbedeutsam ist, wenn es in
den Ländern konsequent umgesetzt wird.

„(…) das Verhalten der Ler-
nenden vom „Konsumenten
von Wissen“ zum „aktiven
Gestalter eigenen Lernens“
sowie das Verhalten der
Lehrenden vom „Lehren“
zum „Lernen lassen“ (muss
sich) erst entwickeln (…).“

Literaturverzeichnis

Bader, Reinhard: Das Lernfeld-Konzept in den
Rahmenlehrplänen, in: Die berufsbildende Schule
Heft 7-8/1998, S. 211 ff.

Bader, Reinhard / Schäfer, Bettina: Lernfelder ge-
stalten - Vom komplexen Handlungsfeld zur didak-
tisch strukturierten Lernsituation, in: Die berufsbil-
dende Schule, Heft 7-8/1998, S. 229 ff.

Berufsbildungsgesetz von 1969, zuletzt geändert
1998, z. B. veröffentlicht in der Bereinigten Amtli-
chen Sammlung der Schulvorschriften des Landes
Nordrhein-Westfalen, 13. Ausgabe 1998/99, S. 189
ff.

Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.): Aus-
bildungsordnungen und wie sie entstehen..., 2. ver-
änderte Ausgabe, Berlin/Bonn 1994

Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.): Projekt
3.2004 „Evaluation der Büroberufe“: Abschluss-
bericht zum Ausbildungsberuf: Bürokaufmann/
Bürokauffrau (Industrie/Handel), Bürokaufmann/
Bürokauffrau (Handwerk), Kaufmann/Kauffrau für
Bürokommunikation (Industrie/Handel und Hand-
werk), Fachangestellter/Fachangestellte für Büro-
kommunikation (Öffentlicher Dienst), jeweils Ber-
lin, im Juli 1999

Deutscher Bildungsrat: Strukturplan für das Bil-
dungswesen, Bonn 1970

Deutscher Instituts-Verlag 46/1999, veröffentlicht im
Informationsdienst der deutschen Wirtschaft, Jahr-
gang 25, Nr. 46 vom 18.11.1999

Diephold, Peter u. a.: Modellversuch WOKI -
Wolfsburger Kooperationsmodell für den Ausbil-
dungsberuf Industriekaufmann/-frau unter beson-
derer Berücksichtigung neuer Technologie - Ge-
meinsamer Endbericht, Göttingen 1991

Drees, Gerhard / Pätzold, Günter: Umweltbildung
in Berufsschule und Betrieb, Frankfurt am Main 1997

Pätzold, Günter / Waiden, Günter (Hrsg.): Lern-
orte im dualen System der Berufsbildung, heraus-
gegeben vom Bundesinstitut für Berufsbildung,
Berlin und Bonn 1995

Perczynski, Hans: Neuordnung des Ausbildungs-
berufes Bankkaufmann/Bankkauffrau, in: Wirtschaft
und Erziehung, Heft 7-8/1998, S. 243 ff.

Schlaffke, Winfried: Die duale Berufsausbildung:
Ein geschmähtes Erfolgssystem, in: Schlaffke, Win-
fried / Weiss, Reinhold (Hrsg.): Das duale System
der Berufsausbildung, Köln 1996, S. 8 ff.

Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusmi-
nister der Länder in der Bundesrepublik Deutsch-
land (Hrsg.): Rahmenvereinbarung über die Berufs-
schule, Bonn 1991

Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusmi-
nister der Länder in der Bundesrepublik Deutsch-
land (Hrsg.): Handreichungen für die Erarbeitung
von Rahmenlehrplänen der Kultusministerkonferenz
für den berufsbezogenen Unterricht in der Berufs-
schule und ihre Abstimmung mit Ausbildungs-
ordnungen des Bundes für anerkannte Ausbildungs-
berufe, Bonn 1996

Teichmann, Wolfgang: Handlungssystematik und
Fachsystematik - ein Widerspruch?,in: Die Kaufmän-
nische Schule, Heft 9/1998, S. 187 ff.

Verband der Lehrer an Wirtschaftsschulen: Forde-
rungen des VLW zu Vorgaben für die Erarbeitung
von KMK-Rahmenlehrplänen für den berufsbezo-
genen Unterricht in der Berufsschule, in: Wirtschaft
und Erziehung, Heft 9/1996, S. 301 ff.

Zedler, Reinhard: Stärkung der Berufsschule: Be-
triebe als Partner, in: Schlaffke, Winfried./ Weiss,
Reinhold (Hrsg.): Das duale System der Berufsaus-
bildung, Köln 1996, S. 217 ff.

Goldbach, Arnim: Lerngebiete/Lernfelder oder Un-
terrichtsfächer für die Berufsschule?, in: Wirtschaft
und Erziehung, Heft 9/1998, S. 300 ff.

Goldbach, Arnim :  Aspekte der Curriculum-
entwicklung in Niedersachsen um die Mitte der 90er-
Jahre in den Berufsbereichen „Wirtschaft und Ver-
waltung“ sowie „Gesundheit“ - unter besonderer
Berücksichtigung der Berufsschule, in: Erzie-
hungswissenschaft und Beruf; Heft 1/1999, S. 3 ff.

Halfpap, Klaus: Lernen lassen - Ein Wegweiser für
pädagogisches Handeln, Darmstadt.

Halfpap, Klaus: Curricula für berufsbildende Schu-
len handlungsorientiert konstruieren und evaluie-
ren, in: Erziehungwissenschaft und Beruf, Heft 2/
1998, S. 166 ff.

Halfpap, Klaus / Marwede, Manfred (Hrsg.):
Werkstattlabor, Abschlussbericht zum BLK-Modelt-
versuch, Band 2, Schwerte 1994 [Kurzfassung im
Internet: http://www.ipts.de/ipts23/wela/wela-
ind.htm: download: 01/2000]

Halfpap, Klaus / Oppenberg, Heinbernd / Rich-
ter, Dirk: Kaufmännisches Arbeitslernen in Modell-
betrieben des Landes Brandenburg, herausgegeben
vom Pädagogischen Landesinstitut Brandenburg,
Band 3, Ludwigsfelde 1996

Ministerium für Schule und Weiterbildung des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (Hrsg. in der Schriftenrei-
he „Schule in NRW“): Richtlinien und Lehrpläne zur
Erprobung Kauffrau/Kaufmann im Groß- und Au-
ßenhandel (Heft 4103), Industriekauffrau/Industrie-
kaufmann (Heft 4104), Speditionskauffrau/Spcdi-
tionskaufmann (Heft 4157), jeweils l. Auflage 1997

Noil, Friedhelm: Ein Mittelweg - Zur Umsetzung
des KMK-Rahmenlehrplans für Bankkaufleute, in:
Wirtschaft und Erziehung, Heft 7-8/1998, S. 249

Ott, Bernd: Grundlagen des beruflichen Lernens
und Lehrens, Berlin 1997



BERUFSBILDUNG NR. 21 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

Cedefop

45

Einleitung

Die Zunahme von Wohlstand und Be-
schäftigung hängt in modernen Volkswirt-
schaften immer mehr von der Bereitstel-
lung und Erhaltung hochqualifizierter und
anpassungsfähiger Arbeitskräfte ab. In
Europa hat bisher generell die Tendenz
bestanden, hohe Qualifikationen, Ausbil-
dung, effiziente Kommunikationssysteme
und eine konsensfähige Organisations-
form als Teil des komparativen Vorteils
von Betrieben zu betrachten. Im heuti-
gen Kontext wird dies jedoch durch in
sich widersprüchliche Strategien in Frage
gestellt, bei denen Konzepte wie Deregu-
lierung, Einstellung und Entlassung, nied-
rige Qualifikationen und niedrige Löhne
im Mittelpunkt stehen und die zentrale
Bedeutung der Investitionen des Unter-
nehmens in Humanressourcen und der
Mechanismen für den sozialen Dialog
keine Beachtung findet. Heutzutage ste-
hen Vorstellungen vom freien Markt,
unitaristisch verordnete Veränderungen
und Rationalisierungspolitiken im Wett-
streit mit anderen Modellen für organisa-
torische Veränderungen, die eine erheb-
liche Verbesserung der Qualifikationen
und einen anspruchsvollen sozialen Dia-
log erfordern. Die Argumente für die Be-
deutung des Humankapitals und die Vor-
schläge, wie es innerhalb von Unterneh-
men am besten weiterentwickelt werden
kann, gewinnen zunehmend an Brisanz.

Im EU-Rahmen versteht man unter ‚sozia-
lem Dialog‘ die formale, institutionelle
Beziehung zwischen den Sozialpartnern,
definiert als Gewerkschaften und Arbeit-
geberverbände, auf europäischer, natio-
naler und sektoraler Ebene. Das offiziel-
le Konzept beruht auf formalen, institu-

Die aktive Rolle des Ler-
nens und des sozialen
Dialogs bei organisato-
rischen Veränderungen

tionalisierten, hierarchisch organisierten
Beziehungen – eine Vorstellung, bei der
bekanntermaßen eine Menge unterneh-
mensinterne Beziehungen unberücksich-
tigt bleiben, die sich auf aktive Mitwir-
kung und partnerschaftliche Verhältnisse
stützen und die Humanressourcen und die
Ergebnisse am Arbeitsplatz nachhaltig
verändern.

Der in diesem Artikel behandelten For-
schungsarbeit liegt folgende Hypothese
zugrunde: Der soziale Dialog kann bei der
Kompetenzentwicklung, dem Erwerb neu-
er Kenntnisse, der Ausbildung und dem
Ausbau der Investitionen der Unterneh-
men in Humankapital eine entscheiden-
de Rolle spielen. Offen ist bislang die Fra-
ge, wie die Unternehmen die Arbeitneh-
mer und ihre Vertreter einbeziehen, wel-
che gemeinsamen Foren gebildet werden
und wie der erforderliche kulturelle Wan-
del präsentiert und vollzogen wird. Wich-
tig ist hier, die Veränderung im weiteren
Sinn als eine Entwicklung zu begreifen,
die über die Einführung einer Reihe von
Techniken zur Verbesserung der Fähigkei-
ten, der Ausbildungspakete und der Ent-
wicklungsstrategien hinausgeht. Eine sol-
che Veränderung reicht in den Bereich der
Steigerung des Engagements, der kultu-
rellen Erneuerung und der neuen Formen
von Vereinbarungen zwischen den Sozi-
alpartnern hinein. Diese Idee der verstärk-
ten Gegenseitigkeit, die dem aktiven so-
zialen Dialog oder – wie wir es nennen
wollen – der sozialen Partnerschaft
zwangsläufig eine wichtige Rolle beimisst,
ist von zentraler Bedeutung.

Manager fühlen sich zugegebenermaßen
unwohl bei dieser Vorstellung von Gegen-
seitigkeit, denn im herkömmlichen Ma-

Michael Kelleher
Direktor der Learning
Futures Ltd. und ehrenamtli-
cher Forschungsbeauftragter
der Universität Cardiff

Die vorliegende For-
schungsarbeit zeigt auf,
dass sich trotz institutiona-
lisierter Rahmenstrukturen
ein sozialer Dialog zu
Schlüsselfragen entwickelt
hat und operationelle und
strategische Prozesse in
Gang setzt. Gerade hier kön-
nen an die Stelle von insti-
tutionellen Formen des so-
zialen Dialogs innovativere
und kreativere Modelle tre-
ten, die in der gegenwärti-
gen Theorie kaum erwähnt
sind und damit für die poli-
tischen Entscheidungsträ-
ger in Zukunft eine Heraus-
forderung darstellen. Die
größte Herausforderung für
die politischen Entschei-
dungsträger besteht darin,
Maßnahmen zur Unterstüt-
zung solcher sozial innova-
tiven Unternehmensprak-
tiken zu ergreifen und die-
se zugleich gegen die erfor-
derliche Ausweitung von
Schutzrechten und anderen
positiven Rechten im Rah-
men der vorgesehenen
Sozialmaßnahmen abzuwä-
gen.

Peter Cressey
Lehrbeauftragter
für Soziologie
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nagement ging es üblicherweise um Kon-
trolle, um den Einsatz von Fachwissen und
um die Beibehaltung klar abgegrenzter
Verantwortungsbereiche. Nach dieser aus-
geprägt tayloristischen Sichtweise schaf-
fen Kontakte und Kompromisse auf dem
Wege über Konsultationen und gemein-
same Foren zwangsläufig ein unüber-
schaubares Durcheinander. Auf der ande-
ren Seite ist die Kultur der weitreichen-
den Mitwirkung in Europa nicht sehr stark
verbreitet. Gewerkschaften und Arbeit-
nehmervertreter werden nicht routinemä-
ßig dazu aufgefordert oder ermächtigt,
Stellung zu beziehen oder in erheblichem
Maße zu den wichtigen organisations-
politischen Fragen beizutragen (Cressey
et al., 1988, Frolich et al., 1993, IDE-Grup-
pe, 1993). Wo dies jedoch praktiziert wird,
berichteten die Sozialpartner eindeutig
von Erfolgen in Form einer angenehme-
ren Atmosphäre am Arbeitsplatz, einer
besseren Arbeitsmoral, einer größeren
Bereitschaft zu Veränderungen und eines
verstärkten Engagements der Arbeitneh-
mer (Frohlich et al., op. cit.; EPOC-For-
schungsgruppe, 1997).

Die heutige Zeit mit ihren turbulenten
Märkten, den sich wandelnden Produk-
tionssystemen, der Deregulierung, der
Vernetzung und der Einführung neuer
Technologien lässt einen tayloristischen
Ansatz in zunehmendem Maße überflüs-
sig und vielleicht sogar schädlich erschei-
nen. Manager mögen vielleicht dazu in
der Lage sein, die nötigen Veränderun-
gen zu erkennen, spezifische Ziele zu
setzen und die möglichen Vorzüge einer
solchen Entwicklung zu sehen, doch be-
herrschen sie die für ihre Umsetzung er-
forderlichen Prozesse nicht. Gerade in
diesem Bereich hat das Forschungsprojekt
Partnerschaft und Investitionen in Euro-
pa (PIE) versucht, die potentielle Bedeu-
tung des sozialen Dialogs für die Bewäl-
tigung der dringenden Aufgabe der Er-
neuerung und Weiterentwicklung des
Humankapitals zu ermitteln (Cressey &
Kelleher, 1999). Das Projekt erbrachte vier
bedeutende Ergebnisse. Erstens hat es
eine deutliche Verlagerung vom formalen
zum nicht formalen Lernen stattgefunden,
womit eine Betonung auf eher gene-
rischen Fähigkeiten einhergeht. Zweitens
betrifft diese Veränderung mindestens drei
Bereiche: individuelles Lernen, das Ler-
nen in der Gruppe und das betriebsinter-
ne Lernen. Wir werden darauf noch aus-

führlich eingehen. Drittens ist die zentra-
le Rolle des Lernens an weiterentwickel-
te Systeme der sozialen Partnerschaft und
an Versuche gekoppelt, einen aktiven und
sinnvollen Dialog zu schaffen. Und
schließlich ist in all diesen Fällen eine
Bewegung hin zu Strategien zur Entwick-
lung der Humanressourcen zu erkennen,
die das Lernen und den sozialen Dialog
miteinander verknüpfen.

Die Forschung

Unser Ziel bei diesem Forschungsprojekt
war ein multidimensionaler Ansatz, um
die Entwicklung der Humanressourcen
und die organisatorischen Veränderungen
zu untersuchen. Zu diesem Zweck hat ein
Team von Forschern verschiedener Dis-
ziplinen die Sekundärliteratur über orga-
nisatorisches Verhalten, organisatorische
Entwicklung, Management von Human-
ressourcen, Ausbildung und Entwicklung
sowie Beziehungen zwischen den Sozial-
partnern herangezogen. Das internationa-
le Forscherteam betrieb anschließend
Primärforschung an zwölf Unternehmens-
standorten in vier Ländern, nämlich
Deutschland, Schweden, Italien und dem
Vereinigten Königreich, und in drei Sek-
toren, namentlich Kfz-Montage, Bankwe-
sen und Telekommunikation. Diese Län-
der wurden ausgewählt, da sie die wich-
tigsten Systeme für die Beziehungen zwi-
schen den Sozialpartnern (Due et al.,
1991) sowie die Hauptmodelle für die
europäische Managementpraxis bei den
Humanressourcen (Brewster & Hege-
wisch, 1994) repräsentieren und verschie-
dene Traditionen des sozialen Dialogs
kennen (Cressey und Williams, 1991). Die
genannten Sektoren stehen für die
Industriebranchen, in denen gegenwärtig
eine grundlegende wirtschaftliche Um-
strukturierung, ein technologischer Wan-
del sowie Veränderungen in Politik und
Praxis in Bezug auf Humanressourcen und
Kompetenzen zu erkennen sind.

Dank dieser Konzentration auf individu-
elle Unternehmen konnten detaillierte und
systematische Daten über die treibenden
Kräfte und die Reaktionen auf moderne
globale Einflüsse zusammengetragen wer-
den. Ein solcher Ansatz hebt sich inso-
fern von anderen ab, als er die eher na-
tional und supranational ausgerichteten

„Der soziale Dialog kann
bei der Kompetenzentwick-
lung, dem Erwerb neuer
Kenntnisse, der Ausbildung
und dem Ausbau der Inve-
stitionen der Unternehmen
in Humankapital eine ent-
scheidende Rolle spielen.
Offen ist bislang die Frage,
wie die Unternehmen die
Arbeitnehmer und ihre Ver-
treter einbeziehen, welche
gemeinsamen Foren gebil-
det werden und wie der er-
forderliche kulturelle Wan-
del präsentiert und vollzo-
gen wird.“

„Unser Ziel bei diesem For-
schungsprojekt war ein
multidimensionaler Ansatz
(…).“

„Das internationale For-
scherteam betrieb anschlie-
ßend Primärforschung an
zwölf Unternehmensstand-
orten in vier Ländern, näm-
lich Deutschland, Schwe-
den, Italien und dem Verei-
nigten Königreich, und in
drei Sektoren, namentlich
Kfz-Montage, Bankwesen
und Telekommunikation.“
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Tabelle 1:

Fallstudien im Rahmen des Forschungsprojekts Part-
nerschaft und Innovation in Europa (PIE)

Debatten ergänzt, wie sie in den Berei-
chen berufliche Bildung und Ausbildung
weit verbreitet sind.

Bei der Forschung konnten die aktuellen
Entwicklungen und Trends bei den Erfah-
rungen von Unternehmen im Bereich der
Kompetenzentwicklung mit berücksichtigt
werden. Ziel dieses Projekts war es dar-
über hinaus, diese Entwicklungen mit ei-
ner anderen bekannten politischen Prio-
rität der EU in Verbindung zu bringen,
nämlich dem Ausbau des sozialen Dia-
logs. Die bisherige getrennte Behandlung
dieser beiden Bereiche sowohl in der
Forschung als auch in der organisatori-
schen Praxis wird von den Autoren im-
mer mehr als ein Hindernis für die Lei-
stungsfähigkeit des Betriebs und die
Kompetenzentwicklung der Arbeitskräfte
angesehen. Anhand der Fallstudien an den
Unternehmen konnte aufgezeigt werden,
wie sich diese beiden Bereiche gegensei-
tig beeinflussen und verstärken.

In jedem der untersuchten Unternehmen
gab es innerbetriebliche Programme zur
Förderung des kulturellen Wandels, in
denen diese beiden Themen sowohl als
Faktoren für Veränderungen als auch als
Katalysatoren für weiterführende und
umfassendere Veränderungen eingestuft
und anschließend als Grundlage für die
Entwicklung von Strategien zur Erlangung
des komparativen Vorteils herangezogen
wurden.

Diese zwölf Fälle liefern zwar umfangrei-
ches Material, können jedoch nicht als
repräsentativ für das gesamte europäische
Szenario gelten. Die Unternehmen geben
jedoch durchaus Aufschluss darüber, wie
die Industrie mit der Entwicklung der
Humanressourcen umgeht, um dem tur-
bulenten Umfeld besser gewachsen zu
sein. Mit Hilfe einer sektoren- und länder-
übergreifenden Analyse lässt sich zeigen,
inwieweit die herkömmlichen Beziehun-
gen zwischen den Sozialpartnern ande-
ren, auf Mitwirkung und Partnerschaft
beruhenden Beziehungen in ganz Euro-
pa Platz machen. Die einzelnen Fälle sind
in Tabelle 1 dargestellt.

Tabelle 1
Alle beteiligten Unternehmen sind Groß-
betriebe, die für ihre Praxis der Förde-
rung von Partnerschaft und modernen
Ausbildungsmethoden sehr wohl bekannt
sind.

Von der Ausbildung
zum Lernen

Die wichtigste Veränderung, die in den
Fallstudien zu erkennen war, ist die Ver-
lagerung von der Ausbildung zum Lernen.
Diese bringt inhaltliche Veränderungen
sowie eine neue Ausrichtung auf eher
generische Fähigkeiten und kontext-
spezifische Fachkenntnisse, weg von fest-
gelegten berufsspezifischen Qualifikatio-
nen mit sich. Die Befragten in den Unter-
nehmen berichteten, dass die neuen Be-
schäftigten im Vergleich zu denen, die sich
dem Unternehmen sehr viel früher ange-
schlossen haben, einen anderen Bedarf
an Fähigkeiten und Kompetenzen mitbrin-
gen. Bei der Beschreibung dieser Trans-
formation findet man häufig die vorher
angedeuteten Veränderungen wieder –
höhere Qualitätsanforderungen, kunden-
orientierte Fähigkeiten, mehr Verantwor-
tung, größerer Zeitdruck, usw. Unter
Druck erkennen sowohl Manager als auch
Arbeitnehmervertreter die Notwendigkeit
an, aus dem Schema der knapp bemesse-
nen Qualifikationen und ihrer Ausrichtung
auf spezifische Tätigkeiten auszubrechen.
Dies geschieht ganz einfach deshalb, weil
es keine Garantie dafür gibt, dass diese
Tätigkeiten auch in Zukunft noch existie-
ren. In der Telekommunikationsindustrie
schätzte ein Direktor für Humanressour-
cen, dass 80 % der derzeitigen Tätigkei-
ten in fünf Jahren überholt sein würden.
In anderen Branchen stellt sich dieser
Trend anders dar, ist aber auch dort zu

„Diese zwölf Fälle liefern
zwar umfangreiches Mate-
rial, können jedoch nicht
als repräsentativ für das
gesamte europäische Sze-
nario gelten. Die Unterneh-
men geben jedoch durchaus
Aufschluss darüber, wie die
Industrie mit der Entwick-
lung der Humanressourcen
umgeht, um dem turbulen-
ten Umfeld besser gewach-
sen zu sein. Mit Hilfe einer
sektoren- und länderüber-
greifenden Analyse lässt
sich zeigen, inwieweit die
herkömmlichen Beziehun-
gen zwischen den Sozial-
partnern anderen, auf Mit-
wirkung und Partnerschaft
beruhenden Beziehungen in
ganz Europa Platz ma-
chen.“

KFZ-Branche
Volvo

FIAT

Mercedes

Rover Body
Pressings

Schweden

Italien

Deutschland

Vereinigtes
Königreich

Bankwesen
Svenska

Handelsbank

Banco Ambro-
siano Veneto

Deutsche
Bank

NatWest
Bank

Telekomm.
Telia

Telecom Italia
 Mobile (TIM)

Deutsche
Telekom

British
Telecom
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erkennen. Insbesondere die Banken sto-
ßen Mitarbeiter des alten Stils ab, erset-
zen sie oder schulen sie für Kundendienst-
tätigkeiten, für eine Beschäftigung in den
Telefonzentralen oder für den Verkauf und
das Marketing um. In einem solchen Kon-
text macht es wenig Sinn, Menschen für
eine enge Spanne an Aufgaben oder für
eingeschränkte Tätigkeitsprofile auszubil-
den. Die Tendenz hin zu breiter angeleg-
ten Berufsklassifikationssystemen veran-
schaulicht gerade diesen konkreten Punkt
– in einer Reihe von Fällen treten Model-
le von Berufsfamilien an die Stelle älterer
beruflicher oder bürotechnischer Klassi-
fikationen. Dies macht umfangreichere
Verschiebungen von Personal möglich,
ohne dass komplizierte Neueinstufungen
vorgenommen werden müssen.

Stattdessen wird eine Mischung aus be-
ruflichen Qualifikationen und generischen
Fähigkeiten verlangt, um Arbeitskräfte
heranzubilden, die sich den Anforderun-
gen ihrer neuen Umgebung anpassen
könnnen. Deshalb liegt die Betonung in
den Fallstudien oft auf der Fähigkeit zur
Problemlösung, zur sozialen Interaktion,
zur Teamarbeit, zum logischen Denken,
zur Anpassung und zur flexiblen Reakti-
on. Was zählt, ist die Fähigkeit, Wissen
zu erwerben, Probleme zu lösen und zu
reagieren, nicht der Besitz von eindeutig
festgelegten oder repetitiven Qualifikatio-
nen. Betrachtet man die Lernstrukturen
und ihre Inhalte in den Fallstudien, so tritt
dieser Aspekt sehr deutlich zu Tage. Un-
ter diesen Umständen haben die traditio-
nellen Vorstellungen von der Ausbildung
für bestimmte berufliche Tätigkeiten und
die damit verbundenen Kompetenz-
niveaus allgemeineren Lernkonzepten
Platz gemacht, die häufig nicht formaler
Natur und außerhalb des normalen
Berufsbildungsangebots angesiedelt sind
(Cressey & Kelleher, 1999, op. cit.).

Drei Lernbereiche

Die zentrale Bedeutung des Lernens hat
zugenommen und ist zu einer Routinean-
gelegenheit bei den betriebsinternen
Strategiediskussionen geworden. Um das
Verständnis zu erleichtern, ist es hilfreich,
zwischen den drei Bereichen des indivi-
duellen Lernens, des Lernens in der Grup-
pe und des betriebsinternen Lernens zu
unterscheiden, mit der Einschränkung,
dass es zwischen diesen Bereichen wich-

tige Querverbindungen gibt, die nicht
vergessen werden dürfen.

In jedem Land und in jeder Gruppe von
Fallstudien zeigte sich, dass der Bedarf
des individuellen Mitarbeiters nach mehr
Flexibilität einen anderen Ansatz erforder-
lich macht. Statt verschiedene Ausbil-
dungskurse zur Auswahl anzubieten, den-
ken die Unternehmen nunmehr ernsthaf-
ter darüber nach, wie sie die Beschäftig-
ten dazu bringen können, die erste Spros-
se der Leiter des aktiven Lernens zu er-
klimmen. In der Deutschen Bank geht
man beispielsweise von einem Recht auf
Bildung zur Eigenverantwortung für das
lebensbegleitende Lernen über (Kuhn &
Reimann 1998a). Bei Rover erhielt im Rah-
men des Systems des ‚Employees Assisted
Learning (REAL)‘ jeder Beschäftigte jähr-
lich einen bestimmten Betrag, den er für
eine Ausbildung seiner Wahl ausgeben
konnte. Diese musste nicht direkt mit sei-
ner Tätigkeit oder dem Tätigkeitsbereich
in Zusammenhang stehen. Rover wollte
vielmehr seine Beschäftigten an ein Ler-
nen unabhängig vom Inhalt gewöhnen
(Cressey, 1997). In der Svenska Handels-
bank wurde der Übergang von der Pro-
dukt- auf die Kundenorientierung durch
ein Programm zur Kompetenzentwicklung
begleitet, das den Beschäftigten die freie
Wahl ihres Ausbildungswegs ermöglichte
(Docherty & Ullstad, 1998a). In der
NatWest unternahm man ernsthafte An-
läufe, um Nicht-Standard-Fähigkeiten (d.h.
Fähigkeiten, die vorher nicht mit Bank-
aufgaben zusammenhingen) zu bewerten.
Man erkannte, dass es in der Organisati-
on bereits Mitarbeiter gab, die in Wohl-
tätigkeitsorganisationen arbeiteten, künst-
lerisch kreativ waren, in Gruppen außer-
halb der Bank Verwaltungsaufgaben wahr-
nahmen und Fähigkeiten besaßen, die der
neue Kontext verlangte (Cressey, 1998a).
Neben diesem veränderten Ansatz lassen
sich auch eine Menge flankierender Maß-
nahmen auflisten, die dem Einzelnen das
Lernen ermöglichen sollen. Häufig vertre-
ten sind individuelle Entwicklungspläne,
persönliche Bewertungstechniken und
Lernzentren.

Das Lernen in Teams und Gruppen ist
nicht so weit verbreitet wie das individu-
elle Lernen. Dennoch ließen sich eine
Reihe von innovativen und neuartigen
Ansätzen in diesem Bereich feststellen.
Die Teamarbeit schien als ein Modell sui

„In jedem Land und in jeder
Gruppe von Fallstudien
zeigte sich, dass der Bedarf
des individuellen Mitarbei-
ters nach mehr Flexibilität
einen anderen Ansatz erfor-
derlich macht. Statt ver-
schiedene Ausbildungskur-
se zur Auswahl anzubieten,
denken die Unternehmen
nunmehr ernsthafter dar-
über nach, wie sie die Be-
schäftigten dazu bringen
können, die erste Sprosse
der Leiter des aktiven Ler-
nens zu erklimmen.“
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generis zu exisitieren. Sie ist nicht auf die
Fertigung beschränkt und nimmt in ver-
schiedenen Bereichen des Bank- und
Telekommunikationswesens zu. Das Pro-
blem liegt, wenn überhaupt, in der Ab-
grenzung dessen, was unter einer Grup-
pe oder einer kohärenten Gruppe zu ver-
stehen ist. Teamarbeit scheint bei Rover
im Zentrum aller in den letzten zehn Jah-
ren diskutierten bedeutenden Fragen und
Themen zu stehen. Die wichtigste Verän-
derung im Hinblick auf den Kongress der
größten Ingenieurarbeitergewerkschaft
war die Verlagerung von der Arbeit unter
Anweisung hin zum eigenen Engagement
mit Hilfe von selbstverwalteten Teams. Bei
Volvo ist als interessante Entwicklung die
Einführung von QDE-Teams (Qualität,
Entwicklungspräzision, Wirtschaftlichkeit)
mit Mehrfachqualifikationen und weitrei-
chender Geschäftsverantwortung gegen-
über den Kunden in einem deutlich auf-
gewerteten technischen Umfeld zu nen-
nen. Diese QDE-Teams bilden eine neue
strategische Platform für die Entwicklung
von Kompetenzen und den Ausbau der
Geschäftstätigkeit. Sie stützen sich auf die
von Gewerkschaften und Management
geteilte Vorstellung, dass die soziale Ver-
antwortung im Unternehmen notwendig
und wichtig ist und dass sowohl die be-
friedigende Arbeit als auch das Erzielen
von Weltklasseleistungen für das Unter-
nehmen von entscheidender Bedeutung
sind (Docherty & Ullstad, 1998b).

Strukturen für das betriebsinterne Lernen
waren in den Studien besonders gut ver-
treten. Die Schaffung von Feedback-Kreis-
läufen und –mechanismen für die Weiter-
gabe von Informationen und die gemein-
same Problemlösung sind für das Lernen
in einem Betrieb wesentlich. Im Tele-
kommunikationssektor wird, was wohl
kaum überrascht, die Informations-
technologie auf sehr anspruchsvolle Wei-
se eingesetzt, um das Personal mit Infor-
mationen, on-line-Dokumenten, Diagnose-
werkzeugen und Problemlösungsforen zu
versorgen. Telia hat eine ‚Interactive
Academy’ eingerichtet, die on-line Fach-
wissen zur Verfügung stellt; ferner verfolgte
das Unternehmen eine Politik des offenen
Zugangs für das gesamte Personal zur
Dokumentensuche und verfügte über ein
fortgeschrittenes Intranet-System (Docherty
& Ullstad, 1998c). In der neuen Melfi-An-
lage von Fiat wurde das Problem des Ler-
nens im Betrieb durch die Erstellung ei-

nes betriebseigenen ‚Toolkit‘ gelöst, der
von verschiedenen Akteuren des Unterneh-
mens zusammengestellt wurde (Erlicher &
D’Amato, 1997). Das Gleiche trifft auf BT
zu, die ebenfalls über das gesamte Spek-
trum an fortgeschrittenen Telekommuni-
kationsausrüstungen und -einrichtungen
verfügte. Auch ein Intranet stand hier zur
Verfügung, das je nach Bedarf und Funk-
tion verschiedene Zugangsebenen besaß.
Gewerkschaftsvertreter kritisierten, dass
ihnen der Zugang zum Intranet verwehrt
wurde, was ihrer Ansicht nach gegen den
partnerschaftlichen Ansatz des Unterneh-
mens verstoßen würde (Cressey, 1998b).
Die Deutsche Telekom besaß ebenfalls ein
Intranet und hatte in großem Umfang in
den Einsatz der IT als Lernkanal investiert
und zu diesem Zweck eine ‚Televersity‘
und die Funline-Serie von CD-ROMs für
den Einsatz im ganzen Unternehmen ein-
gerichtet (Kuhn & Reimann, 1998b).
Intranetze und IT-Lernstrukturen fanden
sich aber nicht nur in Telekommunikations-
unternehmen. Auch Rover und NatWest
setzten sie, wenn auch in begrenzterem
Umfang, ein - begrenzt deshalb, weil nicht
alle Zugang zu Computerarbeitsplätzen
erhielten. Eine der fortschrittlichsten Struk-
turen dieser Art wurde bei der Deutschen
Bank festgestellt, die ein sehr umfangrei-
ches Projekt mit dem Titel ‚Columbus’ für
das betriebsinterne Lernen durchführte.
Dieses Projekt war Teil der neuen Unter-
nehmenshochschule, die Lernstrukturen
und ein zentrales Informationssystem mit-
einander verbindet. Columbus ist ein de-
zentrales, einsatzfähiges und universelles
Steuerwerkzeug, das alle Ausbildungs-
angebote und -dienstleistungen für die
berufliche Bildung und Weiterbildung der
Mitarbeiter zusammenstellt.

Annäherung zwischen
sozialem Dialog und
Lernstrategien

In der Studie scheinen die Unternehmen
akzeptiert zu haben, dass sowohl beim
sozialen Dialog als auch bei der Entwick-
lung der Humanressourcen das, was frü-
her als Recht bzw. Anspruch auf Ausbil-
dung und Anhörung angesehen wurde,
nunmehr eindeutig als aktiver Teil der
Geschäftsstrategie der Unternehmen zu
betrachten ist. Diese Veränderung ist
wichtig, weil angesichts der zunehmen-

„In der Studie scheinen die
Unternehmen akzeptiert zu
haben, dass sowohl beim
sozialen Dialog als auch
bei der Entwicklung der
Humanressourcen das, was
früher als Recht bzw. An-
spruch auf Ausbildung und
Anhörung angesehen wur-
de, nunmehr eindeutig als
aktiver Teil der Geschäfts-
strategie der Unternehmen
zu betrachten ist. (…) Not-
wendig sind auch Mecha-
nismen, um Konsens und
Engagement zu ermögli-
chen und damit gemeinsa-
me Denkmodelle herausbil-
den zu können. In einem sol-
chen Kontext reicht es nicht
aus, den Schwerpunkt auf
die Förderung des Lernens
als einziges Mittel zur Er-
zielung eines komparativen
Vorteils zu legen.“
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den Turbulenzen im Unternehmensumfeld
Arbeitskräfte gefragt sind, die anpassungs-
fähig, flexibel und reaktionsfreudig sind.
Notwendig sind auch Mechanismen, um
Konsens und Engagement zu ermöglichen
und damit gemeinsame Denkmodelle her-
ausbilden zu können. In einem solchen
Kontext reicht es nicht aus, den Schwer-
punkt auf die Förderung des Lernens als
einziges Mittel zur Erzielung eines kom-
parativen Vorteils zu legen.

Aus den zwölf Fallstudien geht hervor,
dass die äußeren Antriebskräfte oft iden-
tisch gewesen sind und bewirken, dass
sich die Agendas der Unternehmen
europaweit mehr und mehr einander an-
nähern. Das bedeutet, dass es zwar Un-
terschiede in Europa, beispielsweise bei
den Rechtssystemen und den Modellen für
die Beziehungen zwischen den Sozialpart-
nern gibt, diese jedoch nicht notwendi-
gerweise die Entstehung eines gemeinsa-
men europäischen Musters verhindern.
Nur im deutschen Fall lässt sich eine ge-
wisse Unbeweglichkeit erkennen, die auf
den starken nationalen Rechtsrahmen
zurückzuführen ist. Aber selbst hier bil-
den s ich direkte Dialogstrukturen,
Gruppenformate und Mechanismen für
Lernkreisläufe heraus, wie sie auch wo-
anders anzutreffen waren. Auch wenn die
Modelle für die Beziehungen zwischen
den Sozialpartnern in Europa sehr stark
voneinander abweichen, kommt ihnen bei
der Aufstellung von Bildungs- und Lern-
strategien in diesen Unternehmen offen-
sichtlich keine Schlüsselrolle zu. Unter-
schiede gibt es sowohl zwischen den Sy-
stemen als auch innerhalb der einzelnen
Systeme, so dass nur schwer klare Trenn-
linien zu ziehen sind. Gute Beispiele fin-
den sich nämlich auch in scheinbar nicht-
integrativen Systemen (Della Rocca, 1998;
Cressey & Kelleher 1999, op. cit.). Dies
lässt sich wohl zum Teil dadurch erklä-
ren, dass bei den Humanressourcen und
den Beziehungen zwischen den Sozial-
partnern in den letzten zwanzig Jahren
dezentrale Tendenzen vorherrschend wa-
ren und zugleich die direkten Formen der
Mitwirkung zugenommen haben. Diese
beiden Tendenzen führen wahrscheinlich
dazu, dass die Bedeutung von strukturel-
len Modellen und ihr Einfluss auf die
Unternehmenspraxis abnimmt.

Auf der einen Seite werden also die Pra-
xis in den Unternehmen und ihre Auffas-

sungen von den Beziehungen zwischen
den Sozialpartnern nuancierter, während
sich andererseits die Fragen und Prozes-
se, mit denen sie sich befassen, einander
angleichen. All dies unterstreicht, dass
neue Partnerschaften und neue Formen
des Dialogs die bisherige institutionelle
Praxis ergänzen oder in einigen Fällen
sogar schrittweise ersetzen.

Alle untersuchten Unternehmen stellen
führende Beispiele für eine gute Praxis
in ihren jeweiligen Sektoren dar. Innova-
tive Praktiken und Formate kommen in
einer ganzen Reihe von Fallstudien zum
Ausdruck. Volvo hat beispielsweise den
Geltungsbereich des sozialen Dialogs über
das Unternehmen hinaus ausgedehnt.
Ausbildungs- und Lerninitiativen sind so-
mit nicht länger auf die unmittelbaren
Anliegen des Unternehmens konzentriert,
sondern Teil umfassenderer lokaler und
regionaler Politiken und Praktiken zur
Förderung der Beschäftigungsfähigkeit.
Rover liefert ein gutes Beispiel für Unter-
nehmensvereinbarungen über Vertre-
tungs-, Mitwirkungs- und Ausbildungs-
fragen. Diese ermöglichen eine Vertiefung
der partnerschaftlichen Grundsätze und
tragen so zu einer Verankerung von Ide-
en wie gemeinsame Ausbildung, Gewerk-
schaftsbenchmarking und Lernkultur bei.
Der Telekommunikationssektor erwies
sich insgesamt als ein Bereich, in dem es
trotz massiver Veränderungen in den
Beschäftigungs-, Branchen- und Organi-
sationsstrukturen zu Partnerschaften und
Lernprozessen kam. Hier scheinen die
Parteien nach innovativeren Ansätzen für
strategische Konsultationen zu suchen. In
diesem Sektor mussten die Gewerkschaf-
ten ihre eigene Denkweise, Haltung und
Bereitschaft zur Veränderung am stärksten
revidieren.

Im Vergleich dazu mag der Banksektor
von außen betrachtet als konservativ er-
scheinen. Unsere Fallstudien ergaben,
dass der technologischen Innovation
durch weitreichende organisatorische und
kulturelle Veränderungen begegnet wird.
BAV (Marcuccio & Acuti, 1998), Svenska
Handelsbank, NatWest und die Deutsche
Bank leiteten ihren Übergang zu einer
stärkeren Konzentration auf den Kunden
und zu flexibleren und offeneren Struk-
turen mit Hilfe von Programmen ein, die
die Mitarbeiter auf ihre neuen Rollen und
Aufgaben vorbereiten sollen.

„Auf der einen Seite werden
also die Praxis in den Un-
ternehmen und ihre Auffas-
sungen von den Beziehun-
gen zwischen den Sozial-
partnern nuancierter, wäh-
rend sich andererseits die
Fragen und Prozesse, mit
denen sie sich befassen, ein-
ander angleichen. All dies
unterstreicht, dass neue
Partnerschaften und neue
Formen des Dialogs die bis-
herige institutionelle Pra-
xis ergänzen oder in eini-
gen Fällen sogar schrittwei-
se ersetzen.“

„Die Mitwirkung nimmt
heutzutage eher einen brei-
teren als einen einge-
schränkten Raum ein und
ist stärker mit Fragen der
Veränderung am Arbeits-
platz und innerhalb des Un-
ternehmens verknüpft. Statt
in einem formalen Aus-
schuss lediglich Fragen zu
erörtern und über die neue-
ste Marktlage zu informie-
ren, erhält die Mitwirkung
häufig eine problemlösende
Funktion – Qualitätssteige-
rung, Beitrag zu verfah-
renstechnischen Verbesse-
rungen, reibungsloserer
Ablauf durch technische
oder organisatorische Ver-
änderungen.“
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Die Mitwirkung nimmt heutzutage eher
einen breiteren als einen eingeschränkten
Raum ein und ist stärker mit Fragen der
Veränderung am Arbeitsplatz und inner-
halb des Unternehmens verknüpft. Statt in
einem formalen Ausschuss lediglich Fra-
gen zu erörtern und über die neueste
Marktlage zu informieren, erhält die Mit-
wirkung häufig eine problemlösende Funk-
tion – Qualitätssteigerung, Beitrag zu ver-
fahrenstechnischen Verbesserungen, rei-
bungsloserer Ablauf durch technische oder
organisatorische Veränderungen. Unterneh-
mensinterne Veränderungen und Kompe-
tenzen, um neuen Arbeitsstrukturen ge-
recht zu werden, sind Themen, die in zu-
nehmendem Maße die Tagesordnung für
die Partnerschaft bestimmen.

Der Schwerpunkt der Fallstudien lag der
eher auf der Bereitschaft, das veränderte
Wettbewerbsumfeld und die Notwendig-
keit von mehrwertorientierten Dialog-
strategien zu akzeptieren, als auf der Neu-
verteilung von Macht. Dies führt zu einer
Neugestaltung der herkömmlichen Bezie-
hungen im sozialen Dialog. Viele sehen
darin die Suche nach einem Dialog, der
nicht an Institutionen oder Ausschüsse
gebunden ist. In einem Telekommunika-
tionsunternehmen wandten sich die rang-
hohen Gewerkschaftsvertreter nachdrück-
lich gegen starre Mechanismen, die auf
formalen Treffen und rotierender Anwe-
senheit beruhen. Sie suchten nach einem
‚strategischen Dialog‘ mit den Arbeitge-
bern, bevor Entscheidungen getroffen
werden, und zwar zu einem Zeitpunkt,
der ihnen möglichst viel Einflussnahme
ermöglichte. Ein solcher Dialog ist - zu-
gegebenermaßen - nicht einfach und be-
seitigt auch nicht die Interessenkonflikte,
die von Zeit zu Zeit auftreten, wurde aber
von beiden Seiten als der Weg angese-
hen, der in diesem Fall und in vielen an-
deren weiterführt.

Die Art der Mitwirkung, die in einer Zeit
der stabilen Märkte, der stabilen Berufs-
klassifikationen und damit der stabilen
Qualifikationsanforderungen ausreichte
und ihren Zweck erfüllte, ist nur noch
bedingt zufriedenstellend und effizient.
Die Absage an tayloristische/fordistische
Praktiken in der Industrie, an auf die
Masse ausgerichtete bürokratische Verfah-
ren bei öffentlichen Versorgungsbetrieben
und Dienstleistungen zieht entsprechen-
de Veränderungen des formalen und in-

stitutionellen Rahmens nach sich, der für
die bisherige Praxis bestimmend und
konsensfähig war. Ein Argument, das ei-
nige der Gewerkschaftsvertreter in den
Studien mit besonderem Nachdruck gel-
tend machten, lautete, dass angesichts der
Veränderungen der Produktionssysteme
und der Neuausrichtung grundlegender
Funktionen neue soziale Mechanismen für
die Verständigung und das Feedback ein-
geführt werden müßten. Ein Ausschuss,
e in Betr iebsrat  oder eine formel le
Konsultationsstruktur sind nicht länger
Beweis dafür, dass die Gewerkschaften
Einfluss ausüben oder dass eine echte,
lebendige Mitwirkung existiert.

In dem Maße, in dem der Arbeitsplatz an
intellektuellen Inhalten gewinnt und die
Nachfrage nach sozialen Fähigkeiten so-
wie die Bedeutung der aktiven Problem-
lösung zunehmen, steigt auch der Bedarf
an einer eher aktiven Mitwirkung, vor al-
lem bei Fragen im Zusammenhang mit den
Humanressourcen. Ein gemeinsames Merk-
mal in den meisten Fallstudien sind die
Strategien, die Gewerkschaften und Arbeit-
nehmer einsetzen, um eine aktive und ei-
genverantwortliche Mitwirkung zu erzie-
len. In allen Sektoren, insbesondere aber
in der Telekommunikation, zeigt sich, dass
ein Rückzug der Gewerkschaften auf Dis-
kussionen über Arbeitnehmerrechte, ob
diese nun Löhne, Laufbahnen oder Fähig-
keiten betreffen, nicht länger möglich ist.
Der Dialog dreht sich zunehmend um
Managementstrategien, um die Beteiligung
an der Ermittlung des künftigen Bedarfs,
um eine Sensibilisierung für Fragen der
Unternehmensentwicklung und um die
aktive Mithilfe bei der Umsetzung von
Änderungen. Dieses zuletzt genannte Ele-
ment kann für Gewerkschaften besonders
dann schmerzhaft sein, wenn damit
Arbeitsplatzverluste und Umstrukturierun-
gen einhergehen, doch zeigen die Studi-
en, dass die Gewerkschaften hier vor ei-
ner Beteiligung nicht zurückschreckten,
sofern damit ein quid pro quo erreicht
werden konnte. In der Regel setzte dies
eine echte Partnerschaft voraus – Konsul-
tation, bevor die Angelegenheit unter Dach
und Fach war, Mitarbeit an der Ausarbei-
tung, der Umsetzung und der Bewertung
– und zwar nicht als Außenseiter, sondern
Seite an Seite mit den Arbeitgebern.

Die in den zwölf Fallstudien festgestell-
ten Entwicklungen deuten darauf hin, dass

„Der Schwerpunkt der Fall-
studien lag der eher auf der
Bereitschaft, das veränder-
te Wettbewerbsumfeld und
die Notwendigkeit von
mehrwertorientierten Dia-
logstrategien zu akzeptie-
ren, als auf der Neuvertei-
lung von Macht. Dies führt
zu einer Neugestaltung der
herkömmlichen Beziehun-
gen im sozialen Dialog. Vie-
le sehen darin die Suche
nach einem Dialog, der
nicht an Institutionen oder
Ausschüsse gebunden ist.“

„In allen Sektoren (…) zeigt
sich, dass ein Rückzug der
Gewerkschaften auf Dis-
kussionen über Arbeitneh-
merrechte, ob diese nun
Löhne, Laufbahnen oder
Fähigkeiten betreffen, nicht
länger möglich ist. Der Dia-
log dreht sich zunehmend
um Managementstrategien,
um die Beteiligung an der
Ermittlung des künftigen
Bedarfs, um eine Sensibili-
sierung für Fragen der Un-
ternehmensentwicklung
und um die aktive Mithilfe
bei der Umsetzung von Än-
derungen.(…) Die Gewerk-
schaften schreckten hier
vor einer Beteiligung nicht
zurück, sofern damit ein
quid pro quo erreicht wer-
den konnte. In der Regel
setzte dies eine echte Part-
nerschaft voraus – Konsul-
tation, bevor die Angelegen-
heit unter Dach und Fach
war, Mitarbeit an der Aus-
arbeitung, der Umsetzung
und der Bewertung – und
zwar nicht als Außenseiter,
sondern Seite an Seite mit
den Arbeitgebern.“
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die Gewerkschaften Ausbildung und Ler-
nen nicht länger als Themen betrachten
können, die dem Management vorbehal-
ten sind (Cressey & Kelleher 1999 op. cit.).
Die veränderten Arbeitsfunktionen und
–märkte können die Fähigkeit der Ge-
werkschaften, ihre Mitglieder zu vertre-
ten, neue aufzunehmen und alte zu be-
halten, beeinflussen. Ihre zunehmende
Tätigkeit in diesem Bereich kann folglich
sowohl als defensiv als auch als voraus-
schauend gewertet werden. Defensiv, weil
sie damit versuchen, dem Mitglieder-
schwund Einhalt zu gebieten und ihre ge-
genwärtige Präsenz und ihren Einfluss auf-
rechtzuerhalten. Vorausschauend, weil sie
damit das Ziel verfolgen, ihre Repräsen-
tation auf neue, fundamentale Unter-
nehmensfragen von aktueller Bedeutung
auszudehnen. Letzteres ist auch der
Grund, weshalb Gewerkschaften sich mit
Mehrwertstrategien auseinandersetzen.
Tabelle 2 veranschaulicht einen Trend, der
in den Studien zu erkennen war und der
unserer Meinung nach dafür spricht, dass
man sich zunehmend der Notwendigkeit

bewusst wird, die beiden Aspekte sozia-
ler Dialog und Entwicklung der Human-
ressourcen miteinander zu verknüpfen,
wenn organisatorische Veränderungen
zum Erfolg führen sollen.

Tabelle 2
Ursprünglich lautete die Fragestellung des
Projekts, ob die Sozialpartner bei der Ent-
stehung von lernorientierten Unterneh-
men eine Rolle spielen können. Aus un-
serer vier Staaten umfassenden Studie geht
hervor, dass ihnen nicht nur eine Rolle
zuerkannt werden kann. Die Studie nennt
sogar Beispiele, wo Arbeitgeber und Ge-
werkschaften neue Formen von Beziehun-
gen eingehen, um organisatorische Ver-
änderungen auf den Weg zu bringen.
Unternehmen und ihre sozialen Akteure
suchen nicht aus Selbstzweck nach sozia-
len Dialogstrukturen und neuen Lern-
mechanismen. Sie müssen vielmehr vor
dem allgemeinen Hintergrund industriel-
ler Reaktionen auf das globale Marktum-
feld gesehen werden. Wettbewerbsvorteile
erwachsen nunmehr aus Systemen, die die
schlimmsten Aspekte der tayloristischen
Praxis, mit ihren Standardleistungen in-
nerhalb stabiler Marktstrukturen, abstrei-
fen und Strategien annehmen können, die
auf Eigenmotivation, Eigenaktivität und
Selbsterneuerung aufbauen und dem ex-
ternen Umfeld angepasst sind. In diesem
Zusammenhang erleben die Akteure in-
nerhalb des Unternehmens auf allen Ebe-
nen Unstimmigkeiten in Bezug auf ihre
Rollen und stehen vor schweren Entschei-
dungen. Wir haben weiter oben darge-
legt, wie das mittlere und höhere Mana-
gement damit umgeht. Wir haben auch
zeigen können, dass Gewerkschaften und
ihre einzelnen Mitglieder mit einer erheb-
lichen Neueinschätzung ihrer eigenen
Rolle und Identität konfrontiert sind.

Schlussfolgerungen

Auch wenn die Erfahrungen der Unter-
nehmen in den Fallstudien sicherlich nicht
repräsentativ für alle europäischen Erfah-
rungen sind, weisen sie doch auf Fragen
und Praktiken hin, mit denen sich auch
andere Unternehmen befassen werden
oder schon jetzt auseinandersetzen müs-
sen. Die Fallstudien betreffen große und
gewinnträchtige multinationale Firmen,
die generell bei der Entwicklung ihrer
Ideen in den Bereichen Ausbildung, Ler-
nen und soziale Partnerschaft schon wei-

Tabelle 2

Sich wandelndes Verhältnis zwischen Arbeits-
beziehungen und Humanressourcenentwicklung

Humanressourcen-
entwicklung

separate Bereiche Arbeitsbeziehungen

Verschmelzung von Lernen 
und sozialem Dialog im Hinblick 

auf organisatorischen Wandel

zentrale Bedeutung 
des Lernens

Kompetenzen im Wandel

„Entwicklungskultur“

individuelles/
gruppeninternes/
betriebsinternes Lernen

zunehmende Bedeutung 
des Personalmanagements

Mitwirkung

Beschäftigungs-
fähigkeit

Lernen als Anliegen 
der Gewerkschaft

><
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ter vorangekommen sind als andere. Sie
sind auch deshalb von Bedeutung, weil
sie zwei Bereiche miteinander verbinden,
die im Zentrum dieser Studie stehen. Des-
halb ist es äußerst wichtig, die Lektionen,
die wir aus ihren Erfahrungen lernen kön-
nen, zu verstehen und ihre mögliche Be-
deutung für eine umfangreichere Ziel-
gruppe von Unternehmen, Gewerkschaf-
ten und Akademikerkreisen zu erkennen.

Es war mit Sicherheit richtig, den Schwer-
punkt auf die Unternehmen zu legen. Sie
können detaillierte Anhaltspunkte über
veränderte Rollen, Verhaltensweisen und
Strategien der Parteien liefern, die jedoch
noch systematischer und eingehender
untersucht werden müssen. Dank dieses
Schwerpunkts konnten die Lernumge-
bungen aller Akteure innerhalb der jewei-
ligen Unternehmen und in Verbindung mit
ihnen beschrieben werden. Um die Aus-
wirkungen dieser Umgebungen abschät-
zen zu können, bedarf es detaillierterer
Kenntnisse über die Fähigkeiten, Kompe-
tenzen und Verhaltensweisen aller im
Betrieb tätigen Akteure. Das vorliegende
Projekt schafft eine Grundlage für eine
gezieltere Analyse des Lernbedarfs von
Unternehmen, die in der Verbindung von
Lernen und Dialog den Weg in die künf-
tige Wettbewerbsfähigkeit sehen.

Wichtig und möglicherweise aufschluss-
reich wäre auch eine Untersuchung der
Frage, wie die hier festgestellten Zwänge
und Reaktionen an kleinere Unternehmen
bzw. Unternehmen in anderen Sektoren
und Ländern weitergegeben werden.

Aus den Fallstudien ergibt sich ganz ein-
deutig die zentrale Bedeutung des sozia-
len Dialogs für Veränderungen in den
Unternehmen. Auch wenn dieser Dialog
sich möglicherweise nicht auf der gleichen
Ebene abspielt und nicht die gleichen
Merkmale trägt wie seine eher formalen
Gegenstücke, so trägt er doch in erhebli-
chem Maße zur Veränderung der Praxis
vor Ort bei. Die politischen Entwicklun-
gen in diesem Bereich müssen der Tatsa-
che Rechnung tragen, dass eine Verschie-
bung vom institutionalisierten Manage-
ment zum sozialen Dialog stattgefunden
hat. In einem institutionellen System be-
ruht der Einfluss der sozialen Akteure auf
der Existenz eines Ausschusses oder an-
derer formaler Verfahren. Die vorliegen-
de Forschungsarbeit zeigt auf, dass sich
trotz institutionalisierter Rahmenstruk-
turen ein sozialer Dialog zu Schlüssel-
fragen entwickelt hat und operationelle
und strategische Prozesse in Gang setzt.
Gerade hier können an die Stelle von in-
stitutionellen Formen des sozialen Dialogs
innovativere und kreativere Modelle tre-
ten, die in der gegenwärtigen Theorie
kaum erwähnt sind und damit für die po-
litischen Entscheidungsträger in Zukunft
eine Herausforderung darstellen. Die
größte Herausforderung für die politi-
schen Entscheidungsträger besteht darin,
Maßnahmen zur Unterstützung solcher
sozial innovativen Unternehmensprak-
tiken zu ergreifen und diese zugleich ge-
gen die erforderliche Ausweitung von
Schutzrechten und anderen positiven
Rechten im Rahmen der vorgesehenen
Sozialmaßnahmen abzuwägen.
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Einleitung

Mit diesem Artikel liegt der zweite von
zwei Artikeln vor, in denen die Entwick-
lung und Durchführung der Berufs-
bildungspolitik auf europäischer Ebene
von der Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft durch den Vertrag
von Rom im Jahre 1957 bis zum Inkraft-
treten des in Amsterdam unterzeichneten
Vertrags über die Europäische Union im
Mai 1999 dargestellt wird.

Der erste Artikel erschien in der Ausgabe
Nr. 20 der Europäischen Zeitschrift und
beschrieb die Zeit, in der eine – mit dem
Vertrag von Rom geschaffene – gemein-
same Politik der Berufsausbildung verfolgt
wurde, bis man diese durch eine Berufs-
bildungspolitik der Gemeinschaft ersetz-
te, eingeführt durch den in Maastricht
1992 geschlossenen Vertrag über die Eu-
ropäische Union.

In diesem Artikel sollen die Entwicklun-
gen in der Berufsbildungspolitik der Ge-
meinschaft seit dem Maastrichter Vertrag
dargestellt werden, deren Rahmen durch
den „gemeinschaftlichen europäischen
Besitzstand“ (acquis communautaire)
vorgegeben ist, (d.h. durch die Gesamt-
heit aller gesetzlichen Regelungen der

Politische und rechtli-
che Rahmenbedingun-
gen für die Entwick-
lung der Ausbildungs-
politik in der Europäi-
schen Union
Teil 2: Von Maastricht
bis Amsterdam

Gemeinschaft, welche den Mitgliedstaaten
oder Einzelpersonen Verpflichtungen auf-
erlegt). In diesem Artikel wird der „Be-
sitzstand“ relativ weit ausgelegt und
umfasst hier:

a) Rechtsinstrumente der Europäischen
Gemeinschaft – Verordnungen, Richtlini-
en, Entscheidungen/Beschlüsse und Emp-
fehlungen;

b) Urteile des Europäischen Gerichtsho-
fes;

c) nicht rechtsverbindliche politische Er-
klärungen – Schlussfolgerungen und Ent-
schließungen des Ministerrats –, die Mit-
teilungen sowie die Weiß- und Grün-
bücher der Europäischen Kommission und
die Gemeinsamen Stellungnahmen der So-
zialpartner.

Der Artikel zeigt, wie der Politikrahmen,
den dieser europäische Besitzstand kon-
stituiert, die Entstehung einer Politik des
lebensbegleitenden Lernens gefördert, die
Überprüfung und Reformierung der
Berufsbildungssysteme angeschoben und
europaweit die Zusammenarbeit zwischen
unterschiedlichen Beteiligten zwecks Ver-
besserung der Berufsbildung erleichtert
hat. Trotz dieser Errungenschaften vertre-
ten wir in diesem Artikel die Auffassung,

Steve
Bainbridge
Cedefop,
Thessaloniki

Julie Murray
Cedefop,
Thessaloniki

In diesem Artikel sollen die
Entwicklungen in der
Berufsbildungspolitik der
Gemeinschaft seit dem
Maastrichter Vertrag aufge-
zeigt werden. Er zeigt, wie
der Politikrahmen, den der
„europäische Besitzstand“
konstituiert, die Entstehung
einer Politik des lebens-
begleitenden Lernens geför-
dert und die Überprüfung
und Reformierung der
Berufsbildungssysteme an-
geschoben hat. Trotz dieser
Errungenschaften vertreten
wir in diesem Artikel die
Auffassung, dass die grund-
legende Rolle der Europäi-
schen Union als Bezugs-
punkt für die Konzeption
der Berufsbildungspolitik
auf einzelstaatlicher Ebene
geringeres Gewicht hat als
früher, und dies zu einer
Zeit, in der diese Rolle an-
gesichts der geplanten Ver-
wirklichung des lebens-
begleitenden Lernens von
größerer Bedeutung ist als
jemals zuvor.
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dass die grundlegende Rolle der Europäi-
schen Union als Bezugspunkt für die Kon-
zeption der Berufsbildungspolitik auf
einzelstaatlicher Ebene geringeres Ge-
wicht hat als früher, und dies zu einer
Zeit, in der diese Rolle angesichts der
geplanten Verwirklichung des lebens-
begleitenden Lernens von größerer Be-
deutung ist als jemals zuvor.

Von Rom bis Maastricht

Es könnte hilfreich sein, vor einer Erörte-
rung der Entwicklungen seit Unterzeich-
nung des Maastrichter Vertrages die die-
sem Vertrag vorangegangenen Ereignisse
kurz zusammenzufassen. Eine einge-

hendere Darstellung dieser Ereignisse bie-
tet der erste Artikel.

Den Rahmen für die mit dem Vertrag von
Rom eingeführte gemeinsame Politik der
Berufsausbildung schufen die zehn
Grundsätze des Ratsbeschlusses vom 2.
April 1963 über die Aufstellung allgemei-
ner Grundsätze für die Durchführung ei-
ner solchen Politik1. Über die Jahre hin-
weg, insbesondere von Mitte der 70er bis
Mitte der 80er Jahre, wurde der Politik-
rahmen durch verschiedene nicht rechts-
verbindliche, jedoch nachhaltig unter-
stützte politische Erklärungen modifiziert
und neu abgesteckt, so etwa durch Ent-
schließungen des Ministerrates und Mit-
teilungen der Europäischen Kommission.

Die Entschließungen des Rates und die
Mitteilungen der Kommission waren zwar
nicht rechtsverbindlich, sie schufen jedoch
neue Formen der Zusammenarbeit wie Er-
probungen im Rahmen von Pilotpro-
jekten, gemeinsame Forschungsvorhaben,
Netzwerke sowie den Informations- und
Erfahrungsaustausch. Auch die Sozialpart-
ner trugen zur Entwicklung des Politik-
rahmens bei, insbesondere durch eine
Reihe von nicht rechtsverbindlichen Ge-
meinsamen Stellungnahmen, die Impulse
für eine neue Rolle der Berufsbildung als
ein entscheidendes Instrument der
Beschäftigungs- und aktiven Arbeitsmarkt-
politik gaben. Als entscheidende Funktio-
nen der Berufsbildung sah man die Ver-
besserung der Beschäftigungsaussichten,
die Erleichterung der Anpassung an den
Wandel, die Unterstützung der Eingliede-
rung Jugendlicher und anderer Gruppen
in den Arbeitsmarkt und die Förderung
der Chancengleichheit an.

Darüber hinaus hat die gemeinsame Poli-
tik der Berufsausbildung aus europäischer
Perspektive eine Debatte zwischen den
Mitgliedstaaten in Gang gebracht und so
dafür gesorgt, dass einzelstaatliche Fra-
gen in einem größeren Zusammenhang
erörtert und gemeinsame Interessen-
schwerpunkte herausgearbeitet werden
können. Auf diese Weise stellte die euro-
päische Ebene einen wichtigen Bezugs-
punkt für die Konzeption der Berufs-
bildungspolitik auf einzelstaatlicher Ebe-
ne dar.

Mitte der 80er Jahre wurde der Ansatz
modifiziert: Während man sich bislang bei

Tabelle 1

Artikel 127 des Vertrags über die Europäische Union
(Maastricht 1992)

1. Die Gemeinschaft führt eine Politik der beruflichen Bildung, welche die Maß-
nahmen der Mitgliedstaaten unter strikter Beachtung der Verantwortung der
Mitgliedstaaten für Inhalt und Gestaltung der beruflichen Bildung unterstützt
und ergänzt.

2. Die Tätigkeit der Gemeinschaft hat folgende Ziele:

(a) Erleichterung der Anpassung an die industriellen Wandlungsprozesse, ins-
besondere durch Bildung und Umschulung;

(b) Verbesserung der beruflichen Erstausbildung und Weiterbildung zur Erleich-
terung der beruflichen Eingliederung und Wiedereingliederung in den Ar-
beitsmarkt;

(c) Erleichterung der Aufnahme einer beruflichen Bildung sowie Förderung
der Mobilität der Ausbilder und der in der beruflichen Bildung befindlichen
Personen, insbesondere der Jugendlichen;

(d) Förderung der Zusammenarbeit in Fragen der beruflichen Bildung zwischen
Unterrichtsanstalten und Unternehmen;

(e) Ausbau des Informations- und Erfahrungsaustauschs über gemeinsame Pro-
bleme im Rahmen der Berufsbildungssysteme der Mitgliedstaaten.

3. Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten fördern die Zusammenarbeit mit drit-
ten Ländern und den für die berufliche Bildung zuständigen internationalen
Organisationen.

4. Der Rat erlässt gemäß dem Verfahren des Artikels 189c und nach Anhörung des
Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie des Ausschusses der Regionen Maß-
nahmen, die zur Verwirklichung der Ziele dieses Artikels beitragen, unter
Ausschluss jeglicher Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Mitgliedstaaten.
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der Konzeption und Durchführung der
gemeinsamen Politik der Berufsausbil-
dung auf nicht rechtsverbindliche Ent-
schließungen gestützt hatte, die durch
eine Selbstverpflichtung auf höchster po-
litischer Ebene flankiert wurden, legte ein
neues Abkommen zwischen den Organen
der Europäischen Gemeinschaft fest, dass
eine Finanzierung durch die Europäische
Gemeinschaft (die Vorläuferin der Euro-
päischen Union) künftig nur dann mög-
lich war, wenn ein rechtsverbindlicher
Rechtsakt auf der Grundlage des Vertrags
diese vorsah.

Als Folge davon wurde die gemeinsame
Politik der Berufsausbildung durch rechts-
verbindliche Rechtsakte umgesetzt, mit
denen man eine Reihe von Aktionspro-
grammen schuf. Im Mittelpunkt der ein-
zelnen Programme stand jeweils ein be-
stimmter Aspekt der gemeinsamen Poli-
tik der Berufsausbildung: die Förderung
der Rolle der Berufsbildung bei der An-
passung an den Wandel (Comett I2 und
II3, 1986 und 1989, sowie Eurotecnet4,
1990), die Unterstützung Jugendlicher und
junger Erwachsener (Petra I5 und II6, 1987
und 1991), die Verbesserung der Weiter-
bildung (Force7, 1990), die Förderung der
Zusammenarbeit im Hochschulbereich
(Erasmus8, 1987), die Vermittlung von
Sprachkenntnissen (Lingua9, 1990) und die
Förderung behinderter Menschen (Heli-
os I10 und II11, 1988 und 1993). Durch die
Aktionsprogramme wurden die Formen
der Zusammenarbeit gefördert und wei-
ter ausgebaut, die bereits vor dieser Pha-
se im Rahmen von Ratsentschließungen
auf den Weg gebracht worden waren.

In den 80er Jahren jedoch erging auch
eine Reihe von Urteilen12 des Europäi-
schen Gerichtshofs, die nach Auffassung
der Mitgliedstaaten die Zuständigkeit der
Europäischen Gemeinschaft im Bereich
der allgemeinen und beruflichen Bildung
ausweiteten. Dies im Verein mit der Not-
wendigkeit, die gemeinsame Politik der
Berufsausbildung gestützt auf rechtsver-
bindliche Rechtsakte durchzuführen, hat-
te zur Folge, dass die Aussicht auf die
europaweit geltende rechtsverbindliche
Regulierung der einzelstaatlichen Berufs-
bildungssysteme bei den Mitgliedstaaten
zunehmend Besorgnis auslöste.

Auf der Regierungskonferenz im Jahr
1991, die den Weg zur Wirtschafts- und

Währungsunion ebnete, nutzten die
Mitgliedstaaten deshalb die Gelegenheit
zur Revision der Bestimmungen des Ver-
trages, die die Berufsbildung betrafen. In
dem neuen Vertrag, dem Vertrag von
Maastricht, wurde die gemeinsame Poli-
tik der Berufsausbildung durch eine
Berufsbildungspolitik der Gemeinschaft
zur Unterstützung und Ergänzung der
Maßnahmen der Mitgliedstaaten ersetzt
(vgl. Tabelle 1). Jegliche Harmonisierung
der Berufsbildungssysteme wurde ausge-
schlossen und die Verantwortung der
Mitgliedstaaten für die Ausbildungsinhal-
te und die Gestaltung der Systeme bestä-
tigt.

Wichtig ist, dass deutlich wird, dass die
Mitgliedstaaten mit den Neuregelungen er-
reichen wollten, dass die Berufsbildungs-
politik gegenüber der bis zu diesem Zeit-
punkt verfolgten Linie im Kern unverän-
dert blieb und auch das empfindliche
Gleichgewicht zwischen den Interessen
der einzelnen Mitgliedstaaten und denen
der Gemeinschaft erhalten werden konn-
te. Die Neuregelungen hatte man einge-
führt, um die Möglichkeit eines europäi-
schen Eingriffs in die Berufsbildungs-
systeme der Mitgliedstaaten auszuräumen
und dabei die vielfältige praktische Zu-
sammenarbeit unverändert fortsetzen zu
können.

Die Berufsbildungspolitik
der Gemeinschaft:
Auf dem Weg zu lebens-
begleitendem Lernen

Ebenso wie bei ihrer Vorläuferin wurde
auch der Pol i t ikrahmen der neuen
Gemeinschaftspolitik auf dem Gebiet der
Berufsbildung durch nicht zwingende
Rechtsakte ausgebaut. Traditionsgemäß
verabschiedete der Rat im Juni 1993 eine
Entschließung13, in der die bedeutende
Rolle der Berufsbildung in den zentralen
Politikbereichen – Anpassung an den
Wandel, Unterstützung Jugendlicher, Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit und der
sozialen Ausgrenzung, Förderung der
Zusammenarbeit zwischen Bildungs- und
Berufsbildungsinstitutionen und Unter-
nehmen sowie Förderung der Mobilität –
erneut hervorgehoben wurde. Die Ent-
schließung verwies jedoch ebenso auf die

Für eine Gemeinschaft ist
es wichtig, „(…) dass deut-
lich wird, dass die Mitglied-
staaten mit den Neuregelun-
gen [der gemeinsamen Po-
litik der Berufsausbildung
im Vertrag von Maastricht
1992] erreichen wollten,
dass die Berufsbildungs-
politik gegenüber der bis zu
diesem Zeitpunkt verfolgten
Linie im Kern unverändert
blieb und auch das emp-
findliche Gleichgewicht
zwischen den Interessen
der einzelnen Mitglied-
staaten und denen der Ge-
meinschaft erhalten werden
konnte. Die Neuregelungen
hatte man eingeführt, um
die Möglichkeit eines euro-
päischen Eingriffs in die
Berufsbildungssysteme der
Mitgliedstaaten auszuräu-
men und dabei die vielfälti-
ge praktische Zusammen-
arbeit unverändert fortset-
zen zu können.“
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Tabelle 2

Eine Strategie für das lebensbegleitende Lernen

In den Schlussfolgerungen des Rates zu einer Strategie für das lebensbegleitende
Lernen von 1996 wurden folgende Entwicklungsbereiche für die künftige Arbeit
aufgeführt:

(a) Herausforderungen an das Schulwesen;
(b) wirtschaftliche und gesellschaftspolitische Überlegungen;
(c) allgemeine und berufliche Fort- und Weiterbildung;
(d) Übergänge und Verbindungen zwischen allgemeiner Bildung und Berufsaus-

bildung;
(e) Zugang zur Bildung, Bescheinigung und Anrechnung von Kompetenzen;
(f) Lehrer, Ausbilder sowie in der Erwachsenenbildung tätige Lehrkräfte.

b) eine vergleichsweise große Anzahl Ju-
gendlicher, die die Schule ohne Grund-
ausbildung verlassen (was wiederum der
sozialen Ausgrenzung Vorschub leistete);

c) ein unzureichender Ausbau der Weiter-
bildungsstrukturen und des Zugangs zur
Weiterbildung;

d) die Nichtexistenz eines echten europäi-
schen Qualifikationsmarktes für Kompe-
tenzen und Qualifikationen sowie

e) mangelnde Angebote im Bereich des
offenen Unterrichts und der Fernlehre.

Das Weißbuch ging diese Schwachpunk-
te an, indem es eine Reihe von Vorschlä-
gen unterbreitete, die im Wesentlichen auf
die Entwicklung des lebensbegleitenden
Lernens und eine weitere Systematisierung
der Weiterbildung abhoben, und schlug
ein Europäisches Jahr des lebens-
begleitenden Lernens vor, das 1996 statt-
fand15.

Als nächster Schritt zur Entwicklung des
Politikrahmens erschien 1995 ein Weiß-
buch der Europäischen Kommission zur
allgemeinen und beruflichen Bildung mit
dem Titel „Lehren und Lernen: Auf dem
Weg zur kognitiven Gesellschaft“16. Es
empfahl, die Vermittlung eines breiter an-
gelegten Basiswissens sowie die Verbes-
serung der Beschäftigungsfähigkeit zum
Schwerpunkt der Bildungs- und Berufs-
bildungspolitik zu machen. Mit den Vor-
schlägen des Weißbuchs wurde die Un-
tersuchung der Systeme und die Prüfung
von Möglichkeiten zu deren Verbesserung
weiter vorangebracht.

In Anerkennung der Bedeutung von Qua-
lifikationen für die erfolgreiche Arbeits-
suche befürwortete das Weißbuch die
Förderung des lebensbegleitenden Ler-
nens durch flexiblere Ansätze, welche die
offizielle Anerkennung von Kenntnissen
und Kompetenzen ermöglichen, die nicht
im Rahmen der herkömmlichen Bildungs-
und Berufsbildungssysteme, sondern auf
anderem Wege erworben wurden. Dar-
über hinaus sprach es sich für den Vor-
schlag aus, im Rahmen der Lehrlingsaus-
bildung einen Auslandsaufenthalt vorzu-
sehen, der Ausbildungszwecken bzw. dem
Erwerb von Berufserfahrung dienen soll
und dem einzelnen die Möglichkeit bie-
tet, zahlreiche Schlüsselkompetenzen zu

Notwendigkeit zur Stärkung der Verbin-
dungen zwischen dem allgemeinen und
dem beruflichen Bildungssystem – im
Hinblick auf eine möglichst breit ange-
legte berufliche Erstausbildung für Ju-
gendliche – und zur engeren Verknüpfung
von Erstausbildung und Weiterbildung.
Diese Fragen sollten zu Grundelementen
der allmählich heranwachsenden Politik
des lebensbegleitenden Lernens werden.

Die Europäische Kommission leistete ei-
nen Beitrag zum Politikrahmen der Ge-
meinschaft auf dem Gebiet der Berufsbil-
dung und zur Entwicklung des lebens-
begleitenden Lernens durch die Veröffent-
lichung des Weißbuchs „Wachstum, Wett-
bewerbsfähigkeit, Beschäftigung – Her-
ausforderungen der Gegenwart und Wege
ins 21. Jahrhundert“ im Jahre 199314.

Das Weißbuch skizzierte eine Strategie,
mit der ein beschäftigungsintensiveres
Wachstum in der EU erreicht werden sollte
und in deren Rahmen der Berufsbildung
eine doppelte Funktion zukam: Sie sollte
zum einen zur Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit und zum anderen zur Stärkung
der Wettbewerbsfähigkeit beitragen. Um
jedoch diese Doppelfunktion zu erfüllen,
mussten die Bildungs- und Berufs-
bildungssysteme der neuen Bedarfslage
angepasst werden. Eine Reihe von zen-
tralen Schwachpunkten der Systeme wur-
den herausgearbeitet, insbesondere:

a) ein Mangel an wissenschaftlich-techni-
schen Qualifikationen;

Das 1993 erschienene Weiß-
buch der Europäischen
Kommission „ ‚Wachstum,
Wettbewerbsfähigkeit, Be-
schäftigung – Herausforde-
rungen der Gegenwart und
Wege ins 21. Jahrhundert‘
(…)[unterbreitete] eine Rei-
he von Vorschlägen (...), die
im Wesentlichen auf die
Entwicklung des lebens-
begleitenden Lernens und
eine weitere Systematisie-
rung der Weiterbildung ab-
hoben, und schlug ein Euro-
päisches Jahr des lebens-
begleitenden Lernens vor,
das 1996 stattfand.“
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erwerben, welche zur Verbesserung der
Beschäftigungsfähigkeit benötigt werden.
Zur Bekämpfung der sozialen Ausgren-
zung schlug es die Errichtung von Bil-
dungsstätten vor, die jungen Bildungsab-
brechern ohne Qualifikationen Möglich-
keiten zur Qualifizierung im zweiten An-
lauf bieten. Zwar stieß dieser Vorschlag
auf einige Kritik, aber auch er wiederum
befasste sich mit möglichen Verfahren zur
Verbesserung der Anpassungsfähigkeit der
Systeme. Schließlich regte das Weißbuch
an, zu untersuchen, inwieweit die Politik
in anderen Bereichen und insbesondere
das Steuerrecht möglicherweise Hemmnis-
se oder Anreize für Investitionen auf dem
Gebiet der Berufsbildung bieten.

Die durch die beiden Weißbücher der
Europäischen Kommission und im Euro-
päischen Jahr geförderte Konzentration
der Aufmerksamkeit auf das lebens-
begleitende Lernen wurde durch den Rat
noch weiter intensiviert, der zum Ab-
schluss des Europäischen Jahres eine Stra-
tegie für diesen Bereich skizzierte. In der
Schlussfolgerung des Rates wurde festge-
stellt, dass das lebensbegleitende Lernen
– das der Rat als ein evolutives Konzept
betrachtete – ein entscheidendes Instru-
ment zur Bewältigung der Herausforde-
rungen darstellt, die sich durch den ge-
sellschaftlichen, wirtschaftlichen und tech-
nologischen Wandel ergeben, und dies
wiederum Implikationen für die Einstel-
lungen zur allgemeinen und beruflichen
Bildung und ihre Gestaltung hat. Der Rat
führte eine Reihe von Grundsätzen an, auf
denen eine Strategie für das lebens-
begleitende Lernen fußen sollte, und zeig-
te bestimmte Entwicklungsbereiche für die
weitere Arbeit auf (vgl. Tabelle 2). Er er-
suchte die Mitgliedstaaten, die jeweils den
Ratsvorsitz übernahmen, sich mit diesen
Entwicklungsbereichen nach eigenem Er-
messen eingehender auseinander zu set-
zen und dem Rat gegebenenfalls weitere
Entwürfe für Schlussfolgerungen zu un-
terbreiten.

Ein wesentlicher Aspekt der Debatte zur
Frage des lebensbegleitenden Lernens war
ihre Ausrichtung: Im Zentrum der Diskus-
sion stand die Notwendigkeit einer An-
passung der bestehenden Bildungs- und
Berufsbildungssysteme. Im Rahmen frü-
herer Debatten und der früheren Zusam-
menarbeit auf europäischer Ebene hatte
man sich fast ausschließlich auf den Bei-

trag konzentriert, den die Berufsbildung
zur erfolgreichen Durchführung anderer
Politiken – Anpassung an den Wandel,
Verbesserung der Beschäftigungsaus-
sichten, insbesondere für bestimmte Grup-
pen, Chancengleichheit und Freizügigkeit
der Arbeitnehmer – leistet. Die Debatte
zur Frage des lebensbegleitenden Lernens
bot Anlass zur Begutachtung der Systeme
und des eigentlichen Lernprozesses. Zu
den Entwicklungsbereichen zählen die
Strukturen der Systeme, die verschiede-
nen beteiligten Interessengruppen sowie
die Frage, wie eine Zusammenarbeit zwi-
schen diesen gefördert werden kann und
inwieweit sich die gegenwärtigen Verän-
derungen auf die Systeme selbst auswir-
ken. Sie berühren zudem Fragen der Lern-
theorie, beispielsweise Fragen, die die
unterschiedlichen Lernansätze und die
Verbindung von formalen und nicht for-
malen Lernprozessen betreffen.

Dies soll jedoch nicht bedeuten, dass der
Lernprozess als solcher unberücksichtigt
geblieben wäre. Schon seit langem wur-
de eine Zusammenarbeit bei der Entwick-
lung von Unterrichts- und Lehrmaterialien
gefördert. Die Debatte zur Frage des
lebensbegleitenden Lernens jedoch rück-
te Themen in Verbindung mit dem
Lernprozess und die Systeme zur Wissens-
vermittlung ins Zentrum der Betrachtung.
Zudem konzentrierte sie sich auf Fragen,
welche die Berufsbildungspolitik an sich
betreffen und nicht deren Funktion in an-
deren Politikbereichen.

Die Durchführung
der Berufsbildungspolitik
der Gemeinschaft:
Die Leonardo-da-Vinci-
Programme

Zwar wurde der Rahmen für die Berufs-
bildungspolitik der Gemeinschaft auch
weiterhin durch nicht zwingende Rechts-
akte vorgegeben, die Maßnahmen zur
Durchführung und Finanzierung dieser
Politik mussten jedoch nach wie vor mit-
tels rechtsverbindlicher Rechtsakte be-
schlossen werden. Die Aktionsprogram-
me hatten begrenzte Laufzeiten, und als
sie abgeschlossen waren, beschloss man,
sie zu rationalisieren und durch ein ein-
heitliches Programm zu ersetzen: Das

„Ein wesentlicher Aspekt
der Debatte zur Frage des
lebensbegleitenden Lernens
war ihre Ausrichtung: Im
Zentrum der Diskussion
stand die Notwendigkeit ei-
ner Anpassung der beste-
henden Bildungs- und Be-
rufsbildungssysteme. [Sie]
bot Anlass zur Begutach-
tung der Systeme und des
eigentlichen Lernprozesses.
Zu den Entwicklungsberei-
chen zählen die Strukturen
der Systeme, die verschie-
denen beteiligten Interes-
sengruppen sowie die Fra-
ge, wie eine Zusammenar-
beit zwischen diesen geför-
dert werden kann und in-
wieweit sich die gegenwär-
tigen Veränderungen auf
die Systeme selbst auswir-
ken.“

„Die Debatte zur Frage des
lebensbegleitenden Lernens
(...) rückte Themen in Ver-
bindung mit dem Lernpro-
zess und die Systeme zur
Wissensvermittlung ins Zen-
trum der Betrachtung. Zu-
dem konzentrierte sie sich
auf Fragen, welche die
Berufsbildungspolitik an
sich betreffen und nicht de-
ren Funktion in anderen Po-
litikbereichen.“
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Leonardo-da-Vinci-Programm wurde am
1. Januar 1995 eingeführt17.

Das Leonardo-da-Vinci-Programm

Das neue Programm sollte auf den Stär-
ken der vorangegangenen Programme
aufbauen, dabei aber auch das wachsen-
de Interesse für die Förderung des lebens-
begleitenden Lernens berücksichtigen. Mit
der Zusammenführung der Maßnahmen
in einem einheitlichen Programm sollte
ein Beitrag zur Aufhebung der Grenzen
zwischen beruflicher Erstausbildung und
beruflicher Weiterbildung sowie zwischen
der allgemeinen und beruflichen Bildung
geleistet werden, Grenzen, die durch ge-
sonderte Programme für die einzelnen
Bereiche noch zementiert würden. Das
Leonardo-da-Vinci-Programm, das später
kontroverse Diskussionen auslöste, war
jedoch von Beginn an durch die sehr kom-
plizierte Struktur beeinträchtigt, die aus
den Verhandlungen hervorgegangen war:
Das Programm wies 19 Zielsetzungen auf,
war in vier Teilbereiche untergliedert und
sah 22 Maßnahmen vor. Diese Komplexi-
tät ging auf Kosten der Fähigkeit zur Rea-
lisierung des übergeordneten Programm-
ziels.

Trotz der beabsichtigten Rationalisierung
der Maßnahmen und Förderung des
lebensbegleitenden Lernens wurde die
Trennung von beruflicher Erstausbildung
und beruflicher Weiterbildung, die aufge-
hoben werden sollte, faktisch dadurch
aufrechterhalten, dass für diese Bereiche
jeweils gesonderte Maßnahmen vorgese-
hen waren. Die Mittelzuweisungen für be-
stimmte Maßnahmen war mit strikten Vor-
gaben verbunden und garantierte be-
stimmte Mindestausgaben für die unter-
schiedlichen Formen – berufliche Erstaus-
bildung, berufliche Weiterbildung, Zusam-
menarbeit zwischen Hochschulen und Un-
ternehmen, Pilotprojekte und Vermittlun-
gen -, wobei man im wesentlichen der
Struktur vorangegangener Programme
folgte und nur geringe Spielräume vor-
sah. Zudem waren die Auswahlverfahren
für die einzelnen Maßnahmen unter-
schiedlich und in manchen Fällen lagen
die Entscheidungsbefugnisse bei den
Mitgliedstaaten, in anderen wiederum bei
der Europäischen Kommission, worin sich
die unterschiedlichen Antragsverfahren
der früheren Programme widerspiegelten.
Darüber hinaus zeichneten sich die Struk-

turen, auf die man sich zur Durchführung
des Programms stützte, durch ein hohes
Maß an Komplexität aus. Auf einzel-
staatlicher Ebene beispielsweise waren
rund 44 unterschiedliche „Einrichtungen“,
sogenannte „nationale Koordinierungs-
stellen“, für die technische Unterstützung
bei der Durchführung des Programms
zuständig.

Die umstrittene Frage einer ausgewoge-
nen Verteilung der Zuständigkeiten für die
berufliche Bildung zwischen der europäi-
schen Ebene und den Mitgliedstaaten, die
zu der Vertragsänderung von 1992 geführt
hatte, stand auch im Mittelpunkt der De-
batte über das Leonardo-da-Vinci-Pro-
gramm. Die Kommission schlug einen
gemeinsamen Rahmen von Zielsetzungen
vor, der als Bezugspunkt für die Entwick-
lung der einzelstaatlichen Berufsbildungs-
systeme und -politiken dienen sollte. Zwar
waren die Mitgliedstaaten bereit, auf eu-
ropäischer Ebene festgelegte und nicht
rechtsverbindliche politische Ziele zu ak-
zeptieren, sie waren jedoch nicht gewillt,
mittels rechtverbindlichem Rechtsakt ei-
nem übergeordneten Politikrahmen zuzu-
stimmen. Einige Mitgliedstaaten vertraten
die Auffassung, ein solcher Ansatz diene
der Harmonisierung, die durch den Maas-
trichter Vertrag ausgeschlossen war.
Schließlich kam man überein, dass ein ge-
meinsamer Zielrahmen nur für die Maß-
nahmen des Programms selbst Gültigkeit
haben sollte.

Der Unwille, von den im Rahmen der
vorangegangenen Programmen geschaf-
fenen Strukturen abzugehen, belegte, dass
die Mitgliedstaaten nicht bereit waren, die
Politik in einer Art und Weise voranzu-
treiben, die sich tatsächlich an der De-
batte über die Förderung des lebens-
begleitenden Lernens orientierte.

Die zweite Phase des Leonardo-da-Vin-
ci-Programms

Seit dem 1. Januar 2000 wird die Berufs-
bildungspolitik der Gemeinschaft im Rah-
men der zweiten Phase des Leonardo-da-
Vinci-Programms durchgeführt18. Auch
dieses Programm stellt den Versuch dar,
das europäische Vorgehen auf dem Ge-
biet der beruflichen Bildung zu rationali-
sieren. Die inhaltliche Ausrichtung des
ersten Leonardo-da-Vinci-Programms
wurde beibehalten: Das neue Programm

„Das Leonardo-da-Vinci-
Programm (...) war (...) von
Beginn an durch die sehr
komplizierte Struktur be-
einträchtigt, die aus den
Verhandlungen hervorge-
gangen war: Das Pro-
gramm wies 19 Zielsetzun-
gen auf, war in vier Teilbe-
reiche untergliedert und
sah 22 Maßnahmen vor.
(…)Trotz der beabsichtig-
ten Rationalisierung der
Maßnahmen und Förde-
rung des lebensbegleiten-
den Lernens wurde die
Trennung von beruflicher
Erstausbildung und beruf-
licher Weiterbildung, die
aufgehoben werden sollte,
faktisch dadurch aufrecht-
erhalten, dass für diese Be-
reiche jeweils gesonderte
Maßnahmen vorgesehen
waren.“

„Der Unwille, von den im
Rahmen der vorangegange-
nen Programmen geschaf-
fenen Strukturen abzuge-
hen, belegte, dass die
Mitgliedstaaten nicht bereit
waren, die Politik in einer
Art und Weise voranzu-
treiben, die sich tatsächlich
an der Debatte über die
Förderung des lebens-
begleitenden Lernens orien-
tierte.“
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fördert die Mobilität und Modellvorhaben
im Bereich innovativer Produkte, Dienst-
leistungen und Methoden ebenso wie den
Spracherwerb. Zudem verbessert es – wie
bereits sein Vorläufer – die Zusammenar-
beit in zentralen Politikbereichen: Ausbau
des lebensbegleitenden Lernens, Unter-
stützung Jugendlicher, Kampf gegen so-
ziale Ausgrenzung und Förderung der
Chancengleichheit.

Das Leonardo-da-Vinci-II-Programm ist
jedoch erheblich übersichtlicher aufgebaut
als sein Vorläufer: Neben drei Programm-
zielen sieht es fünf Maßnahmen vor, die
im Rahmen von Projekten kombiniert
werden können. Somit sollte das neue
Programm ein Maß an Flexibilität bieten,
das ausreicht, um von den beteiligten
Mitgliedstaaten in deren Sinne ausgelegt
werden zu können sowie um die einzel-
staatlichen Berufsbildungssysteme zu er-
gänzen. Zugleich sollte es aber auch prä-
zise genug ausgerichtet sein, so dass es
einen kohärenten Arbeitsrahmen bereit-
stellt, der es erlaubt, die Effekte des Pro-
gramms problemlos zu bewerten, zusam-
menzufassen und bekannt zu machen.

Im Gegensatz zu den vorangegangenen
Programmen findet sich jedoch in der Ein-
leitung zu dem Programmbeschluss – die
eine Begründung des Programms liefert
– kein Verweis auf den übergeordneten
Gemeinschaftsrahmen im Bereich der
Berufsbildungspolitik, der beispielsweise
durch Schlussfolgerungen und Entschlie-
ßungen des Rates oder durch Gemeinsa-
me Stellungnahmen der Sozialpartner de-
finiert wird. Bezug genommen wird aus-
schließlich auf eines der in dem Weiß-
buch „Lehren und Lernen“ angeführten
Ziele, das die Mobilität betrifft, sowie auf
das vorangegangene Leonardo-da-Vinci-
Programm.

Man kann folglich sagen, dass die zweite
Phase des Leonardo-da-Vinci-Programms
zwar einen Beitrag zur Realisierung eines
allgemeinen politischen Zieles leistet, sich
jedoch nicht in einen kohärenten Politik-
rahmen einfügt, der die auf bestimmte
Ziele ausgerichteten unterschiedlichen
Aktivitäten und Maßnahmen koordiniert.
Angesichts der Probleme, die im Zusam-
menhang mit dem ersten Leonardo-da-
Vinci-Programm auftraten, ist es verständ-
lich, dass die Europäischen Kommission
von dem Versuch absah, per rechtsver-

bindlichem Beschluss einen übergeordne-
ten Politikrahmen einzuführen. Durch die
fehlende Bezugnahme auf einen überge-
ordneten Politikrahmen entsteht jedoch
der Eindruck, dass das Leonardo-da-Vin-
ci-II-Programm nicht so sehr ein Instru-
ment zur Durchführung einer Politik dar-
stellt, sondern faktisch selbst Politik ge-
worden ist. Darüber hinaus wirkt sich dies
für die wichtige und konstruktive Rolle
Europas als Bezugsrahmen für die Gestal-
tung der Berufsbildungspolitik in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten nachteilig aus.

Die Berufsbildung
und die europäische
Beschäftigungsstrategie

Flankiert wurde die Debatte zur Frage des
lebensbegleitenden Lernens durch die
anhaltende Bedeutung, die der Berufsbil-
dung als Instrument einer akt iven
Arbeitsmarktpolitik zur Verbesserung der
Beschäftigungsaussichten zukommt. Die
hohen Arbeitslosenquoten, die 1994 mit
über 11% einen Spitzenwert erreichten,
sowie die Konvergenz der makroökono-
mischen Maßnahmen zur Vorbereitung der
Währungsunion waren für die Mitglied-
staaten ein Ansporn zur Koordinierung
ihrer Ansätze im Bereich der Beschäfti-
gungspolitik. Dies führte schließlich zur
Ausarbeitung einer europäischen Be-
schäftigungsstrategie.

Fundament dieser Strategie sind die Be-
schlüsse, die im Dezember 1994 vom Eu-
ropäischen Rat in Essen gefasst wurden.
Auf der Grundlage des Weißbuchs
„Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Be-
schäftigung“ legte der Europäische Rat die
Berufsbildung als einen von fünf Berei-
chen fest, in denen Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit ergriffen
werden sollten. Zudem führte er ein Ver-
fahren zur jährlichen Berichterstattung
über die erreichten Fortschritte ein.

Dieser Prozess mündete in einem außer-
ordentlichen Gipfel des Europäischen Ra-
tes zur Frage der Beschäftigung, der im
November 1997 in Luxemburg abgehal-
ten wurde. Der Rat setzte die neuen Re-
gelungen zur Beschäftigung des – selbst
noch nicht gültigen – Vertrags von Am-
sterdam mit sofortiger Wirkung offiziell
in Kraft: Ziel war eine Koordinierung der

„Das Leonardo-da-Vinci-II-
Programm ist erheblich
übersichtlicher aufgebaut
als sein Vorläufer: (…) So-
mit sollte das neue Pro-
gramm ein Maß an Flexibi-
lität bieten, das ausreicht,
um von den beteiligten Mit-
gliedstaaten in deren Sinne
ausgelegt werden zu kön-
nen sowie um die einzel-
staatlichen Berufsbildungs-
systeme zu ergänzen.“

„Durch die fehlende Bezug-
nahme auf einen überge-
ordneten Politikrahmen
entsteht (...) der Eindruck,
dass das Leonardo-da-Vin-
ci-II-Programm nicht so
sehr ein Instrument zur
Durchführung einer Politik
darstellt, sondern faktisch
selbst Politik geworden ist.
Darüber hinaus wirkt sich
dies für die wichtige und
konstruktive Rolle Europas
als Bezugsrahmen für die
Gestaltung der Berufsbil-
dungspolitik in den einzel-
nen Mitgliedstaaten nach-
teilig aus.“
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Beschäftigungspolitik in den Mitglied-
staaten ab 1998. Dies beinhaltete die Ein-
führung europaweit geltender beschäfti-
gungspolitischer Leitlinien, die auch ein
Verfahren zur Berichterstattung zwecks
Beobachtung der erreichten Fortschritte
vorsehen: Jeder Mitgliedstaat soll im
Jahresabstand einen Bericht – den natio-
nalen Aktionsplan (NAP) für Beschäfti-
gung – vorlegen, der die Entwicklungen
im Zusammenhang mit den Leitlinien auf-
zeigt. Dem Rat fällt die Aufgabe zu, die
Berichte zu prüfen und gegebenenfalls
Änderungen zu beschließen.

Die Berufsbildung stellt im Rahmen der
europäischen Beschäftigungsstrategie ein
entscheidendes arbeitsmarktpolitisches
Instrument dar: Wie schon in der Vergan-
genheit soll sie die Anpassung der Arbeits-
kräfte an den Wandel unterstützen, die
Beschäftigungsaussichten – insbesondere
von jungen Menschen und am Arbeits-
markt benachteiligen Gruppen – verbes-
sern und die Chancengleichheit von Män-
nern und Frauen fördern. Sie ist jedoch
als integraler Bestandteil eines umfassen-
den Maßnahmenpakets aufzufassen, wel-
ches berufliche Bildungsmaßnahmen mit
anderen Initiativen koppelt, beispielswei-
se mit Maßnahmen der Arbeitsämter, mit
Initiativen im Bereich der Steuer- und
Sozialleistungssysteme, mit Aktivitäten auf
lokaler und regionaler Ebene und mit
Maßnahmen der Sozialpartner.

Transparenz der beruf-
lichen Qualifikationen

Die Transparenz der Qualifikationen, d.h.
der Prozess, Qualifikationen besser nach-
vollziehbar und verständlicher zu ma-
chen, hat für die EU im Zusammenhang
mit der Förderung der Freizügigkeit der
Arbeitnehmer oberste Priorität. Im De-
zember 1992 erwog der Rat die Notwen-
digkeit für den einzelnen, seinen beruf-
lichen Werdegang und seine Ausbildung,
seine Befähigungsnachweise und Kom-
petenzen sowie seine Berufserfahrung
nachvollziehbar zur Geltung bringen zu
können19, und schlug vor, die einschlä-
gigen Informationen zweckmäßigerwei-
se einheitlich zu gestalten. Von Novem-
ber 1993 bis Dezember 1995 wurde ein
„individuelles Portfolio/Qualifikations-
buch“ erprobt, in das Informationen über

die Qualifikationen aufgenommen wur-
den, anhand derer Arbeitgeber in ande-
ren Mitgliedstaaten beurteilen konnten,
ob ein Bewerber für einen bestimmten
Arbeitsplatz qualifiziert war. Man gab den
„Portfolio“-Ansatz schließlich auf, weil
man ihn als zu kompliziert erachtete. Ein
wechselseitiger Informationsaustausch
zwischen den Mitgliedstaaten über die
Qualifikationen wurde jedoch gefördert.
Angesichts der Erfahrungen lag es nahe,
dass man sich in der Frage der Konver-
genz der Qualif ikationen für einen
„bottom up“-Ansatz entschied, der es den
unmittelbar Beteiligten insbesondere auf
sektoraler Ebene überließ, die Initiative
zu ergreifen.

1996 folgte eine weitere Entschließung zur
Transparenz20. Sie unterstrich die Notwen-
digkeit von Ausbildungs- und Befähi-
gungsnachweisen, welche die erworbe-
nen Kenntnisse und Kompetenzen in
nachvollziehbarer Form zum Ausdruck
bringen und somit auch für Arbeitgeber
und Arbeitnehmer anderswo in Europa
von größerem Nutzen sind. Dieses Prin-
zip liegt auch dem „Europass-Berufsbil-
dung“ zugrunde, der ab dem 1. Januar
200021 ausgestellt wird und seinem Inha-
ber einen in einem anderen Mitgliedstaat
absolvierten europäischen Berufsbil-
dungsabschnitt bescheinigt.

Die Mitgliedstaaten verfolgen unter-
schiedliche Ansätze, um in Übereinstim-
mung mit den Entschließungen von 1992
und 1996 Transparenz auf dem Gebiet
der beruflichen Qualifikationen zu errei-
chen. Die einschlägigen Bemühungen
reichen von der Schaffung transparenter
Strukturen auf einzelstaatlicher Ebene
und dem Abschluss zweiseitiger Verein-
barungen bis hin zur Einführung neuer
Initiativen, die sich ganz explizit an ei-
ner der Entschließungen orientieren. Je-
der Ansatz ist als ein Schritt auf dem Weg
zu mehr Transparenz zu betrachten. Bis-
lang wurden die zwei Entschließungen
allerdings nur partiell umgesetzt, und
insgesamt waren keine große Fortschrit-
te zu verzeichnen.

Die Europäische Kommission und das
Cedefop haben 1999 mit der Errichtung
des Europäischen Forums für die Trans-
parenz beruflicher Qualifikationen einen
Schritt unternommen, um den Prozess
wieder in Gang zu bringen. Das Forum,

„Die Berufsbildung stellt im
Rahmen der europäischen
Beschäftigungsstrategie
ein entscheidendes arbeits-
marktpolitisches Instru-
ment dar: Wie schon in der
Vergangenheit soll sie die
Anpassung der Arbeitskräf-
te an den Wandel unterstüt-
zen, die Beschäftigungs-
aussichten (...) verbessern
und die Chancengleichheit
von Männern und Frauen
fördern. Sie ist jedoch als
integraler Bestandteil eines
umfassenden Maßnahmen-
pakets aufzufassen, wel-
ches berufliche Bildungs-
maßnahmen mit anderen
Initiativen koppelt,  bei-
spielsweise mit Maßnah-
men der Arbeitsämter, mit
Initiativen im Bereich der
Steuer- und Sozialleistungs-
systeme, mit Aktivitäten auf
lokaler und regionaler Ebe-
ne und mit Maßnahmen der
Sozialpartner.“
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an dem Vertreter aller Mitgliedstaaten so-
wie der Sozialpartner beteiligt sind, hat
einen Aktionsplan für die Transparenz
auf dem Gebiet der beruflichen Qualifi-
kationen erarbeitet. Dieser stützt sich auf
die Empfehlungen der zwei Entschlie-
ßungen und berücksichtigt die Erkennt-
nisse, die sich aus dem Leonardo-da-Vin-
ci-Programm und verschiedenen einzel-
staatlichen Initiativen ergeben haben. Der
Aktionsplan schlägt eine Ergänzung zu
den Befähigungsnachweisen und die Er-
richtung eines Netzwerks von nationa-
len Informationszentren für berufliche
Qualifikationen vor. Das Forum wurde
errichtet, um das Vorgehen auf europäi-
scher Ebene zu koordinieren, ohne mit
dem Recht der Mitgliedstaaten zu kolli-
dieren, über den eigenen Ansatz selbst
zu entscheiden.

Bei den Entwicklungen im Bereich der
Transparenz zeigt sich eine Abkehr von
einem zentralisierten, auf rechtsverbind-
lichen Regelungen fußenden Ansatz und
Hinwendung zu einem nutzerbezogenen
Ansatz zur Förderung der Mobilität, der
zudem den einzelstaatlichen Besonderhei-
ten Rechnung trägt.

Trotz der Bemühungen zur Förderung der
Mobilität bestehen jedoch noch immer
Probleme für die Mobilität von Personen
in Berufsausbildung. Darauf weisen ein
Grünbuch der Europäischen Kommission
aus dem Jahre 199622 sowie der Bericht
einer hochrangigen Sachverständigen-
gruppe zu Fragen der Freizügigkeit hin
(Europäische Kommission 1998)23. Im
November 1997 erarbeitete die Kommis-
sion zur Unterstützung der Heranbildung
eines echten europäischen Arbeitsmark-
tes einen Aktionsplan zur Förderung der
Freizügigkeit der Arbeitnehmer und infor-
mierte in der Folge eingehend über die
Folgemaßnahmen zu den Empfehlungen
der Sachverständigengruppe. Mit diesem
Aktionsplan wird sich der Rat im Jahre
2000 befassen.

Der Vertrag
von Amsterdam und
Schlussbemerkung

Der Vertrag von Maastricht wurde über-
arbeitet und durch den in Amsterdam un-
terzeichneten neuen Vertrag über die Eu-

ropäische Union ersetzt, der im Mai 1999
in Kraft trat. Der Text über die Berufs-
bildungspolitik der Gemeinschaft wurde
ohne Änderungen übernommen und in
Artikel 150 des Amsterdamer Vertrages
niedergelegt.

Dies lässt vermuten, dass die Debatte
über die Entwicklung der beruflichen
Bildung seit dem Vertrag von Maastricht
zunehmend von einem wachsenden In-
teresse für das lebensbegleitende Lernen
geprägt war. Es ist darauf hinzuweisen,
dass durch das Wesen dieser Diskussio-
nen neue Anforderungen an die grund-
legenden Strukturen der Berufsbildungs-
systeme gestellt wurden, die, so wurde
argumentiert, dem nachhaltigen Wandel
der Lernverfahren ebenfalls angepasst
werden müssten. Bei der Gestaltung und
Durchführung des Politikrahmens ver-
sucht man seither, diesen Entwicklungen
Rechnung zu tragen.

Die verschiedenen Aktionsprogramme,
die sich auf unterschiedliche Aspekte der
Berufsbildungspolitik bezogen, wurden
zu einem einheitlichen Programm zusam-
mengefasst – dem Programm „Leonardo
da Vinci“. Dieser Rationalisierungspro-
zess wurde mit dem zweiten Leonardo-
da-Vinci-Programm fortgesetzt, das sich
gegenüber seinem Vorläufer durch einen
wesentlich einfacheren und übersicht-
licheren Aufbau auszeichnet. Doch ob-
wohl das neue Aktionsprogramm ganz
offensichtlich in einen politischen Zu-
sammenhang eingebettet ist, insbeson-
dere in den der europäischen Beschäfti-
gungsstrategie, finden sich darin keine
expliziten Verweise auf einen übergeord-
neten Politikrahmen.

Dies wirft die Frage auf, ob die funda-
mentale Rolle der Gemeinschaft als (wenn
auch nicht rechtsverbindlicher) Bezugs-
punkt für die Konzeption der Berufs-
bildungspolitik auf einzelstaatlicher Ebe-
ne in dieser entscheidenden Zeit, in der
das Konzept des lebensbegleitenden Ler-
nens in die Berufsbildungspolitik einge-
gliedert werden soll, in ausreichendem
Maße anerkannt und dem politischen
Handeln zugrunde gelegt wird. Ganz an-
ders verhält es sich auf dem Gebiet der
Beschäftigungspolitik, für das die Gemein-
schaft eine Reihe klarer politischer Leitli-
nien aufgestellt hat, in denen der Berufs-
bildung im Maßnahmenpaket zur Förde-

„(…) die Debatte über die
Entwicklung der berufli-
chen Bildung seit dem Ver-
trag von Maastricht [war]
zunehmend von einem
wachsenden Interesse für
das lebensbegleitende Ler-
nen geprägt (…) [Es stellt
sich] die Frage (...) ob die
fundamentale Rolle der Ge-
meinschaft als (...) Bezugs-
punkt für die Konzeption
der Berufsbildungspolitik
auf einzelstaatlicher Ebene
in dieser entscheidenden
Zeit, in der das Konzept des
lebensbegleitenden Lernens
in die Berufsbildungspoli-
tik eingegliedert werden
soll ,  in ausreichendem
Maße anerkannt und dem
politischen Handeln zu-
grunde gelegt wird. Ganz
anders verhält es sich auf
dem Gebiet der Beschäfti-
gungspolitik, für das die
Gemeinschaft eine Reihe
klarer politischer Leitlinien
aufgestellt hat, in denen der
Berufsbildung im Maßnah-
menpaket zur Förderung
des Beschäftigungswachs-
tums eine wesentliche Rol-
le zugewiesen wird.“
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rung des Beschäftigungswachstums eine
wesentliche Rolle zugewiesen wird.

Es ließe sich sicherlich der Standpunkt
vertreten, dass der für die Beschäftigungs-
strategie geschaffene Rahmen als Bezugs-
punkt für die Entwicklung der Berufsbil-
dung ausreiche. Hier ist es jedoch ange-
bracht, zwischen dem beschäftigungs-
politischen Rahmen, zu dem die Berufs-
bildung lediglich einen Beitrag leistet, und
einem eigenständigen Politikrahmen zur
Förderung der Berufsbildungssysteme an
sich zu unterscheiden. Ein solcher Politik-
rahmen ist wichtig, um sicherstellen zu
können, dass die neuen Lernverfahren

und flexiblen Strukturen, die die Voraus-
setzung für das lebensbegleitende Lernen
bilden, in die Systeme aufgenommen
werden.

Alle Mitgliedstaaten haben zudem ein
gemeinsames Interesse am Erfolg der
Berufsbildungssysteme in anderen Teilen
der EU, da diese den wirtschaftlichen
Wohlstand der gesamten Union maßgeb-
lich mitbestimmen. Die wichtige Funkti-
on, die die Gemeinschaft als Bezugspunkt
in der zentralen Frage der Weiterentwick-
lung der Berufsbildungssysteme an sich
ausüben kann, sollte dabei nicht außer
acht gelassen werden.
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Einleitung

Die Mobilität von Studierenden in Euro-
pa hat sich in der Europäischen Union
(EU) zu einer Frage von zunehmender
Bedeutung entwickelt. So gilt nicht nur
die Möglichkeit, Sprachen im Ausland zu
lernen, als effiziente Methode, um rasche
Erfolge zu erzielen, sondern die Studie-
renden verbessern dadurch auch ihre Aus-
sichten in Studium und Beruf und erwei-
tern ihren persönlichen Horizont.

Die Einführung von ERASMUS im Jahre
1987, die Einbeziehung des Programms
in SOKRATES im Jahre 1995 und seine
Erweiterung sowie die Einführung des
Europäischen Systems zur Anrechnung
von Studienleistungen (ECTS) im Jahre
1988 (und seine Erweiterung 1996) führ-
ten zu einer beträchtlichen Zunahme kur-
zer und mittellanger Studienaufenthalte in
anderen EU-Mitgliedstaaten, die einen
Zeitraum von bis zu 12 Monaten umfas-
sen können. Das Programm unterstützt ein
freiwilliges Netz für den Studentenaus-
tausch auf Universitätsebene und gewährt
finanzielle Hilfen für zusätzliche Kosten,
die Studierenden durch einen Auslands-
aufenthalt entstehen. Leider musste aus
finanziellen Gründen die Zahl der Stipen-
dien reduziert werden, und die Gesamt-
nachfrage von teilnahmewilligen Studie-
renden übersteigt den Umfang der ver-
fügbaren Stipendien bei weitem, wobei
gegenwärtig rund 100 000 Studierende
jährlich mit Hilfe von ERASMUS einen
Auslandsaufenthalt absolvieren1.

Andererseits belegen Statistiken der OECD
und der UN sehr deutlich, dass die Mehr-
zahl der europäischen Studenten, die in
anderen Mitgliedstaaten studieren (auch

Der Europäische
Gerichtshof als
Förderer der Mobilität
von Studierenden

„free movers“ genannt), zum ersten aka-
demischen Grad führende Studiengänge
oder Postgraduiertenstudiengänge absol-
vieren, welche nicht in ein einzel-
staatliches oder europäisches Austausch-
programm einbezogen sind.

Ebenso in Zunahme begriffen sind Studi-
engänge (obwohl immer noch sehr ge-
ring an der Zahl), die von Hochschulen
in einigen Ländern angeboten werden und
durch die ein Studierender nach vier Stu-
dienjahren Hochschulabschlüsse aus bis
zu vier verschiedenen Ländern, in denen
das ECTS angewendet wird, erwerben
kann. Die ersten beiden Semester des Stu-
diums werden an der Herkunftsuniversität
absolviert, die dann auch das Abschluss-
diplom verleiht.

Diese Studierenden bewegen sich, was
ihren rechtlichen Status im Gastland und
die finanzielle Unterstützung, die sie er-
warten können, angeht, in einer Grau-
zone. Studierende, die ihr Studium ganz
oder teilweise in anderen Mitgliedstaaten
absolvieren, sehen sich mit zahlreichen
Hindernissen konfrontiert, die einen Aus-
landsaufenthalt erschweren oder Studie-
rende sogar ganz davon abhalten können.

Die Europäische Kommission verdeutlich-
te einige dieser Probleme 1996 in ihrem
Grünbuch über die Hindernisse für die
grenzüberschreitende Mobili tät und
schlug vor, dass der Ministerrat auf die
Einführung von Maßnahmen zur Erleich-
terung der Mobilität von Studierenden
dringen solle.

Unberücksichtigt blieb dabei jedoch, dass
die Mobilität von Studierenden, und ins-
besondere die der „free movers“, eine lan-
ge Geschichte hat. Da von den sechziger

Es gilt so bald wie mög-
lich eine umfassende eu-
ropäische Bildungspoli-
tik hinsichtlich des Aus-
tauschs von Studieren-
den während ihres Studi-
ums sowie der Rechte
von Studenten durchzu-
führen, die ein vollstän-
diges Studium im Aus-
land absolvieren. An-
dernfalls könnten ande-
re diesen Bereich betref-
fende Rechtsvorschriften
zur Begründung von Kla-
gen vor dem EuGH her-
angezogen werden, die
entweder nicht beabsich-
tigt sind oder nicht im öf-
fentlichen Interesse lie-
gen. Dieses Problem ist
nur zu lösen, wenn Mini-
sterrat und Kommission
erkennen, dass es zu lan-
ge vernachlässigt wurde
und sofortiger Aufmerk-
samkeit bedarf.

1) Beschluss 576/98/EG (7)

2) Ausgeschlossen sind Kinder von
ausländischen Arbeitnehmern, die in
ihrem Gastland ein Studium aufneh-
men möchten.
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bis in die neunziger Jahre von Seiten des
Ministerrats keine Unterstützung für die
Regelung der Pflichten und Rechte von
„free movers“ ausging, blieb es letztlich
dem Europäischen Gerichtshof (EuGH)
überlassen, deren rechtliche Stellung zu
definieren.

Die rechtliche Stellung
der Studierenden

Bis in die achtziger Jahre wurde die recht-
liche Stellung von Vollzeitstudenten2 aus
der Europäischen Union, die in anderen
Mitgliedstaaten zu studieren wünschten,
ausschließlich durch die nationale Gesetz-
gebung im Gastland geregelt. Solche EU-
Studenten konnten zur Zahlung von (hö-
heren) Studiengebühren verpflichtet wer-
den und hatten keinen generellen Zugang
zu staatlichen Stipendien zur Sicherung
ihres Lebensunterhalts. Zudem verfügten
EU-Studenten nicht über ein auf europäi-
scher Ebene geregeltes Aufenthaltsrecht
und genossen daher nur die beschränk-
ten Rechte, die das einzelstaatliche Recht
Ausländern aus Nicht-EU-Ländern zuge-
stand3.

In einer Grundsatzentscheidung von 19854

und in anschließenden Urteilen entschied
der EuGH, dass der Zugang zu einer
Hochschule durch das europäische
Vertragsrecht geregelt werde und jede
durch die Staatsangehörigkeit begründe-
te Benachteiligung dem europäischen
Recht zuwiderlaufe. Aufgrund dessen
kann von EU-Studenten lediglich die Zah-
lung der gleichen (falls überhaupt) Studi-
engebühren verlangt werden, wie sie auch
inländische Studenten zu entrichten ha-
ben. Um das Recht auf staatliche Unter-
haltsstipendien im Gastland ging es 1988
in der Rechtssache Sylvie Lair5, wo argu-
mentiert wurde, dass solche Leistungen
eine Bedingung für den Zugang zur Hoch-
schulbildung darstellten. Der EuGH kam
nichtsdestoweniger zu dem Schluss, dass
staatliche Unterhaltsstipendien in keinem
ausreichend engen Zusammenhang zur
Hochschulbildung stünden (eher zur So-
zialpolitik) und EU-Studenten daher kei-
ne ergänzenden Ansprüche auf solche
Stipendien aus dem europäischen Recht
ableiten könnten. Lediglich ausländische
Arbeitnehmer könnten solche Leistungen
im Falle unfreiwilliger Arbeitslosigkeit be-
anspruchen.

Über das automatische Aufenthaltsrecht
von EU-Studenten wurde in mehreren
Rechtssachen6 beraten, wei l  e inige
Mitgliedstaaten versuchten, dieses Recht
als Vorwand zu benutzen, um von EU-
Studenten zusätzliche Studiengebühren zu
verlangen. Der EuGH kam zu dem
Schluss, dass der Zugang zur Hochschul-
bildung in der EU ein durch das europäi-
sche Vertragsrecht garantiertes Grundrecht
darstelle, welches den gleichen Prinzipi-
en unterliege wie die Rechte ‚ausländi-
scher Arbeitnehmer‘7. Eine Aufenthaltser-
laubnis für einen EU-Studenten ist ledig-
lich ein schriftlicher Ausdruck seiner Rech-
te, und es kann den Mitgliedstaaten nicht
überlassen bleiben, den Status eines EU-
Studenten selbst zu definieren.

Die Finanzierung
von Studierenden

Das Problem der Finanzierung von „free
movers“ ist bisher noch nicht gelöst. Die
finanzielle Unterstützung von Studieren-
den in den Einzelstaaten ist nicht auf eu-
ropäischer Ebene geregelt, und die Fra-
ge, inwieweit staatliche Stipendien Stu-
dierenden aus anderen EU-Ländern zu-
gänglich sind, ist sehr kompliziert. Die
Europäische Kommission schlug in ihrem
Grünbuch vor, dass die im Heimatland ei-
nes Studierenden verfügbaren staatlichen
Unterhaltsstipendien auf komplette Stu-
diengänge in anderen Mitgliedstaaten
übertragbar sein sollten. Dadurch würden
Widersprüche beispielsweise von der Art
vermieden, dass ein Studierender aus
Deutschland ein vollständiges, zum ersten
akademischen Grad führendes Studium im
Vereinigten Königreich absolviert und
keinerlei staatliche Unterstützung erhält,
obwohl es sowohl in Deutschland als auch
im Vereinigten Königreich staatliche
Unterhaltsstipendien und Darlehen für
inländische Studierende gibt.

Anstatt dass durch den Ministerrat und die
Europäische Kommission ein Gesetzes-
rahmen für die finanzielle Unterstützung
von Studierenden in Europa geschaffen
wird, bleibt es dem EuGH überlassen,
Gesetzeslücken auszulegen und die recht-
liche Stellung von EU-Studenten im Ein-
zelfall zu definieren. Doch könnten sol-
che Entscheidungen des EuGH uner-
wünschte Auswirkungen haben, da ihnen

3) Interessant ist in diesem Zusam-
menhang das Kräfteverhältnis zwi-
schen den Rechten der Studenten und
den einzelstaatlichen Regierungen.
Nachdem Françoise Gravier sich ge-
weigert hatte, als EU-Studentin höhe-
re Studiengebühren zu entrichten,
weil sie überzeugt war, dass dies eu-
ropäischem Recht zuwiderliefe, ver-
weigerte ihr die belgische Universität
die Einschreibung als Studentin. Als
Folge verlor sie ihre Aufenthaltser-
laubnis, woraufhin ihre Eltern ihr auf-
grund der französischen Bestimmun-
gen zur Kapitalverkehrskontrolle (es
dürfen keine Geldüberweisungen an
Personen ohne Aufenthaltserlaubnis
getätigt werden) kein Geld mehr auf
ihr Konto überweisen konnten. Die-
se Spirale wurde erst durch das Ein-
schreiten eines belgischen Gerichts
unterbrochen, das verfügte, dass die
Universität der Studentin bis zur Lö-
sung des Falles die vorläufige Ein-
schreibung zu gewähren habe.

4) Françoise Gravier – Rechtssache
293/83

5) Sylvie Lair – Rechtssache 39/86

6) G.B.C. Echternach und A. Moritz –
Zusammengefasste Fälle 389+390/87
V.J.M. Raulin - Rechtssache 357/89

7) Slg. Royer - Rechtssache 48/75

„Anstatt dass durch den Mi-
nisterrat und die Europäi-
sche Kommission ein
Gesetzesrahmen für die fi-
nanzielle Unterstützung
von Studierenden in Europa
geschaffen würde, bleibt es
dem EuGH überlassen, Ge-
setzeslücken auszulegen
und die rechtliche Stellung
von EU-Studenten im Einzel-
fall zu definieren. Doch
könnten solche Entschei-
dungen des EuGH uner-
wünschte Auswirkungen
haben, da ihnen aus offen-
sichtlichen Gründen kein
politischer Gestaltungs-
wille zugrunde liegt. Folg-
lich könnten die Ergebnisse
zu weiteren Dilemmas oder
rechtlichen Problemen füh-
ren (...)
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aus offensichtlichen Gründen kein politi-
scher Gestaltungswille zugrunde liegt.
Folglich könnten die Ergebnisse zu wei-
teren Dilemmas oder rechtlichen Proble-
men führen, wie sie im folgenden Bei-
spiel dargelegt werden:

Das Argument des EuGH, dass lediglich
ausländische Arbeitnehmer Anspruch auf
staatliche Unterhaltsstipendien bei einer
Hochschulausbildung erheben können,
kann zu einem merkwürdigen Paradox
führen. Die Entscheidung in der Rechts-
sache D.M. Levin8 kann als Begründung
dafür angeführt werden, dass EU-Studen-
ten, die im Gastland neben ihrem Studi-
um einer Teilzeitbeschäftigung nachge-
hen, berechtigt sein könnten, im Gast-
land Anspruch auf staatliche Unterhalts-
stipendien zu erheben. Man könnte auch
durchaus anführen, dass EU-Studenten
ein gewisses Zusatzeinkommen aus ei-
ner Erwerbstätigkeit benötigen, weil sie
weder im Gastland noch in ihrem Hei-
matland Anspruch auf staatliche Leistun-
gen erheben können (mit Ausnahmen).
Wenn EU-Studenten eine Erwerbstätigkeit
aufnehmen, erhalten sie automatisch den
Status eines ‚ausländischen Arbeitneh-
mers‘ mit all seinen potentiellen Ansprü-
chen auf Sozialleistungen im Gastland,
wie sie in der Rechtssache ‚Sylvie Lair‘
definiert werden. Zudem können EU-Stu-
denten ihren Status als ‚ausländische Ar-
beitnehmer‘ nicht aufgrund ihres Studi-
ums verlieren, da sie ihre Erwerbstätig-
keit während ihres Hochschulbesuchs
fortsetzen.

In der Rechtssache D.M. Levin stellte der
EuGH fest, dass eine Teilzeitbeschäf-
tigung für einen großen Personenkreis
eine echte Einkommensquelle darstellt,
auch wenn das tatsächliche Einkommen
unter dem Existenzminimum des jewei-
ligen Landes liegt. Der EuGH folgerte,
dass auch eine Teilzeitbeschäftigung mit
einem Einkommen, das das Existenzmi-
nimum des jeweiligen Landes unter-
schreitet, für den Status ‚ausländischer
Arbeitnehmer‘ qualifiziert, sofern dieses
Einkommen nicht so niedrig ist, das es
als wirklich geringfügiges Nebeneinkom-
men angesehen wird.

Außerdem wird festgestellt, dass die Grün-
de für die Einreise in das Gastland uner-
heblich sind, sofern ein echtes Beschäfti-
gungsverhältnis besteht.

Studierende und
Erwerbstätige

Laut der nationalen Gesetzgebung in vie-
len Mitgliedstaaten ist der Status eines
‚Erwerbstätigen‘ mit dem eines ‚Studieren-
den‘ unvereinbar, um zu verhindern, dass
Studierende Anspruch auf Arbeitslosen-
geld, Wohngeld oder andere soziale Lei-
stungen erheben. Andererseits wird aber
das Einkommen, das Studierende aus ei-
ner Erwerbstätigkeit erzielen, angerech-
net und die jeweiligen staatlichen Unter-
haltsstipendien entsprechend reduziert.
Der EuGH folgerte, dass der Status eines
‚ausländischen Arbeitnehmers‘ durch eu-
ropäisches und nicht durch einzel-
staatliches Recht definiert wird, um eine
jeweils einzelstaatliche Auslegung des Sta-
tus zu verhindern.

Aus diesem Grund kann ein EU-Student
im Gastland durch eine teilzeitliche Be-
rufstätigkeit, durch die er den Status ei-
nes ‚ausländischen Arbeitnehmers‘ er-
wirbt, einen Anspruch auf ein staatliches
Unterhaltsstipendium erwerben.

Es sei daran erinnert, dass in dem in der
Rechtssache ‚D.M. Levin‘ ergangenen Ur-
teil per definitionem die tatsächlichen
Gründe für die Einreise in das Gastland
und ein Einkommen unterhalb des dorti-
gen Existenzminimums den Status ‚aus-
ländischer Arbeitnehmer‘ und die damit
verbundenen Rechte nicht annullieren.

Wir stehen hier also vor dem Paradox,
dass ein EU-Student während seines Stu-
diums einer (Teilzeit)beschäftigung nach-
gehen muss, um den Status eines ‚aus-
ländischen Arbeitnehmers‘ zu erhalten
und damit das Recht, im Gastland An-
spruch auf ein staatliches Unterhalts-
stipendium zu erheben. Gleichzeitig ist es
äußerst wahrscheinlich, dass dieses Unter-
haltsstipendium mit dem Erwerbsein-
kommen aufgerechnet und entsprechend
gesenkt wird, wie es bei Staatsangehöri-
gen des Gastlandes der Fall wäre. Die ein-
zige Möglichkeit für die Mitgliedstaaten,
die Erhebung solcher Ansprüche zu ver-
hindern, bestünde darin, sowohl inländi-
schen als auch EU-Studenten während des
Bezugs von Stipendien eine Erwerbstätig-
keit zu verbieten – eine unwahrscheinli-
che Situation, da die meisten staatlichen
Stipendien oder Darlehen in den Mitglied- 8) D.M. Levin – Rechtssache 53/81
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staaten kaum zur Deckung der Lebens-
haltungskosten reichen.

Erst kürzlich hat der Ministerrat andere
wichtige Fragen hinsichtlich des gesetz-
lich verankerten Aufenthaltsrechts von
Vollzeitstudenten in anderen Mitglied-
staaten und ihres Sozialschutzes geklärt,
vor allem im Hinblick auf eine vollstän-
dige medizinische Versorgung von Studie-
renden im Ausland anstatt lediglich einer
Notfallversorgung. Überdies erhielten EU-
Studenten durch die Verordnung EG 307/
1999 zusätzliche soziale Rechte, die zu-
vor auf ausländische Arbeitnehmer und
Selbständige beschränkt waren.

Dies aber schuf ein neues Problem hin-
sichtlich der gesetzlichen Rentenansprü-
che im Gastland. Einige Mitgliedstaaten
schließen die nach Abschluss der Pflicht-
schule absolvierten Ausbildungszeiten in
die für den Erwerb gesetzlicher Renten-
ansprüche notwendige Gesamtzeit mit ein
(in Deutschland beispielsweise bis zu 3
Jahre). Weder das verantwortliche deut-
sche Ministerium noch die Europäische
Kommission scheinen gegenwärtig in der
Lage, zu diesem Problem Stellung zu neh-
men oder es zu dementieren. Aller Wahr-
scheinlichkeit nach wird es einer juristi-
schen Auslegung bedürfen, um die Sach-
lage zu klären.

Eine europäische
Bildungspolitik

Es sollte nicht dem EuGH überlassen blei-
ben, mittels des Fallrechts eine europäi-
sche Bildungspolitik zu definieren, weil
seine Auslegung die Komplexität dieser
Frage nicht berücksichtigen wird. Ande-
rerseits sollte die akademische Freiheit der
Hochschulen nicht automatisch Fragen
wie finanzielle Beihilfen, administrative
Verfahrensweisen oder gar die akademi-
sche Anerkennung von Abschlüssen um-
fassen. Eine Abschottung der akademi-
schen Institutionen könnte in diesem Zu-
sammenhang den Zugang zu einer Hoch-
schulausbildung im Ausland nur noch
weiter erschweren. Um die Arbeitskräfte-
mobilität tatsächlich zu gewährleisten,
müssen Barrieren im Bildungsbereich ab-
gebaut und ein leicht zugängliches und
wirklich funktionsfähiges Hochschul-
bildungssystem in Europa ermöglicht

werden. Nationales Eigeninteresse, ähn-
lich dem Denken in der Wirtschaft, wird
lediglich zum Fortbestand überholter Sy-
steme beitragen und nicht den Bedürfnis-
sen der modernen Gesellschaft gerecht
werden.

In den achtziger Jahren stellte der EuGH
wiederholt fest, dass der Zugang zur
Hochschulbildung in den Bereich des
europäischen Vertragsrechts falle, die flan-
kierenden (Sozial)politiken jedoch nicht
seiner Gerichtsbarkeit unterstünden. Seit-
her jedoch hat sich das europäische
Vertragsrecht zugunsten der Mobilität von
Studierenden geändert, ohne dass dies
sichtbare Auswirkungen gezeigt hätte.
Artikel 126 des Maastricht-Vertrags bezog
sich auf die Förderung der Mobilität von
Studierenden sowie die gegenseitigen
Anerkennung von Hochschulabschlüssen.
Damit kann nicht nur der organisierte
Studentenaustausch gemeint sein, sondern
es müssen auch die „free movers“ einbe-
zogen werden9. In der Präambel des Ver-
trags von Amsterdam wird der umfassen-
de Zugang zu Bildung erwähnt. Seither
ist herzlich wenig geschehen, um EU-Stu-
denten die rechtliche Basis und die Si-
cherheit zu bieten, die einen effektiven
Studentenfluss innerhalb der EU ermögli-
chen. Der Ministerrat und die Kommissi-
on sollten es als ihre Pflicht ansehen, diese
Aspekte im Bereich der europäischen
Hochschulbildung voranzutreiben; falls
dies unterbleibt, könnten bald Klagen von
EU-Studenten vor dem EuGH unerwarte-
te Auswirkungen auf das europäische
Recht haben.

Was im Bereich kurzer und mittellanger
Aufenthalte von Studierenden in anderen
Mitgliedstaaten Not tut, ist eine beträcht-
liche Ausweitung des Systems im Rahmen
von ERASMUS. Es kann nicht angehen,
dass das Austauschprogramm sowohl fi-
nanziell als auch vom Umfang her auf
100 000 Studenten pro Jahr und auf höch-
stens 12monatige Auslandsaufenthalte be-
schränkt bleibt. Ein erster Schritt könnte
darin bestehen, die Kapazität des ERAS-
MUS-Programms zu erhöhen. Obwohl es
nicht durchführbar scheint, die Zahl der
ERASMUS-Stipendien entsprechend der
Nachfrage zu erhöhen, so sollten die Stu-
dierenden das ERASMUS-Netz für eine
bestimmte Zeit nutzen und Aufenthalte in
mehreren Ländern absolvieren können.
Einige Mitgliedstaaten stellen bereits zu-

„Es sollte nicht dem EuGH
überlassen bleiben, mittels
des Fallrechts eine europäi-
sche Bildungspolitik zu de-
finieren, weil seine Ausle-
gung die Komplexität die-
ser Frage nicht berücksich-
tigen wird.“

„In der Präambel des Ver-
trags von Amsterdam wird
der umfassende Zugang zu
Bildung erwähnt. Seither ist
herzlich wenig geschehen,
um EU-Studenten die recht-
liche Basis und die Sicher-
heit zu bieten, die einen ef-
fektiven Studentenfluss in-
nerhalb der EU ermögli-
chen.“

„Was im Bereich kurzer
und mittellanger Aufenthal-
te von Studierenden in an-
deren Mitgliedstaaten Not
tut, ist eine beträchtliche
Ausweitung des Systems im
Rahmen von ERASMUS.“

9) Ein vergleichbares Szenario wäre
gegeben, wenn in Europa lediglich
eine organis ier te Arbei tskräf te-
mobilität möglich wäre und die so-
ziale Absicherung von ‚ausländischen
Arbeitnehmern‘, die auf eigene Initia-
tive ins Ausland gehen, unter das EU-
Recht fiele.
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sätzliche nationale Stipendien für dieje-
nigen ihrer Studierenden bereit, die an
Austauschprogrammen teilnehmen, um
die Zugangsmöglichkeiten zu einem Stu-
dium im Ausland zu verbessern.

Die Rechte der „free movers“ müssen er-
weitert und durch einen gut funktionie-
renden Hochschulbildungsmarkt gestärkt
werden. Außerdem müssen die Probleme
hinsichtlich Studiengebühren, staatlichen
Unterhaltsstipendien und anderen damit
zusammenhängenden Hindernissen gelöst
werden, indem dieser Bereich auf eine
solide gesetzliche Grundlage gestellt wird.

Studierende, die in ihrem Heimatland
Zugang zu staatlichen Unterhaltsstipen-
dien haben, sollten sich bei der Auswahl
ihres Studienorts nicht auf die inländi-
schen Hochschulen beschränken müssen.
Größere Auswahlmöglichkeiten für die
Studierenden würden die Hochschulen
wahrscheinlich verstärkt motivieren, um
Studenten zu konkurrieren. Andererseits
sollte die EU für Mitgliedstaaten, die ei-
nen starken Zustrom von EU-Studenten
zu verzeichnen haben, einen finanziellen
Ausgleich bereitstellen. Ein theoretisches
Modell, das empirisch belegt werden
konnte10, deutet darauf hin, dass in den
Mitgliedstaaten die Tendenz besteht, Stu-
diengebühren einzuführen, um einen
Ausgleich für die zusätzlichen finanziel-
len Belastungen durch EU-Studenten zu
schaffen. In der Vergangenheit war es im
Vereinigten Königreich möglich, von aus-
ländischen Studierenden die Realkosten
für das im Land aufgenommene Studium
zu verlangen. Durch die Entscheidung in
der Rechtssache ‚Gravier‘ wurde eine Re-
duzierung der geforderten Summen auf

die von inländischen Studenten zu zah-
lenden Beträge bewirkt. Die einzige Mög-
lichkeit, den durch EU-Studenten verur-
sachten Ausfall an Studiengebühren (oder
vielmehr: die zusätzlichen Kosten) aus-
zugleichen, besteht darin, von allen Stu-
dierenden einen identischen Gebühren-
betrag zu verlangen, wie es seit 1998 im
Vereinigten Königreich geschieht. Die EU-
Studenten werden nicht der einzige Grund
für die Einführung von Studiengebühren
sein, aber möglicherweise ein sehr ge-
wichtiger.

Schlussfolgerung

Es gilt so bald wie möglich eine umfas-
sende europäische Bildungspolitik hin-
sichtlich des Austauschs von Studieren-
den während ihres Studiums sowie der
Rechte von „free movers“ durchzuführen.
Andernfalls könnten andere diesen Be-
reich betreffende Rechtsvorschriften zur
Begründung von Klagen vor dem EuGH
herangezogen werden, die entweder nicht
beabsichtigt sind oder nicht im öffentli-
chen Interesse liegen. Dieses Problem ist
nur zu lösen, wenn Ministerrat und Kom-
mission erkennen, dass es zu lange ver-
nachlässigt wurde und sofortiger Aufmerk-
samkeit bedarf.

Die Studierenden in Europa haben ein
Anrecht darauf, das europäische Angebot
an Hochschulbildung möglichst optimal
nutzen zu können, und sie sollten in die
Lage versetzt werden, sich auf die Her-
ausforderungen eines zunehmend euro-
päisch ausgerichteten Arbeitsmarktes vor-
zubereiten.

„Die Rechte der „free
movers“ müssen erweitert
und durch einen gut funk-
tionierenden Hochschulbil-
dungsmarkt gestärkt wer-
den. Außerdem müssen die
Probleme hinsichtlich Stu-
diengebühren, staatlichen
Unterhaltsstipendien und
anderen damit zusammen-
hängenden Hindernissen
gelöst werden, indem dieser
Bereich auf eine solide ge-
setzliche Grundlage gestellt
wird.“

Literatur

Europäische Kommission (1996): Allgemeine und
berufliche Bildung – Forschung: Hindernisse für die
grenzüberschreitende Mobilität - Grünbuch

10) Walter Demmelhuber, erscheint
demnächst
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Einleitung

Von 1993 bis 1996 hat die Behinderten-
organisation Adapei (Vereinigung der
Freunde und Eltern geistig Behinderter -
Association des amis et parents de per-
sonnes handicapées) des Départements
‘Bas-Rhin’ die „Operation Héraclès“ durch-
geführt, deren wesentliches Ziel darin
bestand, behinderten Arbeitnehmern in
der geschützten Werkstatt und den drei
von der Vereinigung in Sélestat, Duttlen-
heim und Hagenau unterhaltenen Thera-
piezentren dynamischere Berufsperspek-
tiven anzubieten.

Das Projekt war ein Versuch, wirtschaftli-
che und menschliche Aspekte miteinan-
der zu verknüpfen, um die soziale und
berufliche Integration der 450 Arbeitneh-
mer in den geschützten Einrichtungen zu
fördern. Ausgangspunkte waren:

❏ die Grundwerte der Adapei, d.h. die
Sicherstellung einer behindertengerechten
Anpassung der Einrichtungen, um Behin-
derte in ihrer persönlichen und berufli-
chen Entwicklung bzw. in ihrer Entwick-
lung als Bürger zu unterstützen;

❏ die Absicht der Vereinigung, „die be-
ruflichen Therapiezentren wieder ihrer ur-
sprüngliche Bestimmung zuzuführen“.

Mit diesem Projekt wurde das institutio-
nelle Konzept für geschützte Arbeitsein-
richtungen aufgegeben; man hätte es fast
als „Kulturrevolution“ bezeichnen können.
Um geschützte Werkstätten und berufli-
che Therapiezentren wieder ihrer ur-
sprünglichen Bestimmung zuzuführen,
war es notwendig, sich von einer Politik

Héraclès, ein Vereins-
projekt für die soziale
und berufliche Integra-
tion von behinderten
Arbeitnehmern

zu verabschieden, die geschützte Arbeits-
plätze als einzige und dauerhafte Lösung
für eine Mehrheit der behinderten Arbeit-
nehmer erachtete. Dabei sollte die Unter-
stützung der Behinderten ihnen langfri-
stig so weit wie möglich erlauben, an der
Welt der Wirtschaft teilzuhaben. Zudem
hat Héraclès dazu beigetragen, den chro-
nischen Mangel an Plätzen in beruflichen
Therapiezentren abzubauen, indem be-
hinderte Arbeitnehmer bei ihrer Suche
nach ‘normalen’ Stellen unterstützt wur-
den.

Bevor im Detail auf das Projekt Héraclès
eingegangen wird, soll an dieser Stelle auf
zwei Entwicklungen hingewiesen werden,
die den Ausgangspunkt des Vorhabens
gebildet haben:

Die erste fand in den 80er Jahren in
Duttlenheim statt und betraf die Trennung
von Arbeitsplatz und Wohnbereich, d.h.
die Ausgliederung der Wohnungen in ein
normales Umfeld. Neben ihrer Arbeit im
beruflichen Therapiezentrum konnten die
Behinderten auf diese Weise an einem
gesellschaftlichen Leben teilnehmen, die
Welt kennen lernen und sich wesentlich
freier entfalten. Mit zunehmend unter-
schiedlicher Führung der Wohnheime und
des Therapiezentrums begannen die Ar-
beitnehmer, sich zu beschweren. Warum
hatten sie keine Möglichkeit, sich bei der
Arbeit einzubringen, Meinungen zu äu-
ßern und wirklich beteiligt zu werden?
Warum konnte ihre erfolgreiche soziale
Integration nicht auf ihr Arbeitsleben
übertragen werden?

Ausgehend von ihrer Erfahrung mit inner-
betrieblichen Aktivitäten richtete die

Von 1993 bis 1996 wurde
mit dem Projekt Héraclès
der Versuch unternommen,
behinderten Arbeitneh-
mern in geschützten Werk-
stätten und beruflichen
Therapiezentren dynami-
schere Berufsperspektiven
anzubieten. Angestrebt
wurde ein Ausgleich zwi-
schen wirtschaftlichen und
menschlichen Aspekten,
um die 450 Arbeitnehmer in
den geschützten Arbeitsein-
richtungen in ihrer sozia-
len und beruflichen Ent-
wicklung zu fördern.

Marc
Schaeffer

Referent für Presse-
und Öffentlichkeits-

arbeit
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Adapei auch eine „offene“ geschützte
Werkstatt ein. Die Vereinigung erhielt
Mittel vom nationalen Beschäftigungs-
fonds, um Ausbildungskonzepte für Be-
hinderte zu erstellen und diese auf eine
Arbeit in einem Betrieb vorzubereiten.
Durch diese Finanzhilfe konnten Ausbil-
dungsprogramme entwickelt werden, die
sich jedoch teilweise als Fehlschlag erwie-
sen. Die Arbeitnehmer waren zwar sehr
motiviert zu lernen, aber es stellte sich
sehr schnell heraus, dass über ihren Aus-
bildungsbedarf und ihre Fertigkeiten
nichts bekannt war, da diese nicht berück-
sichtigt oder vergessen worden waren. Es
gab keinerlei Nachweis über ihre im Lau-
fe der Jahre erworbenen Fertigkeiten, über
eventuelle Wechsel des Arbeitsplatzes
oder der Werkstatt, über ihre schulische
Bildung oder über ihre außerhalb der
Werkstatt erworbene Erfahrung.

So entstand die Idee der Anerkennung
von Fertigkeiten – der Ausgangspunkt für
Héraclès. Ziel war die Erstellung eines
Profils der Behinderten und die Einfüh-
rung einer neuen Art des Unterrichts in
den beruflichen Therapiezentren. Recher-
chen bei Zentren für Kompetenzprüfung
ergaben sehr schnell, dass es keine ge-
eigneten Werkzeuge für geistig Behinderte
gab. Sie mussten erst erfunden werden.

Das Ergebnis ging weit über die ursprüng-
liche Zielsetzung hinaus, indem eine tief-
greifende Umwandlung der Vereinigung
und der Werkstätten erreicht wurde. Da
wir vorzugsweise an innovativen Ansät-
zen interessiert waren, hat Héraclès letzt-
endlich zu einer neuen Organisationsform
geführt, die es ermöglicht hat, die erziel-
ten Fortschritte auf eine dauerhafte
Grundlage zu stellen. Mit der Zeit und
Schritt für Schritt wurden Behinderte mit
anderen Augen betrachtet. Daraus entstan-
den ist mittlerweile eine gemeinsame kul-
turelle Basis, auf der zahlreiche neue Pro-
jekte aufgebaut werden.

Vorbereitung von behin-
derten Arbeitnehmern auf
ein normales Arbeitsum-
feld

Eine Reihe von Verfahrensgrundsätzen
bildeten die Grundlage für die Vorberei-

tung von behinderten Arbeitnehmern auf
eine Arbeit in einem normalen Umfeld:

a) Berufliche Mobilität betrifft alle Arbeit-
nehmer, sei es innerhalb der beruflichen
Therapiezentren oder auf dem Weg in ein
normales Beschäftigungsverhältnis;

b) alles sollte mit dem Ziel erfolgen, den
Einzelnen zum Gestalter seiner eigenen
Entwicklung zu machen;

c) produktive Arbeit trägt zur Ausbildung
und zur Entwicklung von Fertigkeiten bei
und baut auf bereits erworbene Kennt-
nisse auf.

Darüber hinaus wurden eine Reihe von
Zielen formuliert:

a) Ermittlung der Fertigkeiten;

b) Aufbau von Laufbahnen;

c) Umschulung und Vorbereitung auf Be-
schäftigung;

d) Stellenvermittlung und Betreuung von
Behinderten mit einem Arbeitsplatz in ei-
nem normalen Umfeld.

Kompetenzprüfungen

Kompetenzprüfungen bildeten die erste
Phase des Projekts. Ziel war es, alle Be-
troffenen zu mobilisieren und deren Fer-
tigkeiten zu ermitteln. Diese Kompetenz-
prüfungen boten die Chance, Ehrgeiz zu
wecken, Fragen anzuregen und ganz all-
gemein die Arbeitnehmer in folgenden
Punkten zu unterstützen:

a) einen neuen Lebensabschnitt beginnen;

b) das eigene Know-how entdecken;

c) den eigenen Ausbildungsbedarf kon-
kretisieren;

d) über berufliche Ziele und Perspektiven
nachdenken;

e) nach der Kompetenzprüfung eine be-
rufliche Planung als Teil eines Entwick-
lungsprozesses aufstellen.

Um diese Prüfungen, die über die intern
erworbenen Fertigkeiten hinausgingen,
durchzuführen und zu koordinieren, nutz-
te Adapei die Dienste von ‘Savoir et
Compétence’ (Wissen und Fertigkeiten),

„Kompetenzprüfungen bil-
deten die erste Phase des
Projekts. Ziel war es, alle
Betroffenen zu mobilisieren
und deren Fertigkeiten zu
ermitteln. Diese Kompe-
tenzprüfungen boten die
Chance, Ehrgeiz zu wecken
[und] Fragen anzuregen
(...).“
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einer Beratungsfirma mit Erfahrung in der
Vermittlung von Behinderten und deren
Betreuung zur Sicherstellung ihres Be-
schäftigungsverhältnisses.

Die Kompetenzprüfung besteht aus einer
Reihe von persönlichen Gesprächen und
aus verschiedenen Bewertungs-, Aus-
bildungs- und Arbeitsszenarien sowohl in
der geschützten Werkstatt als auch in ei-
nem normalen Umfeld. Die persönlichen
Gespräche mit den behinderten Arbeit-
nehmern werden von einem Psychologen
geführt. Der zuständige Betreuer stellt die
weitere gezielte Vorgehensweise nach der
Bewertung sicher.

Durch Bewertungsszenarien in drei ver-
schiedenen Workshops wurde folgendes
erreicht:

a) Die Fähigkeiten in Lesen, Schreiben
und Rechnen wurden mit Hilfe von inter-
aktiven Multimediawerkzeugen festge-
stellt; der Workshop wurde von der Aus-
bildungsorganisation FOCAL geleitet;

b) den Arbeitnehmern wurde mit Hilfe
von Zeichnungen und Farben ermöglicht,
sich selbst einzuschätzen und ihre Zukunft
zu planen; der Workshop wurde in Zu-
sammenarbeit mit der „Abteilung für Be-
hinderte“ der AFPA (Vereinigung für be-
rufliche Erwachsenenbildung - Associa-
tion pour la formation des adultes) orga-
nisiert;

c) mit Hilfe eines Workshops für impro-
visiertes Theater wurden Ausdrucksmög-
lichkeiten geschaffen, um Aspekte wie
Kommunikation, Initiative und Bewe-
gungskoordinierung zu bewerten.

Durch die verschiedenen Phasen der
Kompetenzprüfung wurde folgendes er-
reicht:

a) Es wurde für jeden ein Lebenslauf zu-
sammengestellt, in dem die beruflichen
und sozialen Fähigkeiten zusammenge-
fasst waren und der einen Anhang über
Gesundheit und Selbständigkeit enthielt.
Es wurden nur Punkte aufgenommen, die
von dem betreffenden Arbeitnehmer auch
verstanden wurden;

b) es wurde eine berufliche Planung er-
stellt. Zuständig hierfür waren die behin-
derten Arbeitnehmer selbst und nicht die
Leitung oder ihre Familien (auch bei
Schwerstbehinderten).

Für viele der behinderten Arbeitnehmer
führten die Kompetenzprüfungen zu for-
malen Maßnahmen wie beispielsweise
intensiven Beratungseinheiten (modules
d’orientation approfondie -  MOA),
Eingliederungs- und Ausbildungsmaßnah-
men (actions d’insertion-formation - AIF)
oder Beschäftigungs- und Ausbildungs-
lehrgängen (stages de formation à l’emploi
- SIFE). Für jeden Arbeitnehmer wurde
eine interne und/oder externe Laufbahn
entwickelt. Im Rahmen des Projekts wa-
ren auch regelmäßige Gespräche vorge-
sehen, um vorangegangene Phasen zu be-
werten, Erfahrungen festzuhalten und für
die jeweils nächste Phase einen Aktions-
plan zu erstellen.

Umschulung und Vorbereitung auf
Beschäftigungsverhältnis

Um den speziellen Anforderungen bzgl.
Ausbildung oder technischer Bewertung
gerecht zu werden, wendete sich die
Adapei an verschiedenen regionale Or-
ganisationen (GRETA, FOCAL, ILAF,
LLERENA usw.), wobei sie es vorzog, exi-
stierende Modelle anzupassen und einzu-
setzen, anstatt auf in Behinderung spe-
zialisierte Institutionen zurückzugreifen.

Durch die Vermittlung von regulären,
befristeten Arbeitsplätzen (zwischen ei-
nem Tag und sechs Wochen und sogar
länger) war es möglich, die berufliche
Wahl der Arbeitnehmer, ihre technische
und soziale Kompetenz sowie ihre Eig-
nung für den betreffenden Job zu über-
prüfen und zu bestätigen. Begleitet wur-
de das Ganze durch vielfältige berufliche
Optionen: innerbetrieblicher Einsatz eines
ganzen Teams aus dem Therapiezentrum,
Vermittlung einzelner Arbeitnehmer,
Praktika sowie befristete und unbefriste-
te Anstellungsverträge.

Zum Zwecke der Bewertung, Ausbildung
und Anerkennung der beruflichen Aus-
richtung und Entwicklung wurden die
Möglichkeiten der Produktionsstätten im
Rahmen des Werdegangs in den geschütz-
ten Einrichtungen genutzt.

Eintritt in einen Betrieb und Folge-
betreuung

Vorbereitung auf den Eintritt in einen
Betrieb bedeutet Sicherstellung der best-
möglichen Voraussetzungen. Wesentliche

„Vorbereitung auf den Ein-
tritt in einen Betrieb bedeu-
tet Sicherstellung der best-
möglichen Voraussetzun-
gen. Wesentliche Arbeiten
wurden mit den Betrieben
selbst durchgeführt, um Ar-
beitsplätze behinderten-
gerecht einzurichten, um
zukünftige Kollegen zu in-
formieren und vorzuberei-
ten sowie um Betreuer zu
finden und zu schulen.“
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Arbeiten wurden mit den Betrieben selbst
durchgeführt, um Arbeitsplätze behinder-
tengerecht einzurichten, um zukünftige
Kollegen zu informieren und vorzube-
reiten sowie um Betreuer zu finden und
zu schulen. Informationsaustausch, Be-
ratung und Unterstützung sind die Vor-
aussetzungen für vertrauensvolle Bezie-
hungen, die im Falle des Bedarfs im Be-
trieb eine durchgehende Präsenz und so-
fortige Verfügbarkeit erforderlich ma-
chen.

Parallel hierzu bereiteten sich die Arbeit-
nehmer auf diesen Übergang vor. Sie
mussten sich überlegen, wie sie zur Ar-
beit gelangen würden, für manche von
ihnen sehr früh morgens oder spät am
Abend; oder ob sie näher am Arbeitsplatz
wohnen sollten, das heißt umziehen oder
eine Zweitwohnung beziehen usw. Jeder
Einzelfall warf unterschiedliche Fragen
auf, und es mussten die unterschiedlich-
sten Lösungsansätze gefunden und um-
gesetzt werden.

Persönliche Unterstützung beim Übergang
in ein normales Beschäftigungsverhältnis
kann durchaus ein Ziel sein, aber sie ist
kein Selbstzweck und reicht auch nicht
aus, um eine dauerhafte berufliche Ein-
gliederung sicherzustellen. Aus diesem
Grund wurde der Folgebetreuung nach
dem Eintritt besondere Bedeutung beige-
messen.

Regelmäßige Treffen mit den Personen an
oder außerhalb von ihrem Arbeitsplatz
sowie Bewertungssitzungen mit den Be-
trieben, gefolgt von geeigneten Anpassun-
gen, trugen zum Erfolg der Eingliede-
rungsmaßnahmen bei. Obwohl die Verei-
nigung allen Arbeitnehmern eine Rück-
kehr in das berufliche Therapiezentrum
zugesichert hatte, machte keine der 50
Personen, die den Übergang in eine nor-
male Umgebung gewagt hatten, von die-
ser Möglichkeit Gebrauch.

Konsequenzen für die behinderten
Arbeitnehmer und ihre Familien

Ungeachtet dessen, ob sich die Menschen
für eine Arbeit in einer geschützten oder
in einer normalen Umgebung entschieden
hatten, lief nicht alles reibungslos. Letzt-
endlich war die Bilanz jedoch positiv, was
von den Arbeitnehmern und ihren Fami-
lien bestätigt wurde.

Die behinderten Arbeitnehmer

Fast alle Arbeitnehmer haben Erfahrun-
gen mit unterschiedlichen beruflichen Si-
tuationen gemacht: diverse Werkstätten im
beruflichen Therapiezentrum, individuelle
oder gruppenweise Anstellung in Betrie-
ben, SIFE-Praktika, Schulungen sowie
Stellensuche und Bewerbungen. Von den
Arbeitnehmern hervorgehoben wurde die
wertvolle Erfahrung, die sie durch die
Vermittlung in eine normale Arbeitsum-
gebung gemacht hatten: Erwerb einer
Gabelstapler-Fahrerlaubnis, Fortschritte
bei der Arbeit (Produktivität, Verantwor-
tung), Kommunikation mit anderen Be-
schäftigten im Betrieb und anderen Be-
hinderten bei Gruppensitzungen sowie
deren Anerkennung, usw. Ihr Arbeitsle-
ben verlief nicht mehr so eingleisig und
war nicht mehr so zwingend an eine ein-
zige Tätigkeit oder Werkstatt gebunden.
Sie machten Fortschritte, sei es innerhalb
des beruflichen Therapiezentrums, in der
geschützten Werkstatt oder in einer Fir-
ma.

Bezüglich der normalen Arbeitsumgebung
hatten die Behinderten gemischte Gefüh-
le. Sie stellte eine große Herausforderung
und mitunter auch eine sehr harte Umge-
bung dar. Hinzu kam die Angst vor Ar-
beitslosigkeit, da einige Arbeitnehmer be-
fristete Arbeitsverträge hatten oder für
eine gewisse Zeit ohne Arbeit waren. Sie
betonten jedoch die Tatsache, dass sie
mehr Verantwortung hatten, dass ihre
Arbeit befriedigender war und dass sie
ihre Zeit sinnvoller nutzten.

Allen gemeinsam war der Wunsch zu ar-
beiten. Ein Job im beruflichen Therapie-
zentrum oder in einem Betrieb war ein
wichtiger Faktor in ihrer Lebensplanung.
Sie wollten auch außerhalb des Therapie-
zentrums Erfahrungen sammeln, verschie-
dene Jobs ausüben und ihren Platz im
Zentrum zu Gunsten von anderen Behin-
derten räumen. Einige betonten, dass die
Erwartungen und der Druck mitunter sehr
hoch waren, dass es letztendlich aber eine
gute Sache war, stimuliert zu werden und
nicht den bequemen Ausweg zu suchen.

Die Familien

Zu Beginn waren die Familien hinsicht-
lich des Projekts der Adapei sehr viel zu-
rückhaltender als die Behinderten selbst.

„Bezüglich der normalen
Arbeitsumgebung hatten
die Behinderten gemischte
Gefühle. Sie stellte eine gro-
ße Herausforderung und
mitunter auch eine sehr
harte Umgebung dar. Hinzu
kam die Angst vor Arbeits-
losigkeit, da einige Arbeit-
nehmer befristete Arbeits-
verträge hatten oder für
eine gewisse Zeit ohne Ar-
beit waren. Sie betonten je-
doch die Tatsache, dass sie
mehr Verantwortung hat-
ten, dass ihre Arbeit befrie-
digender war und dass sie
ihre Zeit sinnvoller nutz-
ten.“
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Sie nahmen die normale Arbeitsumgebung
oft als Gefahrenquelle für ihr Kind wahr:
das Risiko der Ausbeutung, der fehlen-
den Akzeptanz durch andere Beschäftig-
te, der mangelnden Eignung für den Job.
Sie erklärten sich jedoch damit einverstan-
den, dass ihre Kinder diese Erfahrung
machen sollten, sofern die Mitarbeiter der
Adapei eine echte Betreuung anbieten
würden. Neben der Beschäftigung emp-
fanden sie die Unabhängigkeit und Mo-
bilität in Verbindung mit der Arbeits-
erfahrung und den Kompetenzprüfungen
(die alle in Straßburg stattfanden) als we-
sentliche Vorteile.

Sie unterstützen die Ziele des Adapei-Pro-
jekts: behinderte Arbeitnehmer in die Lage
versetzen, ihre Lebensziele zu verwirkli-
chen (selbst wenn diese von Betreuern
oder Eltern als unrealistisch eingeschätzt
wurden) und ihnen das Recht einräumen,
Erfahrungen zu sammeln und sich über-
raschen zu lassen. „Hier, sagten sie, wer-
den Menschen als Erwachsene und als
Individuen mit einem Recht auf eigene
Meinung betrachtet. Es werden nicht die
negativen Seiten hervorgehoben – die Leu-
te betonen die gemachten Fortschritte und
was noch erreicht werden muss“.

Konsequenzen für die
Arbeitsorganisation

Umstrukturierung des Managements

Mit Héraclès begann eine team-orientier-
te Zusammenarbeit zwischen den Leitern
und Betreuern der Werkstätten und der
drei Therapiezentren, bei der alle began-
nen, ihre Arbeit unter dem Aspekt der
Fertigkeiten zu betrachten.

Übertragbare Fertigkeiten
Mit der Zeit wurde eine Vorstellung von
übertragbaren Fertigkeiten konkretisiert.
Es wurden drei Einheiten geschaffen:
„Kundenbeziehungen“, „Produktion“ und
„Personalressourcen“. Die Kompetenzen
dieser Einheiten werden auf praktischem
Wege an alle Zentren der Vereinigung
weitergegeben.

Management-Teams:
Jedes Managementteam bestand aus ei-
nem Direktor bzw. stellvertretenden Di-
rektor, einem technischen Ausbilder oder
Werkstattleiter und einem Projektmanager.

Der Projektmanager war für alle Phasen
der Entwicklung und Umsetzung von
Berufsplänen zuständig, die in der Folge
„Entwicklungspläne“ genannt wurden.
Unter anderem war der Projektmanager
für die Konzeption der Ausbildungspläne
und für das Personalmanagement für die
Arbeitnehmer zuständig.

Werkstattleiter-Teams
Auch auf Ebene der Werkstattleiter wur-
de das Prinzip „ein Leiter/eine Werkstatt“
aufgegeben und durch eine Situation er-
setzt, bei der Aktivitätsbereiche von Teams
aus zwei bis drei Werkstattleitern gemein-
sam überwacht wurden. Mit diesen neu-
en Zwei- bis Dreipersonenteams wurde
die Unterstützung der Arbeitnehmer in der
Produktion, die Ausbildung am Arbeits-
platz, die Bewertung und die Herausbil-
dung von Fertigkeiten verbessert. Zudem
wurde den Werkstattleitern so ermöglicht,
zweigleisig an der Ausbildung und an der
Eingliederung zu arbeiten, wobei die Pro-
duktion selbst direkt zu Ausbildungs-
zwecken genutzt wurde.

Umstrukturierung der beruflichen
Therapiezentren

Da die Werkstatt nicht nur einen Rahmen
bildete, sondern auch unterstützend für
alle Arten von Maßnahmen eingesetzt
wurde, wurden folgende Punkte als not-
wendig erachtet:

a) die Schaffung von Foren, in denen die
Arbeitnehmer ihre Anliegen vorbringen
konnten: die Werkstatträte. Diese Räte
bildeten einen Rahmen, in dem die Ar-
beitnehmer ihre Meinung äußern und
Vorschläge unterbreiten konnten und in
dem sie über Projekte informiert und an
Entscheidungen beteiligt wurden. Um ihre
Beteiligung zu intensivieren, ist allerdings
noch viel Arbeit erforderlich;

b) die Festlegung von Werkstattprojekten
einschließlich Qualitätskriterien und Zie-
len, um die technischen, wirtschaftlichen
und sozialen Aspekte der unterschiedli-
chen Produktionsbereiche optimal nutzen
zu können;

c) die Umorganisierung und Umgestal-
tung der Räumlichkeiten, um eine klare
Abgrenzung der Werkstätten, der Verwal-
tungs- und Pflegebereiche, der Gruppen-
räume sowie der Korridore und Flure zu
ermöglichen;
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d) der Ausbau des Angebots an technisch
orientierten Tätigkeiten, um vielfältigere
Fertigkeiten erwerben zu können;

e) die Erschließung von Märkten mit ei-
nem höheren Mehrwert;

f) die formale Angleichung aller Zentren;
zu diesem Zweck wurden die Aufgaben-
bereiche neu definiert und gemeinsame
Sitzungen organisiert.

Die Auswirkungen von Héraclès

Öffnung der geschützten Arbeitsein-
richtungen
Durch die Verbindungen zwischen den
Einrichtungen wurden insbesondere auf
Grund der gemeinsamen Sitzungen die
Ausbildungsprogramme der Vereinigung
sowie die Arbeit der Einrichtungs- und
Bereichsleiter verbessert. Die beruflichen
Therapiezentren, die bis dahin weitge-
hend autark agiert hatten, öffneten sich
gegenüber ihrer Vereinigung und der ört-
lichen Umgebung.

Wirtschaftliche Veränderungen in den
Einrichtungen
Die wirtschaftliche Tragfähigkeit der Zen-
tren wurde durch das Héraclès-Projekt
nicht gekippt, obwohl zahlreiche Risiken
wie z.B. ein Rückgang in der Produkti-
onskapazität der Werkstätten einkalkuliert
worden waren. Die wirtschaftlichen Er-
gebnisse konnten sogar verbessert wer-
den, wodurch auch bewiesen wurde, dass
Veränderungen zur Weiterentwicklung des
Einzelnen und der Gruppe sowie zur ge-
nerellen Verbesserung von Organisations-
formen beitragen.

Erreicht wurde dies durch die Tatsache,
dass die Adapei parallel zum Projekt für
die persönliche Weiterentwicklung erheb-
liche Anstrengungen unternahm, um neue
Märkte zu erschließen und die Produkti-
on neu zu organisieren. Schwerpunkt
dabei war nicht eine höhere Produktion,
sondern eine effizientere Produktion, um
mehr Zeit für menschliche Aspekte ver-
fügbar zu machen.

Soziale Veränderungen in den Einrich-
tungen
Die durch Héraclès ausgelöste formale
Fest legung der neuen Funkt ionen,
Neudefinierung der früheren Stellen und
ständige Dynamik in den internen bzw.

externen Laufbahnen der Behinderten
hatte große Auswirkungen auf die Art und
Weise, wie die Zentren mittlerweile ihren
ursprünglichen Auftrag bzgl. der persön-
lichen, beruflichen und sozialen Förde-
rung der Behinderten erfüllen. Das be-
rufliche Therapiezentrum ist wieder zu
einem Hort der Unterstützung und des
Übergangs geworden.

Es wurden neue, in Zusammenarbeit mit
Fachleuten erarbeitete Unterrichtsmetho-
den eingeführt. Ein Beispiel hierfür sind
Abläufe, die für jedes Einzelprodukt eine
Beschreibung der auszuführenden Tätig-
keiten sowie die Bewertung der erwor-
benen Fertigkeiten ermöglichen.

Auswertung der Erfahrung

Vermittlung von 50 behinderten Ar-
beitnehmern in eine normale Arbeits-
umgebung

Die Vermittlung von 50 Behinderten in
eine normale Arbeitsumgebung war schon
als Ziel formuliert worden, bevor der ei-
gentlichen Start des Projekts durch die
finanzierenden Stellen erfolgte. Um die-
ses Ziel zu erreichen, widmeten alle Füh-
rungskräfte und Angestellten der Vereini-
gung sowie der externen Beratungsfirma
Savoir et Compétence ihre gesamte Zeit
dem Projekt.

Eine Auswirkung dieser Zielsetzung war,
dass das Projekt zu einer Herausforderung
wurde, vor der niemand versagen wollte.
Letztendlich war das Erreichen das Ziels
nicht so wichtig wie die dadurch ausge-
lösten tiefgreifenden Veränderungen.
Denn um die angestrebte Vermittlung der
Behinderten zu verwirklichen, mussten
die Organisationsstruktur und das Perso-
nalmanagement von Grund auf „umge-
krempelt“ werden.

Noch allgemeiner gesehen hatte dieser
Änderungsprozess innerhalb der Organi-
sation nicht nur Auswirkungen auf die
Vereinigung selbst, sondern auch auf alle
Frauen und Männer, von den Angestell-
ten über die Familien bis hin zu den Be-
hinderten selbst.

Im Rahmen des Héraclès-Projekts wurden
50 Personen in einer normalen Arbeits-
umgebung eingestellt.

„Die durch Héraclès ausge-
löste formale Festlegung
der neuen Funktionen, Neu-
definierung der früheren
Stellen und ständige Dyna-
mik in den internen bzw. ex-
ternen Laufbahnen der Be-
hinderten hatte große
Auswirkungen auf die Art
und Weise, wie die Zentren
mittlerweile ihren ur-
sprünglichen Auftrag bzgl.
der persönlichen, berufli-
chen und sozialen Förde-
rung der Behinderten erfül-
len.“

„Es wurden neue, in Zusam-
menarbeit mit Fachleuten
erarbeitete Unterrichtsme-
thoden eingeführt. Ein Bei-
spiel hierfür sind Abläufe,
die für jedes Einzelprodukt
eine Beschreibung der aus-
zuführenden Tätigkeiten
sowie die Bewertung der er-
worbenen Fertigkeiten er-
möglichen.“



BERUFSBILDUNG NR. 21 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

Cedefop

76

Mit 10 bzw. 20 weiteren Einstellungen in
den Jahren 1996 und 1997 konnten allein
aus den Zentren der Adapei 80 Menschen
in eine normale berufliche Umgebung
integriert werden.

Gründe für den Erfolg

Der Erfolg von Héraclès lässt sich mit ei-
ner Kombination von verschiedenen Fak-
toren erklären:

a) das starke Engagement der Vereini-
gung;

b) die kämpferische Einstellung der Ver-
einigung und ihrer Leitung;

c) der außergewöhnliche Charakter des
Unterfangens;

d) die starke Mobilisierung von Ressour-
cen;

e) die Tatsache, dass den Arbeitnehmern
im Falle von Schwierigkeiten der Weg
zurück in ihr berufliches Therapiezentrum
bzw. in ihre geschützte Werkstatt jeder-
zeit offen stand;

f) der Rückgriff auf unterschiedlichste
Partnerschaften;

g) die Öffentlichkeitsarbeit in Verbindung
mit dem Projekt und dessen pragmatischer
Ansatz;

h) die Schirmherrschaft durch einen ex-
ternen Betreuer zur Sicherstellung der
Zielsetzung und der Einhaltung der Ver-
pflichtungen.

Das Engagement der Vereinigung

Héraclès wurde von Anfang bis Ende von
der Vereinigung konzipiert, unterstützt
und gefördert. Dies war einer der Fakto-
ren für den Erfolg. Die Tatsache, dass ei-
nige leitende Mitarbeiter und die Ge-
schäftsleitung sichtbar hart arbeiten und
mitunter gegen starke Widerstände an-
kämpfen mussten und dabei erfolgreich
waren, bedeutete, dass die Praktiker, Ar-
beitnehmer und ihre Familien diesen An-
satz auch zu ihrer eigenen Sache mach-
ten.

Betreuung und Überwachung

Betreut und überwacht wurde das Pro-
jekt während seiner gesamten Dauer vom
DDASS (Bezirksamt für Gesundheit und
Soziales - Direction Départementale des

Affaires Sanitaires et Sociales), vom
DDTEFP (Bezirksamt für Arbeit, Beschäf-
tigung und Berufsbildung - Direction
Départementale du Travail, de l’Emploi et
de la Formation Professionnelle), von der
AGEFIPH (Stiftung für die berufliche Ein-
gliederung von Behinderten - Fonds pour
l’insertion professionnelle des personnes
handicapées) sowie von der AFPA (Ver-
einigung für berufliche Erwachsenenbil-
dung - Association pour la formation pour
adultes). Als Ergebnis einer beispielhaf-
ten Partnerschaft mit diesen Institutionen
und mit der COTOREP (technische Kom-
mission für Berufsberatung und Umschu-
lung - Commission technique d’orienta-
tion et de reclassement professionnel)
konnten alle Integrationsmaßnahmen
(einschließlich der Ausbildung) von einer
Flexibilität seitens der Verwaltung profi-
tieren, die das Projekt vereinfacht hat.

Um die Festlegung von Laufbahnen zu
ermöglichen, errichteten die externen
Berater von „Savoir et Compétence“ ein
ganzes Netzwerk von Partnerschaften. Die
verstärkte Sensibilisierung der Unterneh-
men und die Ermittlung ihres Bedarfs
wurde mit der Unterstützung von einer
Reihe von Firmen erreicht, darunter IBM,
die SNCF (französische Eisenbahn), TIXIT
Hagenau und Zimmer BTP.

Ständige Bewertung

Der Lenkungsausschuss, der aus institu-
tionellen Partnern, Unternehmern und
Managern zusammengesetzt war, war für
die Überwachung des gesamten Projekts
zuständig, das zudem mehrfach von der
AFPA, dem CERIS (Forschungszentrum für
Sozialpolitik - Centre d’Etudes et de Re-
cherche sur l ’ Intervention Sociale) ,
Quaternaire und einem Experten über-
prüft wurde. Durch diese Bewertungen
war es möglich, die Fortschritte des Pro-
jekts festzustellen und ggf. Kurskorrektu-
ren vorzunehmen.

Héraclès und seine Folgen
nach 1995
Schaffung der DISP

Die DISP (Abteilung für soziale und be-
ruf l iche Integrat ion  -  Département
d’Intégration Sociale et Professionnelle) ist
in drei Dienstbereiche aufgeteilt:
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a) die geschützte Werkstatt;

b) den Hilfsdienst für soziale Integration;

c) den „Etapes“-Dienst.

Während die beiden ersten schon vor
Héraclès existierten, wurde Etapes als
unmittelbare Erweiterung des Projekts
eingeführt, um dessen Fortbestand sicher-
zustellen. Etapes hat drei wesentliche
Aufgaben:

a) Unterstützung der einzelnen berufli-
chen Therapiezentren in ihrer Entwick-
lung; Maßnahmen zur Unterstützung der
Arbeitnehmer; Durchführung von Kom-
petenzprüfungen und Gesprächen, die zu
verschiedenen Zeitpunkten der Laufbah-
nen stattfinden;

b) Vorbereitung des Übergangs in die
normale Arbeitsumgebung mit den Arbeit-
nehmern, den Betrieben, den Familien
und dem beruflichen Therapiezentrum.
Dazu gehören die Abstimmung und Ver-
mittlung zwischen dem behinderten Ar-
beitnehmer und dem Arbeitgeber sowie
der gezielte persönliche Einsatz zur Si-
cherstellung der Integrationsvorausset-
zungen am normalen Arbeitsplatz für Be-
hinderte, die eine geschützte Werkstatt
verlassen;

c) Entwurf, Organisation und Umsetzung
von Ausbildungsprogrammen, die auch
für andere Organisationen im Départe-
ment offen sein sollen. So hat Etapes im
Auftrag der PROMOFAF (genossenschaft-
liche Ausbildungsstiftung - Mutualisation
des fonds de formation) ein regionales
Prioritätenprogramm für Behinderte der
Region Elsaß erarbeitet und führt jedes
Jahr Integrations- und Ausbildungs-
praktika (SIFE - Stage d’Insertion et de
Formation à l’Emploi) durch, deren Teil-
nehmer (40 1997 und 22 1998) nur zur
Hälfte von der Adapei kommen.

Das Projekt der Adapei zeigt, dass die
Einrichtung einer regionalen Stelle für die
Eingliederung von Behinderten allein
noch nicht ausreicht. Bei aller Effizienz
und Legitimierung dieser Dienste können
diese nur dann wirksam greifen, wenn
sich die Institutionen und ihre ausführen-
den Vereinigungen einem echten internen
Änderungsprozess unterziehen.

Sicherung des Fortbe-
stands von Héraclès

Dies stellt in zweifacher Hinsicht eine
Herausforderung dar:

a) Sicherstellung des Fortbestands und der
strukturellen Einbindung des Projekts in
den Einrichtungen der Adapei;
b) Erfahrungsaustausch mit anderen na-
tionalen und europäischen Netzwerken.

Die Adapei verlangt mittlerweile von den
beruflichen Therapiezentren und der ge-
schützten Werkstatt, sich jedes Jahr auf
eine „Ablaufplanung“ festzulegen, in der
für jeden Arbeitnehmer die jeweiligen
internen und externen Laufbahnperspek-
tiven dargelegt werden. Zudem verpflich-
tet sich die Vereinigung, die jährliche Ver-
mittlung von 20 behinderten Arbeitneh-
mern anzustreben. Zu diesen Verpflich-
tungen kommen noch Arbeiten wie die
Durchführung von Kompetenzprüfungen
für Behinderte auf der Warteliste.

Weitere Problembereiche werden bereits
untersucht. Dazu gehören:

a) die Bezahlung der behinderten Arbeit-
nehmer;

b) Teilzeitarbeit und ihre Folgen;

c) die Einführung der Datenverarbeitung
in der Vereinigung;

d) die Teilnahme am europäischen Pro-
gramm ACCESS;

e) die partnerschaftliche Organisation des
Seminars „Von der Behinderung zur Kom-
petenz“.

Hinzu kommt die theoretische und prak-
tische Überprüfung der eingesetzten Un-
terrichtsmethoden, des Produktionsab-
laufs, der Arbeitsbedingungen, der Bezie-
hungen mit den Betrieben usw.

Zu den geplanten Aktivitäten gehören:

a) die Errichtung einer geschützten Werk-
statt in Benfeld. Diese wird Arbeitnehmer
aus dem beruflichen Therapiezentrum
aufnehmen und auch für Kompetenz-
prüfungen genutzt werden, die für neu-
eingestellte Arbeitnehmer der geschütz-
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ten Werkstatt und für zeitweilig arbeitslo-
se Behinderte durchgeführt werden sol-
len. Hinzu kommt die gemeinsame Errich-
tung eines Ressourcenzentrums mit ande-
ren Vereinigungen des Départements
„Bas-Rhin“, das den Austausch von Erfah-
rungen und Praktiken ermöglichen soll;

b) die Umsetzung des Projekts „Etapes
Futé“ über die Entwicklung von Mobili-
tät;

c) die Verbesserung der innerbetriebli-
chen Betreuung, der Sicherheit der Be-
schäftigungsverhältnisse und der berufli-
chen Entwicklung zur Sicherstellung von
Mobilität und sozialer bzw. beruflicher
Kompetenz im normalen Arbeitsumfeld;

d) die Einführung einer Qualitätsstrategie
für die den Menschen angebotenen Dien-
ste und für die Produktionsmethoden.

Fazit

Das starke Engagement der Vereinigung
und die gewonnenen Erkenntnisse aus
dem Héraclès-Projekt haben dazu geführt,
dass Behinderte nun mit anderen Augen
betrachtet werden. An den regelmäßigen
Messungen ihrer Entwicklung war zu er-
kennen, dass sich eine neue, von Vertrau-
en geprägte Arbeitseinstellung herausge-
bildet hatte. Hierbei sollte allerdings der

Umfang der intern durchgeführten und
noch nicht abgeschlossenen Grundlagen-
arbeit nicht unterschätzt werden.

Die Ergebnisse haben die strategischen
und organisatorischen Ansätze bestätigt.
In der Praxis sind geschützte Arbeitsein-
richtungen mit abgetrennter Wohnumge-
bung zu echten Betreuungs- und Aus-
bildungsbereichen geworden. Hier wer-
den alle Werkzeuge in erster Linie dazu
eingesetzt, das berufliche und soziale
Potential der Arbeitnehmer zu fördern und
zu stärken. Auf diese Weise sind sie in
der Lage, persönliche Ziele zu erreichen.
Zudem werden die Wartelisten mit jedem
Übergang in ein normales Beschäftigungs-
verhältnis weiter abgebaut.

Die in der geschützten Arbeitsumgebung
angebotenen Aktivitäten sind ein hervor-
ragendes Mittel für die Integration von
Behinderten, vorausgesetzt, dass ein wie
auch immer geartetes internes bzw. ex-
ternes Weiterkommen für alle Behinder-
ten sichergestellt werden kann. Um dies
zu erreichen, müssen die sozialen und
wirtschaftlichen Faktoren sinnvoll und
angemessen sowie unter Einbeziehung
aller Partner von der Organisation berück-
sichtigt werden. Mit anderen Worten, der
Wille, Behinderte zu fördern, reicht allein
nicht aus; erforderlich ist die Unterstüt-
zung durch ein breites soziales Umfeld –
welches unsere Überzeugungen teilt.

„Die Ergebnisse haben die
strategischen und organi-
satorischen Ansätze bestä-
tigt. In der Praxis sind ge-
schützte Arbeitseinrich-
tungen mit abgetrennter
Wohnumgebung zu echten
Betreuungs- und Ausbil-
dungsbereichen geworden.
Hier werden alle Werkzeu-
ge in erster Linie dazu ein-
gesetzt, das berufliche und
soziale Potential der Ar-
beitnehmer zu fördern und
zu stärken. Auf diese Wei-
se sind sie in der Lage, per-
sönliche Ziele zu erreichen.
Zudem werden die Warteli-
sten mit jedem Übergang in
ein normales Beschäfti-
gungsverhältnis weiter ab-
gebaut.“
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Information,
Vergleichsstudien
From initial education to working life:
making transitions work.
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung - OECD
Paris: OECD, 2000, 203 S.
ISBN 92-64-17631-4 (en)
OECD Publications,
2 rue André-Pascal,
F-75775 Paris Cedex 16,
Tel.: (33-1) 45248200,
Fax: (33-1) 49104276,
E-Mail: sales@oecd.org,
URL: http://www.oecd.org/publications/

Wie hat sich der Übergang von der allge-
meinen Schulpflicht in das Arbeitsleben
in den 90er Jahren verändert und welche
bildungspolitischen Maßnahmen waren in
dieser Hinsicht am wirkungsvollsten? Um
diese beiden Fragen zu beantworten,
wurden in diesem Band die Erfahrungen
aus 14 OECD-Staaten untersucht, da es
sich angesichts der steigenden Anforde-
rungen an Wissen, Qualifikationen und
Fertigkeiten und gleichzeitig zunehmen-
dem Alter der Bevölkerung kaum ein Land
leisten kann, seine Jugendlichen in das
Berufsleben zu entlassen, ohne sie auf
eine langfristige Teilnahme an sich wan-
delnden beruflichen Laufbahnen vorzu-
bereiten. Mit ihrem gegenüber vielen an-
deren Vergleichsstudien breiteren Unter-
suchungsansatz zum Thema Übergang
zeigt diese Studie die komplexen und viel-
schichtigen nationalen staatlichen Maß-
nahmen auf, mit denen ein erfolgreicher
Übergang in das Arbeitsleben erreicht
werden kann. Die Studie plädiert nicht
für Einzellösungen oder spezielle Model-
le (wie z.B. das Prinzip der Lehrlingsaus-
bildung), sondern vielmehr für in sich
stimmige nationale Maßnahmenpakete,
die sich auf eine begrenzte Anzahl von
Voraussetzungen für den Erfolg stützen:
eine gesunde Wirtschaft und ein gesun-
der Arbeitsmarkt, gut organisierte Lauf-
bahnen von der Grundbildung bis zum
Berufsleben und zur weiterführenden
Ausbildung, Gelegenheiten zur Verknüp-
fung von Studium mit praktischer Berufs-
erfahrung, Auffangnetze für vom Schei-

tern Bedrohte, effiziente Informations-
und Beratungssysteme sowie politische
Prozesse, an denen der Staat und andere
Interessengruppen beteiligt werden. Un-
tersucht werden auch die verschiedenen
Versuche der Staaten, über Änderungen
der Bildungswege und der Bildungsein-
richtungen und durch stärker auf die
Schüler bzw. Auszubildenden ausgerich-
tete pädagogische Modelle schon wäh-
rend der Übergangsphase eine solide
Grundlage für das lebenslange Lernen zu
schaffen.

Investing in education: Analysis of the
1999 world education indicators.
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung - OECD
Genf: OECD, 2000, 189 S.
ISBN 92-64-17183-5
OECD Publications,
2 rue André-Pascal,
F-75775 Paris Cedex 16,
Tel.: (33-1) 45248200,
Fax: (33-1) 49104276,
E-Mail: sales@oecd.org,
URL: http://www.oecd.org/publications/

Die 90er Jahre waren Zeuge eines welt-
weit wachsenden Bedarfs an Bildung/
Ausbildung. Die für Individuen, Volkswirt-
schaften und Gesellschaften zwingenden
Anreize zur Erhöhung des Bildungsni-
veaus haben zu einer verstärkten Teilnah-
me an immer vielfältigeren Weiterbil-
dungsaktivitäten durch Menschen aller
Altersklassen, von der Kindheit bis ins
Alter, geführt. Der Bildungsfortschritt war
jedoch sowohl innerhalb der Länder als
auch von einem Land zum anderen un-
gleichmäßig. Diese Band wirft ein Licht
auf die relative Leistungsfähigkeit der
Bildungssysteme, wobei sich die Unter-
suchung auch auf finanzielle und perso-
nelle Investitionen in die Bildung, auf die
Funktionsweise und Weiterentwicklung
von Bildungs- und Ausbildungssystemen
sowie auf den wirtschaftlichen Nutzen der
Bildungsinvestitionen erstreckt. Das vor-
gelegte Zahlenmaterial ermöglicht es Län-
dern, ihre eigene Leistungsfähigkeit im
Vergleich zu anderen Ländern einzuord-
nen sowie zu beurteilen, ob unterschied-

Diese Rubrik wurde von

Anne Waniart,
Bibliothekarin im Cedefop,
mit Unterstützung der
Mitglieder des Dokumen-
tationsnetzwerkes erstellt

Die Rubrik „Literaturhinweise“
enthält eine Sammlung jüngs-
ter einschlägiger Veröffentli-
chungen über die Entwicklung
der Berufsbildung und der
Qualifikationen auf europäi-
scher und internationaler Ebe-
ne. Berücksichtigt wurden in
erster Linie vergleichende Un-
tersuchungen, aber auch na-
tionale Studien, sofern sie im
Rahmen europäischer oder in-
ternationaler Programme rea-
lisiert wurden, Analysen über
die Wirkung von Gemein-
schaftsaktionen in den Mit-
gliedstaaten und Berichte über
ein bestimmtes Land aus der
Sicht Dritter.
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liche Phänomene im Bildungssektor ein-
zigartig oder lediglich Ausdruck anderer
Unterschiede sind. Zu den untersuchten
Staaten gehören Ägypten, Argentinien,
Brasilien, Chile, China, Indonesien, Indi-
en, Jordanien, Malaysia, Paraguay, die
Philippinen, die Russische Föderation, Sri
Lanka, Thailand, Uruguay, Zimbabwe und
die OECD-Staaten.

Knowledge management in the learn-
ing society.
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung - OECD
Paris: OECD, 2000, 260 S.
ISBN 92-64-17182-7
OECD Publications,
2 rue André-Pascal,
F-75775 Paris Cedex 16,
Tel.: (33-1) 45248200,
Fax: (33-1) 49104276,
E-Mail: sales@oecd.org,
URL: http://www.oecd.org/publications/

Um in der Bildungsgesellschaft bestehen
und gedeihen zu können, wird Wissens-
management sowohl für private Unterneh-
men als auch für öffentliche Organisatio-
nen zunehmend zu einer neuen und le-
benswichtigen Herausforderung. Wissen
auf nationaler und globaler Ebene schaf-
fen, mit anderen teilen und einsetzen ist
für Unternehmen und Organisationen al-
ler Art von steigender Bedeutung. Es gibt
jedoch einen dringenden Bedarf nach ei-
ner Analyse der Wissenswirtschaft sowohl
auf mikro- als auch auf makroökonomi-
scher Ebene, um ihre Merkmale und ihre
Dynamik zu verstehen und um in der
Politik die geeignetsten Wege einzuschla-
gen. Es ist wenig darüber bekannt, wie
Branchen und Organisationen Wissen ef-
fizienter einsetzen könnten und nach
welchen Kriterien Organisation als „ler-
nend“ eingestuft werden können. Dieses
Buch stellt einen anspruchsvollen Versuch
dar, diese Problematik über ein besseres
Verständnis von Wissen und Lernprozes-
sen auf Ebene der Branchen anzugehen.
An konkreten Beispielen untersucht und
vergleicht das Buch die Prozesse der
Schaffung, Verbreitung und Nutzung von
Wissen in den Bereichen Technik,
Informations- und Kommunikationstech-
nologie, Gesundheit und Bildung. Die
Regierungen benötigen dringend eine
bessere Wissensbasis, um bildungspoliti-
sche Ziele und Maßnahmen in einer zu-

nehmend vernetzten Welt festlegen zu
können. Im Vergleich zu anderen Berei-
chen ist die Schaffung, Vermittlung und
Anwendung von Wissen im Bildungs-
sektor in punkto Umfang, Qualität und
Erfolg eher schwach ausgeprägt. Im Ge-
gensatz zur Medizin und Technik hat das
Bildungswesen bislang noch nicht sicht-
bar und anhaltend von technologischen
und organisatorischen Fortschritten pro-
fitiert. Das Buch plädiert in starken Maße
dafür, das Wissensmanagement auf allen
Ebenen des Bildungssystems zu verstär-
ken.

Schooling for tomorrow: learning to
bridge the digital divide.
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung - OECD,
Centre for Educational Research and In-
novation - CERI; National Centre on Adult
Literacy
Paris: OECD, 2000, 137 S.
ISBN 92-64-18288-8
OECD Publications,
2 rue André-Pascal,
F-75775 Paris Cedex 16,
Tel.: (33-1) 45248200,
Fax: (33-1) 49104276,
E-Mail: sales@oecd.org,
URL: http://www.oecd.org/publications/

Quer durch die OECD richtet sich die
Aufmerksamkeit auf etwas, das „digital
divide“ (digitale Kluft) genannt wurde –
ein Begriff, mit dem der uneinheitliche
Zugang zur Informations- und Kommuni-
kationstechnologie (IKT) gemeint ist. Der
Einsatz ist hoch, denn die IKT ist mittler-
weile Bestandteil des sozialen Gefüges
und der Katalysator schlechthin für die
entstehenden neuen Wirtschaftszweige.
Die „IKT-Besitzlosen“, ob Individuen,
Gruppen oder ganze Länder, drohen aus-
gegrenzt zu werden. Wie an dem Stellen-
wert dieses Themas in den Diskussionen
der G8-Staaten zu erkennen ist, hat das
politische Bewusstsein um die Konse-
quenzen dieser drohenden Entwicklung
deutlich zugenommen. Bildung und Ler-
nen machen den Kern dieses Problems
und seiner Lösungen aus. Sie sind das
Herzblut unserer Wissensgesellschaften
des 21. Jahrhunderts, und hängen wesent-
lich von der Informations- und Kommu-
nikationstechnologie ab. Somit ist die di-
gitale Kluft in der Bildung genauso ernst
zu nehmen wie die offensichtlicheren
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Unterschiede im Zugang zur Technologie
selbst. Lernen hat insofern eine zentrale
Bedeutung, als Maschinen und Geräte
nutzlos sind, wenn es an der Kompetenz
mangelt, sie einzusetzen. Die Herausbil-
dung dieser Kompetenz ist zu einem Teil
Aufgabe der Schulen bzw. Hochschulen
und zu einem anderen Teil abhängig von
lebenslangen Lernprozessen, sei es zu
Hause, in Gemeinschaften oder am Ar-
beitsplatz. Dieser Band deckt einen wich-
tigen Bedarf in der internationalen zeit-
genössischen Literatur über Bildungspo-
litik, lebenslanges Lernen sowie wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung. Das
Buch liefert eine Analyse der „digital
divide“ in der Bildung in verschiedenen
Industrie- und Entwicklungsländern sowie
politische Ansätze und gezielte Innova-
tionen, um diese Kluft zu überbrücken.
Die vorgebrachten Fakten zeigen, dass
IKT nicht der Verursacher sein muß, son-
dern die Lösung für den Abbau der Un-
gleichheiten sein kann – digitale Vielfalt
und Chancen statt digitale Kluft.

Literacy in the information age: final
report of the International Adult
Literacy Survey.
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung - OECD; Hu-
man Resources Development Canada
Paris: OECD, 2000, 185 S.
ISBN 92-64-17654-3 (en)
OECD Publications,
2 rue André-Pascal,
F-75775 Paris Cedex 16,
Tel.: (33-1) 45248200,
Fax: (33-1) 49104276,
E-Mail: sales@oecd.org,
URL: http://www.oecd.org/publications/

„Die Fähigkeit zu lesen und zu schreiben
im Informationszeitalter“, der Abschluss-
bericht zur internationalen Untersuchung
über Analphabetismus, liefert Fakten über
die Art und das Ausmaß der Lücken in
der Fähigkeit zu lesen und zu schreiben
in den OECD-Staaten. Der Bericht bietet
neue Erkenntnisse über die Einfluss-
faktoren in der Erwachsenenbildung un-
ter verschiedenen Aspekten – zu Hause,
am Arbeitsplatz und im internationalen
Vergleich von 20 Staaten, deren Er-
hebungsergebnisse für vergleichbare
Haushalte in den Bericht aufgenommen
wurden. Die Auswertungen lassen große
Schwankungen bzgl. der durchschnittli-

chen Fähigkeit zu lesen und zu schrei-
ben und bzgl. der Analphabetenquote
erkennen - sowohl innerhalb der Länder
als auch im Ländervergleich. Eine schwach
ausgebildete Fähigkeit zu lesen und zu
schreiben ist in einem zwar unterschied-
lichen, aber doch signifikanten Maße in
allen ausgewerteten Gruppen von Er-
wachsenen feststellbar. In den meisten
untersuchten Ländern schwankt die Lese-
und Schreibfähigkeit je nach Wohn- und
Familienverhältnissen und Schulbildung
enorm. Dennoch ist der Zusammenhang
zwischen der Fähigkeit zu lesen und zu
schreiben und dem schulischen Erfolg
komplex. Viele Erwachsene haben es
beim Lesen und Schreiben trotz schwa-
chem Bildungsniveau weit gebracht, wäh-
rend manche umgekehrt trotz hohem Bil-
dungsniveau nur über eine schwach aus-
gebildete Lese- und Schreibfähigkeit ver-
fügen. Diese Unterschiede haben sowohl
wirtschaftliche als auch soziale Konse-
quenzen: Lesen und Schreiben beeinflusst
unter anderem die Qualität und Flexibili-
tät bei der Arbeit, die Beschäftigungs-
situation, Aus- und Weiterbildungs-
möglichkeiten, das Arbeitseinkommen
und die gesellschaftliche Integration. Die
Verbesserung der Lese- und Schreib-
fähigkeit in der Bevölkerung ist für Poli-
tiker immer noch eine große Herausfor-
derung. Die Ergebnisse deuten daraufhin,
dass eine hochwertige Grundbildung in
der Schule zu diesem Zweck zwar wich-
tig ist, aber allein noch nicht ausreicht.
Erforderlich ist auch eine auf den Arbeits-
platz und die Familienverhältnisse ausge-
richtete Politik. Für die Entwicklung von
Fertigkeiten ist die Rolle der Arbeitgeber
bei der Förderung und Belohnung von
Fortschritten beim Lesen und Schreiben
besonders wichtig.

Policies towards full employment.
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung - OECD; Re-
gierung von Finnland; Europäische Kom-
mission
Policies towards full employment. Helsin-
ki. 2000
Paris: OECD, 2000, 219 S.
ISBN 92-64-17661-6
OECD Publications,
2 rue André-Pascal,
F-75775 Paris Cedex 16,
Tel.: (33-1) 45248200,
Fax: (33-1) 49104276,
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E-Mail: sales@oecd.org,
URL: http://www.oecd.org/publications/

Mit Anbruch des neuen Jahrhunderts sind
rund 33 Mio. Menschen in OECD-Staaten
arbeitslos. In den letzten 10 Jahren stan-
den beschäftigungspolitische Maßnahmen
in den meisten Staaten an oberster Stelle
der politischen Tagesordnung. Und Be-
schäftigung und Arbeitslosigkeit werden
vermutlich auch in den kommenden Jah-
ren für viele Staaten eine große wirtschaft-
liche und soziale Herausforderung darstel-
len. Dieses Buch enthält einen Bericht
über die Arbeitsmarktkonferenz, die mit
Unterstützung der OECD und der Euro-
päischen Kommission von den Ministeri-
en für Arbeit bzw. für Finanzen von Finn-
land organisiert wurde. Es bietet Denk-
ansätze über neue politische Maßnahmen
- zum Beispiel aktive Arbeitsmarktpolitik,
damit „sich Arbeit wieder auszahlt“ – und
untersucht die spezifischen Erfahrungen
in einigen ausgewählten Staaten, nämlich
in den USA, Japan, Finnland und Däne-
mark. Enthalten sind Papiere von Politi-
kern, von hochrangigen Funktionären der
Europäischen Kommission und des
OECD-Sekretariats, von Sozialpartnern
sowie von prominenten Vertretern aus
Wissenschaft und Forschung. Bericht über
die Helsinki-Konferenz, Januar 2000.

Special needs education: statistics and
indicators.
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung - OECD
Paris: OECD, 2000
ISBN 92-64-17689-6
OECD Publications,
2 rue André-Pascal,
F-75775 Paris Cedex 16,
Tel.: (33-1) 45248200,
Fax: (33-1) 49104276,
E-Mail: sales@oecd.org,
URL: http://www.oecd.org/publications/

Dieses Buch liefert eine vollständige Dar-
stellung eines völlig neuen Ansatzes für
internationale Vergleiche im Bereich
Sonderschulwesen. Es baut seine Verglei-
che von behinderten, lernschwachen bzw.
verhaltensauffälligen und benachteiligten
Schülern auf der Grundlage der Ressour-
cen auf, die ihnen zur Absolvierung des
Lehrplans zusätzlich zur Verfügung gestellt
wurden; in manchen Ländern sind davon
rund 35% der Kinder im Schulalter be-

troffen. Um die Stichhaltigkeit der Verglei-
che zu verbessern, nahmen die Länder
eine Neueinteilung ihrer Kategorisie-
rungsmodelle und Daten nach einem neu-
en dreigliedrigen und länderübergrei-
fenden Schema vor. Kategorie A umfasst
danach Schüler mit eindeutig biologisch
bedingten Behinderungen. Kategorie B
umfasst allgemein Schüler mit Lern-
schwächen und Verhaltensauffälligkeiten
ohne spezifische Ursache. Kategorie C
umfasst die Schüler, deren Schwierigkei-
ten auf Benachteiligungen zurückzufüh-
ren sind. Zu den zahlreichen Auswertun-
gen in diesem Buch gehört auch die An-
zahl der betroffenen Schüler, wo sie un-
terrichtet werden (Sonderschule, Sonder-
klasse, Regelschule) sowie eine Auswer-
tung nach Geschlecht. Die Daten wurden
für 23 Staaten erhoben: Belgien (Flämi-
sche Gemeinschaft), Dänemark, Deutsch-
land, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Irland, Italien, Kanada (New Brunswick),
Korea, Mexiko, Neuseeland, Niederlande,
Österreich, Portugal, Spanien, Schweden,
Schweiz, Tschechische Republik, Türkei,
Ungarn, Vereinigtes Königreich und Ver-
einigte Staaten.

What works in innovation in educa-
tion: motivating students for lifelong
learning.
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung - OECD
Paris: OECD, 2000, 198 S.
ISBN 92-64-17193-2
OECD Publications,
2 rue André-Pascal,
F-75775 Paris Cedex 16,
Tel.: (33-1) 45248200,
Fax: (33-1) 49104276,
E-Mail: sales@oecd.org,
URL: http://www.oecd.org/publications/

Wie lässt sich das Interesse an Jugendli-
chen für Schule und „Schularbeit“ wek-
ken und aufrecht erhalten? Jungen Kin-
dern fehlt es nur selten an Neugierde, aber
mit dem Eintritt in die Pubertät scheint
ihre Lernbegierigkeit oft abzunehmen.
Viele steigen sogar vor dem Ende der
Schulpflicht aus der Schule aus. Andere
besuchen die Schule zwar weiter, redu-
zieren den Aufwand aber auf ein Mini-
mum. Sie sind körperlich anwesend, aber
nicht geistig. Diese Probleme werden in
der Regel mit den westlichen Industrie-
staaten in Verbindung gebracht, aber auch
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Japan und Korea, zwei der akademisch
erfolgreichsten Pazifikstaaten, sind dage-
gen nicht immun. In einer Zeit, in der die
Bereitschaft zum Lernen und Umlernen
zu einer der wesentlichen Voraussetzun-
gen für das Überleben von Individuen –
und von ganzen Nationen – geworden ist,
erhalten diese Zahlen eine neue Bedeu-
tung. Was können Regierungen und
Bildungssysteme tun, um jungen Men-
schen die Lernbereitschaft zu vermitteln,
die sie benötigen werden, um in den post-
industriellen Gesellschaften des 21. Jahr-
hunderts erfolgreich zu sein? Dies ist eine
der entscheidenden Fragen, die in diesem
Bericht über acht Länder angesprochen
wird. Vorgestellt werden innovative Mo-
delle, mit denen offenbar die für das le-
benslange Lernen erforderlichen Fertig-
keiten und Einstellungen entwickelt wer-
den können.

Where are the resources for lifelong
learning ?
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung - OECD
Paris: OECD, 2000, 140 S.
ISBN 92-64-17677-2
OECD Publications,
2 rue André-Pascal,
F-75775 Paris Cedex 16,
Tel.: (33-1) 45248200,
Fax: (33-1) 49104276,
E-Mail: sales@oecd.org,
URL: http://www.oecd.org/publications/

Für lebenslanges Lernen gibt es eine breite
politische Unterstützung, da es so lebens-
wichtig für einen anhaltenden wirtschaft-
lichen Fortschritt und für den sozialen
Zusammenhalt in dem „neuen Markt“ ist.
Die Umsetzung des lebenslangen Lernens
ist jedoch potentiell kostspielig und hängt
davon ab, einerseits den Lernprozess ko-
stengünstiger zu machen und andererseits
finanzielle und direkte Ressourcen im
Privatsektor zu erschließen. Was kann
unternommen werden, um lebenslanges
Lernen nicht unfinanzierbar teuer werden
zu lassen und um die Schaffung von star-
ken und transparenten Anreizen für In-
vestitionen in das lebenslange Lernen si-
cherzustellen? Dieses Buch behandelt die
Erfahrungen ausgewählter OECD-Staaten
mit der Formulierung von Zielen und Stra-
tegien für ein lebenslanges Lernen. Es
untersucht die politischen Konzepte und
Praktiken, die einen Einfluss auf den wirt-

schaftlichen Nutzen von lebenslangem
Lernen haben, sowie die eingesetzten
Mechanismen, um finanzielle Ressourcen
in Richtung lebenslanges Lernen zu ka-
nalisieren. Es werden die Probleme bzgl.
der Ressourcen herausgearbeitet, die an-
gegangen werden müssen, wenn lebens-
langes Lernen ein finanzierbares und
praktikables Leitmotiv der öffentlichen
Politik werden soll.

The annotated bibliography of organi-
zational learning.
Dierkes, Meinolf
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialfor-
schung - WZB
Berlin: Edition Sigma, 1999, 310 S., Buch
+ CD-ROM
ISBN 3-89404-192-7

Organisationslernen ist zu einem wichti-
gen Forschungsgebiet und nicht nur in
großen Konzernen, sondern auch in vie-
len Organisationen aller Arten und Grö-
ßen zu einem zentralen Anliegen gewor-
den. Es wird zunehmend als Schlüssel-
kompetenz für Organisationen anerkannt,
die sich in die Lage versetzen wollen,
effizient auf bedeutende Veränderungen
in ihrem wirtschaftlichen, politischen,
sozialen oder technologischen Umfeld zu
reagieren. Das akademische Interesse hat
in den vergangenen dreißig Jahren rapi-
de zugenommen und Forscher aus immer
vielfältigeren Disziplinen angezogen. Die
ersten Beiträge stammen noch aus den
frühen 60er Jahren (z.B. Burns und
Stalker, 1961; Cyert und March, 1963). In
den 70er und 80er Jahren wurden in den
Bereichen Management und Organisati-
on Konzepte für Organisationslernen in
derartiger Geschwindigkeit und Fülle ent-
wickelt, dass ein Bedarf nach Rezensio-
nen entstand (z.B. Fiol und Lyles, 1985;
Huber, 1991; Levitt und March, 1988).
Beiträge von Soziologen haben das The-
ma in den vergangenen Jahren weiter
angereichert (eine Besprechung von
Gherardi und Nicolini erscheint in Kür-
ze), und mittlerweile werden auch Ansät-
ze unter Einbeziehung von anthropologi-
schen Aspekten untersucht (Czarniawska,
erscheint in Kürze). Diese kommentierte
Bibliographie geht von einer sehr weit
gefassten Definition von ‘Lernen’ aus und
schließt darin auch die Schaffung, die
Entwicklung und das Management von
Wissen ein. Das Buch enthält sowohl ak-
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tuelle als auch ältere Quellenangaben und
hat in jedem Abschnitt den Anspruch, auf
die unterschiedlichsten Ansätze in dem
jeweiligen Gebiet einzugehen.

Compatibility of vocational qualifica-
tion systems: strategies for a future
demand-oriented development co-op-
eration in vocational education and
training.
Kohn, Gerhard
Deutsche Gesellschaft für Technische
Zusammenarbeit - GTZ; Darmstadt, Uni-
versität für Technologie;
Berlin: Overall Verlag, 2000, 245 S.
(Hintergrundmaterial und Dialog über
internationale Zusammenarbeit im Bereich
berufliche Aus- und Weiterbildung, 16)
ISBN 3-925961-29-1

Inhalt: berufliche Qualifizierungssysteme;
Zusammenarbeit in der beruflichen Bil-
dung in Zeiten der Globalisierung und der
Individualisierung; die Vorstellung von
‘Beruf’ in der Zusammenarbeit für beruf-
liche Bildung; ein modulares, ergebnis-
orientiertes Qualifizierungssystem – am
Beispiel Schottland; Wurzeln und Art der
Reformen in der beruflichen Aus- und
Weiterbildung; die südafrikanische Stra-
tegie für die Entwicklung von Fertigkei-
ten; Verknüpfung des modularen Kon-
zepts mit dem Berufskonzept in Deutsch-
land; ein Aufruf zur verstärkten Durch-
führung von zukunfts- und bedarfsorien-
tierten Ausbildungskooperationen mit
Frauen aus Dritte-Welt-Staaten.

Good practice in the accreditation of
prior learning.
Nyatanga, Lovemore; Forman, Dawn; Fox,
Jane
London: Cassell, 1998, 144 S.
ISBN 0-304-34651-9

Dieses Buch behandelt sowohl die theo-
retischen als auch die praktischen Aspekte
der Anrechnung früher erworbener Kennt-
nisse („Accreditation of Prior Learning“ -
APL), d.h. die Anerkennung von Fertig-
keiten und Kenntnissen, die im Rahmen
einer formalen Ausbildung, durch Berufs-
erfahrung und/oder durch Lebenserfah-
rung erworben wurden. Die Autoren stüt-
zen sich weitgehend auf Erfahrungen in
Großbritannien, aber dies beeinträchtigt
nicht die Allgemeingültigkeit ihrer Emp-

fehlungen. Der theoretische Teil beginnt
mit einem Kapitel über die Grundlagen
des Konzepts. Kapitel 2 behandelt die „Art
des Nachweises“ und insbesondere die
nicht traditionellen und informellen Mög-
lichkeiten (also ohne Prüfung oder Teil-
nahme an einem Kurs), die ein Schüler
hat, um nachzuweisen, dass er das ge-
lernt hat, wofür er eine Anrechnung bzw.
Anerkennung verlangt. Kapitel 3 behan-
delt Theorien darüber, wie diese Nach-
weise zu bewerten und anzurechnen sind.
Kapitel 4 behandelt das Thema Qualitäts-
sicherung im Zusammenhang mit APL,
einschließlich eines kurzen Abschnitts
über erforderliche Ressourcen und Ko-
sten. Es fehlen allerdings Empfehlungen
zum Verhältnis von eingesetzten Ressour-
cen zu bewerteten Kenntnissen. In Kapi-
tel 5 werden die Auswirkungen von APL
auf Institutionen für die Anrechnung von
Kenntnissen untersucht. Kapitel 6 unter-
sucht APL vor dem Hintergrund von
Akkumulierungs- und Transfermodellen
im Vereinigten Königreich und in der EU
sowie die Modularisierung von Ausbil-
dungsprogrammen. Alle diese theoreti-
schen Kapitel enden mit einer knappen
„Zusammenfassung von bewährten Prak-
tiken“, manche zudem noch mit „zu ver-
meidenden Fehlpraktiken“. Diese Zusam-
menfassungen eignen sich hervorragend
für jeden, der ein APL-System entwerfen
will, und sind ein guter Einstieg für eine
selektive Lektüre des Buchs. Die restli-
chen beiden Kapitel zeigen an zwei Bei-
spielen, wie solche Anrechnungen in der
Praxis durchgeführt wurden.

Lifelong learning policy and research:
proceedings of an international sym-
posium.
Tuijnman, A.; Schuller, T.
London: Portland Press, 1999, 260 S.
(Wenner-Gren International Series, 75)
ISBN 1-85578-134-4

Dieses Buch ist ein Versuch, die Eck-
punkte einer Forschungsagenda für le-
benslanges Lernen zu skizzieren. Die
Zusammenstellung eines ganzen Katalogs
von unterschiedlichen Ideen, Themenbe-
reichen und Fragestellungen soll For-
schern als Bezugsmaterial dienen, um den
Dialog über das umstrittene Gebiet le-
benslanges Lernen zu fördern. Angebo-
ten wird ein breiter Ansatz, der von Pro-
blemen in der Schulbildung über die be-
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rufliche Bildung und die weiterführende
Bildung bis zur Erwachsenenbildung
reicht. Lebenslanges Lernen betrifft eine
Menge Bereiche, und Denkanstöße für die
Bildungs- und Sozialforschung gibt es
reichlich. Dieser Band bietet eine Grund-
lage für eine wissenschaftliche Auseinan-
dersetzung über die Problemkreise sowie
über die Prioritäten. Das Buch enthält den
Bericht über eine Forschungsagenda zum
Thema lebenslanges Lernen, die von der
Task Force für Lebenslanges Lernen der
Internationalen Akademie für Bildung
aufgestellt wurde. Ebenfalls im Buch ent-
halten sind Beiträge zu einem internatio-
nalen Symposium, das von der Wenner-
Gren-Stiftung gesponsert und gemeinsam
mit der schwedischen Akademie der Wis-
senschaften organisiert wurde. Das Buch
wendet sich in erster Linie an Lehrer,
Schüler und Forscher im Bereich Erzie-
hungs- und Sozialwissenschaft. Eine wei-
tere Zielgruppe sind Forschungsplaner
und Stiftungen.

Lifelong learning trends: a profile of
continuing higher education.
University Continuing Edcuation Associa-
tion - UCEA
Washington DC: UCEA, 2000, 112 S.

Die unlängst von der UCEA veröffentlichte
sechste Ausgabe von ‘Lifelong Learning
Trends’ hat sich einen Ruf als nationale
Quelle für Trends in der höheren Weiter-
bildung erworben. Diese letzte Ausgabe
bietet auf 112 Seiten eine Fülle von Da-
ten. Keine andere Publikation liefert der-
artig gebündelt so viele unmittelbar für
die Planung der höheren Weiterbildung
relevante Informationen. Die Trends in
diesem Bereich sind nach folgenden
Aspekten unterteilt: demographische
Kennzahlen zum lebenslangen Lernen,
Bildungs- und Ausbildungsbedarf in ei-
ner auf Wissen gestützten Wirtschaft, fi-
nanzielle Ressourcen, Technologie in der
höheren Bildung, Internationalisierung
des Marktes für höhere Bildung, Weiter-
bildung, bürgerliche Gesellschaft und
Kunst.

Europäische Union:
Politik, Programme,
Teilnehmer

The globalisation of education and
training: recommendations for a
coherent response of the European
Union / study commissioned by the
Directorate-General for Education and
Culture, European Commission
Reichert, Sybille; Wächter, Bernd
Europäische Kommission – Generaldirek-
tion Bildung und Kultur; Academic
Cooperation Association - ACA
Luxemburg: EUR-OP, 2000, 138 S.
European Commission -
Directorate-General for Education and
Culture,
Rue de la Loi 200/Wetstraat 200,
B-1049 Bruxelles/Brussel
(32-2) 2991111,
http://www.europa.eu.int/comm/dgs/
education_culture/index_en.htm

Die vorliegende Studie wurde zwischen
Februar und Mai 2000 von der „Academic
Cooperation Association“ (ACA) im Auf-
trag der Generaldirektion Bildung und
Kultur der Europäischen Kommission
durchgeführt. Vorgabe der EU-Kommissi-
on war die Erarbeitung von Empfehlun-
gen für eine zukünftige sinnvolle Koope-
rationspolitik der Europäischen Union mit
Nicht-Mitgliedstaaten („Drittstaaten“) im
Bereich Bildung und Ausbildung, die dazu
beitragen soll, die Qualität von Bildung
und Ausbildung innerhalb der EU zu ver-
bessern. Zur Entwicklung dieser Empfeh-
lungen wurde eine dreistufige Methodik
vorgeschlagen und mit der Europäischen
Kommission vereinbart. Bei diesen drei
Stufen, nach denen auch der Bericht ge-
gliedert ist, handelt es sich um: Stufe 1:
Dieser erste Teil der Studie ist empirisch
und analytisch aufgebaut und besteht in
einer Zusammenstellung der Koopera-
tionsprogramme der Union mit Dritt-
staaten. In dieser Übersicht enthalten sind
nur auf außereuropäische Regionen und
Länder gerichtete Programme. Stufe 2:
Dieser Teil des Berichts beschreibt den
Stand der Wissenschaft bei internationa-
len Kooperationen. Im Gegensatz zum
ersten Teil beschränkt sich dieser Teil nur
auf die höhere Bildung. Die Ergebnisse
stützen sich auf eine Sichtung der jüng-
sten Publikationen über Internationalisie-
rung und internationale Kooperation. Stu-
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fe 3: Dieser Teil umfasst die tatsächlichen
Empfehlungen für eine zukünft ige
Kooperationspolitik der Union mit außer-
europäischen Nicht-Mitgliedstaaten.
Online-Ausgabe: http://europa.eu.int/
comm/education/global.pdf

Lifelong learning: thematic bibliogra-
phy.
Bildungsinformationsnetz in Europa -
EURYDICE
Luxemburg: EUR-OP, 2000, 50 S.
(Thematische Bibliographie)
ISBN 2-87116-300-6
EURYDICE European Unit,
Rue d’Arlon 15,
B-1040 Brussels,
Tel.: (32-2) 2383011,
Fax: (32-2) 2306562,
E-Mail: eurydice.uee@euronet.be,
URL: http://www.eurydice.org/

Diese Bibliographie enthält eine Auswahl
von Veröffentlichungen zum Thema ‘Le-
benslanges Lernen’. Die nationalen Stel-
len des Eurydice-Netzwerks haben spezi-
ell zum Abschnitt über offizielle Doku-
mente (Abschnitt F) beigetragen. Dort sind
seit 1994 veröffentlichte Publikationen
bzw. internationale Berichte erfasst. Al-
lerdings wurden auch einige ältere Do-
kumente berücksichtigt, die für die histo-
rische Entwicklung des Konzepts des le-
benslangen Lernens von besonderer Be-
deutung sind bzw. als interessante Quel-
le erachtet wurden. Die angegebenen
Dokumente, Artikel und Internet-Seiten
sind nach Kategorien eingeteilt: Europäi-
sche Union, Europarat, OECD, UNESCO,
offizielle Dokumente der nationalen Be-
hörden.
Online-Ausgabe:
http://www.eurydice.org/Documents/Bi-
bliographie/Lll/en/FrameSet.htm

Knowledge and learning: towards a
learning Europe.
Gavigan, James P.; Ottitsch, Mathias;
Mahroum, Sami
Institute for Prospective Technological
Studies
Luxemburg: EUR-OP, 1999, 71 S.
(aus der Reihe „Zukunfstberichte“, 14)
European Commission, Joint Research
Centre Institute for Prospective
Technological Studies,
World Trade Center Building, Isla de la

Cartuja, s/n,
E-41092 Sevilla,
Tel.: (34-95) 4488489,
Fax: (34-95) 4488326,
E-Mail: infoFutures@jrc.es,
URL: http://futures.jrc.es

Dieser Bericht wurde im Rahmen des
Zukunftsprojekts („Futures“) des IPTS er-
stellt, dessen Ziel die Untersuchung des
Ausmaßes und der Auswirkungen auf die
EU-Politik von technologischen, struktu-
rellen, sozialen und politische Verände-
rungen in Europa für die nächsten zehn
Jahre ist. Einer der übergreifenden The-
menbereiche ist (neben der EU-Erweite-
rung und der sozialen Sicherung) Bildung,
Ausbildung und Fertigkeiten. Die sich hier
abzeichnende Herausforderung liegt in
der Erhaltung einer immer aktuellen Wis-
sens- und Kompetenzbasis, eine Aufga-
be, die in einer Welt des ständigen und
immer schnelleren Wandels von den Ge-
sellschaften auf herkömmliche Art und
Weise so gut wie nicht mehr bewältigt
werden kann. In diesem Bericht behan-
deln wir dieses Thema vor einem sehr viel
breiteren und nach unserem Wissen bis-
lang kaum erforschten Hintergrund, bei
dem Wissen und Lernen in einer einzi-
gen Abhandlung auf Ebene des Individu-
ums, der Organisation und der Gemein-
schaft bzw. des Systems untersucht wer-
den.
Online-Ausgabe: http://futures.jrc.es/
reports/Futures-Exec8.pdf

European report on the quality of
school education: sixteen quality
indicators.
Europäische Kommission, Generaldirek-
tion Bildung und Kultur; Arbeitsausschuss
für Qualitätsmerkmale
Brüssel: Europäische Kommission - Ge-
neraldirektion Bildung und Kultur, 2000,
71 S.
European Commission -
Directorate-General for Education and
Culture,
Rue de la Loi 200/Wetstraat 200,
B-1049 Bruxelles/Brussel
(32-2) 2991111,
http://www.europa.eu.int/comm/dgs/
education_culture/index_en.htm

Beim Entwurf des Berichts konnte die
Kommission auf die Unterstützung durch
eine Gruppe von Experten zurückgreifen,
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welche die 26 betroffenen Länder vertrat.
Dieser Erstbericht weist noch einige Schwä-
chen auf: Die Daten sind nicht immer für
alle Mitgliedstaaten verfügbar und die
Qualitätsmerkmale bedürfen noch einer
Feinabstimmung. Aus diesem Grund be-
absichtigt die Kommission, den Bericht
regelmäßig zu aktualisieren. Der Bericht
enthält für jedes Qualitätsmerkmal viele
Beispiele von innovativen Initiativen. Ei-
nige der EU-Beitrittskandidaten sind bei
der Modernisierung ihrer Bildungssysteme
sehr aktiv gewesen. Bei den 16 ausgewähl-
ten Merkmalen zur Bewertung der Quali-
tät von europäischen Schulen handelt es
sich um die (in Prüfungen oder anderwei-
tig festgestellten) Kenntnisse und Fertig-
keiten von europäischen Schülern im Al-
ter von 13 bis 14 Jahren in folgenden Fä-
chern: Mathematik, Lesen, Naturwissen-
schaften, Informations- und Kommunika-
tionstechnologie, Fremdsprachen, „Lernen
zu lernen“ und Staatsbürgerkunde.

Strategies for reforming initial voca-
tional education and training in Eu-
rope.
Stenström, Marja-Leena; Lasonen, Johan-
na
Jyväskylä: Inst i tute for Educational
Research, 1999, 341 S.
ISBN 951-39-0743-0

Dieses Buch zur Vernetzung der Berufs-
bildung ist der Abschlussbericht über das
Leonardo-da-Vinci-Projekt SPES-NET

(„Sharpening Post-16 Education Strategies
by Horizontal and Vertical Networking“),
das Vernetzungsprojekt für die früheren
„Post-16-Strategieprojekte“. SPES-NET
wurde gemeinschaftlich von 14 Partnern
durchgeführt, die Forscher, Entschei-
dungsträger, Verwaltungsfachleute und
Lehrerausbilder aus dreizehn Staaten ver-
traten (Belgien, Deutschland, Dänemark,
England, Estland, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Norwegen, Österreich,
Schottland, Spanien und Ungarn). Schwer-
punkt des Projekts waren die europäi-
schen Reformstrategien, die mit dem Ziel
verabschiedet wurden, die Qualität der
beruflichen Aus- und Weiterbildung bzgl.
der Schnittstellen zwischen Berufsbildung
und Arbeitsleben, des Zugangs zur höhe-
ren Bildung, der Reform der Lehrpläne
sowie der Lehrerausbildung zu verbes-
sern. Das Projekt war eine Antwort auf
die Herausforderung, europaweit eine
Gleichberechtigung zwischen Hochschul-
und Allgemeinbildung einerseits und be-
ruflicher Aus- und Weiterbildung anderer-
seits herzustellen. Das SPES-NET Projekt
wurde mit finanzieller Unterstützung der
Kommission der europäischen Gemein-
schaften im Rahmen des Programms
„Leonardo da Vinci“, des finnischen Mi-
nisteriums für Bildung, des Instituts für
Bildungsforschung sowie der diversen
Projektpartner durchgeführt. Das Projekt
wurde von Dr. Marja-Leena Stenström
geleitet und vom Institut für Bildungs-
forschung der Universität Jyväskylä koor-
diniert.
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La formation en alternance:
Une dynamique interactive

pour l’emploi et le développement des
compétences.
Charleroi: FOREM, 2000, 27 S.
FOREM,
Unité de Pédagogie de la Formation,
rue du Viaduc 133,
B-1050 Bruxelles,
Tel.: (32-02) 6433170,
Fax: (32-02) 6406458,
E-Mail: claudine.tilkin@forem.be,
URL: http://www.hotjob.be

Informationen über bestehende Praktiken
und Bündelung der Erfahrungen mit al-
ternierender Ausbildung bei gleichzeiti-
ger Einordnung in einen gesamteuropäi-
schen Rahmen, Mobilisierung der ver-
schiedenen Akteure der alternierenden
Ausbildung (Betriebe, Ausbildungs-
einrichtungen, Sozialpartner) sowie Vor-
bereitung von Kooperationen zur Durch-
führung von Projekten, so lauten die drei
mit diesem Workshop angepeilten Ziele.
Die Inhalte der fünf eingerichteten Zen-
tren betreffen den Ausbildungscharakter
der Betriebe im Sinne einer Entwicklungs-
technik (Analysebestandteile, Betreuungs-
konzept, Lernmöglichkeiten im Betrieb,
pädagogisches Konzept, Verpflichtungen
der Ausbildungseinrichtung, Ausbildungs-
ebenen, alternierende Eingliederung, ver-
tragliche Festlegung und Schnittstellen),
eine Vorstellung der Lehrlingsausbildung
in Finnland, die alternierende Ausbildung
als Grundlage für die Weiterentwicklung
der Branche, die Ausbildung der inner-
betrieblichen Betreuer mit Vorstellung ei-
ner innovativen Methodik sowie eine Be-
schreibung der Beziehungen zwischen Be-
trieben und Berufsschulen im deutschen
dualen System.

Aus- und Weiterbildung
nach Maß:

das Konzept des Handwerks.
Zentralverband des Deutschen Hand-
werks
Berlin: Zentralverband des Deutschen
Handwerks, 2000, 15 S.
Zentralverband des Deutschen Hand-
werks,

Tel.: (49-228) 5450,
Fax: (49-228) 545205,
E-Mail: info@zdh.de,
URL: http://www.zdh.de/

Der Zentralverband des Deutschen Hand-
werks legt seine Konzeption der berufli-
chen Aus- und Weiterbildung vor. Als
Grundlagen werden genannt das Festhal-
ten am Berufskonzept, die berufliche
Handlungskompetenz als Ausbildungsziel
und der Betrieb als Mittelpunkt der Aus-
bildung. Für die Zukunft wird eine stär-
kere Differenzierung der Ausbildung ge-
fordert, welche die Erfordernisse der Be-
triebe und der unterschiedlichen Bega-
bungen der Auszubildenden stärker be-
rücksichtigen soll. Vorgeschlagen wird die
Formel „Kernqualifikationen plus Wahl-
pflichtbausteine gleich Berufskompetenz“.

Die duale Ausbildung: Ambivalenzen
veränderter Übergangsbiographien.
Solga, Heike; Trappe, Heike
Stuttgart: Steiner Verlag, 2000
In: Zeitschrift für Berufs- und Wirtschafts-
pädagogik, Nr. 2, S. 244-260
ISSN 0172-2875

In der Diskussion um die duale Ausbil-
dung wird einerseits Kritik geübt, dass die
Übergänge in die Ausbildung und Er-
werbstätigkeit zunehmend weniger grad-
linig durchlaufen werden können, ande-
rerseits wird gefordert, das duale System
zu flexibil isieren. Diesen negativen
Binnenperspektiven steht eine eher posi-
tive internationale Diskussion gegenüber,
in der das duale System als ein Ideal-
modell der beruflichen Ausbildung ange-
sehen und seine anhaltende Struktu-
rierungsleistung gewürdigt wird. In die-
sen Diskussionen dominiert der Qualifi-
kationsaspekt: die betriebliche Ausbildung
wird zuwenig als ein dreidimensionaler
Prozess, bestehend aus Lern-, Arbeits- und
Lebenszeit, begriffen. Der Beitrag disku-
tiert die Auswirkungen von unstetigeren
Ausbildungsphasen junger Menschen in
bezug auf die mit der Lern-, Arbeits- und
Lebenszeit von dualen Ausbildungen an-
visierten Prozesse.

Aus den Mitgliedstaaten

B
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Globalisierung und internationale
Berufskompetenz: die IW-Umfrage zu
Ausbildung und Beschäftigung 2000
Lenske, Werner; Werner, Dirk
Institut der deutschen Wirtschaft - IW;
Köln: Deutscher Instituts-Verlag,
2000, 60 S.
(Beiträge zur Gesellschafts- und Bildungs-
politik, 245)
ISBN 3-602-24997-2

In dieser Publikation werden die Ergeb-
nisse einer vom IW (Institut der deutschen
Wirtschaft) durchgeführten Umfrage vor-
gestellt. Nahezu 4000 Unternehmen wa-
ren gebeten worden, einen Fragebogen
zum Thema Ausbildung und Beschäfti-
gung innerhalb der eigenen Firma auszu-
füllen.

Go global: Fremdsprachen als Stand-
ortvorteil.
Schöpper-Grabe, Sigrid
Institut der Deutschen Wirtschaft - IW
Köln: Deutscher Instituts-Verlag,
2000, 56 S.
(Beiträge zur Gesellschafts- und Bildungs-
politik, 239)
ISBN 3-602-24990-5

Fremdsprachenkenntnisse und inter-
kulturelle Kompetenz sind die Basis für
Erfolg, wenn es um die Chancen bei der
Globalisierung geht. Sie gehören zu den
Zusatzqualifikationen, die neben den IT-
Kenntnissen im 21. Jahrhundert unabding-
bar sind. Die Autorin stellt die Frage nach
der Ef fektivität des Fremdsprachen-
unterrichts an allgemeinbildenden Schu-
len auf nationaler Ebene und im europäi-
schen Vergleich. Außerdem untersucht sie
sowohl das Fremdsprachenangebot in den
beruflichen Schulen als auch die Ansätze
zur betrieblichen Fremdsprachenförde-
rung in der Aus- und Weiterbildung. Ab-
schließend werden Handlungsperspek-
tiven zur Verbesserung des Fremdspra-
chenlernens in allgemeinbildenden Schu-
len, beruflichen Schulen, im Studium, in
der Weiterbildung und in der Öffentlich-
keit aufgezeigt.

Learning
lab.

Undervisningsministeriet – UVM
Kopenhagen: UVM, 2000, 64 S.
(Uddannelse, 8)
ISSN 0503-0102
Undervisningsministeriets forlag,
Strandgade 100 D,
DK-1401 København K,
Tel.: (45-33) 925220,
Fax: (45-33) 925219,
E-Mail: uvm@uvm.dk,
URL: http://www.uvm.dk/

Die Fähigkeit zu lernen ist für den zu-
künftigen Wohlstand in der Wissens-
gesellschaft von entscheidender Bedeu-
tung. In der kommenden globalen Gesell-
schaft wird „Lernen zu lernen“ zu einer
Schlüsselkompetenz. Unter Betonung die-
ses Ansatzes hat das dänische Ministeri-
um für Bildung und Forschung im Juni
2000 das „Lernlabor Dänemark“ ins Le-
ben gerufen, eine dynamische Organisa-
tion, die sich auf Forschung und experi-
mentelle Aktivitäten stützt. Die Perspek-
tiven dieser neuen Plattform in der däni-
schen Bi ldungs- und Ausbi ldungs-
landschaft wird von dänischen und inter-
nationalen Fachleuten untersucht. Die lau-
fende Ausgabe von „Uddannelse“ kann als
Startschuss für die offizielle Konferenz
über die Möglichkeiten und Perspektiven
des „Learning Lab“ angesehen werden,
das am 6. und 7. November in Kopenha-
gen gestartet wurde.

Tal der taler: uddannelsesnøgletal.
[Fakten und Zahlen: Bildungsindika-
toren Dänemark 2000].
Undervisningsministeriet - UVM
Kopenhagen: UVM, 2000, 115 S.
ISBN 87-603-1734-5
Undervisningsministeriets forlag,
Strandgade 100 D,
DK-1401 København K,
Tel.: (45-33) 925220,
Fax: (45-33) 925219,
E-Mail: uvm@uvm.dk,
URL: http://www.uvm.dk/

Diese Publikation stellt allgemeine Kenn-
ziffern vor, die als Hinweise auf Trends
und zu erwartende Entwicklungen inner-
halb des dänischen Bildungssystems an-
gesehen werden können. Die Kennziffern
sind zu drei Bereichen zusammengefasst:
Kosten, Anzahl der Lehrer, Schulen usw.

DK
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und Schülerbewegungen, d.h. Anzahl der
Schüler (Einschreibungen, Absolventen
und Übergänge in andere Ausbildungs-
ebenen); Ergebnisse des Ausbildungs-
aufwands, d.h. abschließendes Bildungs-
profil pro Jahrgang; Beziehungen zwi-
schen Bildung und Arbeitslosigkeit. Von
einem Vergleich mit früheren veröffent-
lichten Kennziffern wird abgeraten, da das
Zahlenmaterial zum Beispiel vom Amt für
Statistik ständig rückwirkend gewichtet
und bereinigt wird.

The Danish perspective.
Søgaard, Jørn
The Danish Centre for International Trai-
ning Programmes – ACIU
Kopenhagen: ACIU, 2000, 55 S.
(Internationalisierung der beruflichen
Aus- und Weiterbildung)
ISBN 87-90021-60-6
ACIU,
Hesseløgade 16,
DK-2100 Copenhagen Ø,
Tel.: (45-39) 271922,
Fax: (45-39) 272217,
E-Mail: aciu@aciu.dk,
URL: http://www.aciu.dk

In diesem Bericht werden im wesentlichen
folgende Themenbereiche angesprochen
und beschrieben: der konzeptionelle Rah-
men, Interessengruppen und politische
Fragen, Internationalisierung auf Hoch-
schulebene, Beispiele für gute Praktiken,
eine Vision für die internationalisierte Fach-
hochschule sowie Empfehlungen für wei-
tere Initiativen auf Ebene des Staates, der
Hochschulen und der Lehrer. Der Bericht
stützt sich auf bestehendes Material, das
um drei qualitative Befragungen von
Schlüsselakteuren in diesem Bereich und
um drei Konferenzen über die Internatio-
nalisierung der beruflichen Aus- und Wei-
terbildung in Dänemark ergänzt wurde. Es
wird ganz besonders empfohlen, eine Vi-
sion bzw. zwei, drei Szenarien der zukünf-
tigen internationalen Fachhochschule für
berufliche Aus- und Weiterbildung zu
schaffen. Verknüpft werden sollte dies mit
einem Austausch von Informationsmateri-
al, mit der Durchführung von Kosten-/
Nutzenanalysen von internationalen Akti-
vitäten sowie mit strategischen Initiativen
für eine institutionalisierte Internationali-
sierung verbunden mit einer Anpassung
von Methoden aus der Wirtschaft zur Qua-
lifizierung von Produktzyklen.

Evaluation des politiques
régionales de formation

professionnelle 1996-1999: portraits
statistiques régionaux sur la forma-
tion et l’insertion professionnelles des
jeunes (1993-1997).
Centre d’études et de recherches sur les
qualifications - CEREQ; Comité de coor-
dination des programmes régionaux d’ap-
prentissage et de formation profession-
nelle continue;
Marseille: CEREQ, 1999, 457 S.
CEREQ,
10 place de la Joliette,
BP 21321,
F-13567 Marseille cedex 02,
Tel.: (33-4) 91132828,
Fax: (33-4) 9113288,
E-Mail: cereq@cereq.fr,
URL: http://www.cereq.fr/

Dieses Dokument wurde im Rahmen der
Initiative für die Bewertung der regiona-
len bildungspolitischen Maßnahmen er-
stellt, die vom Koordinationsausschuss für
regionale Berufsausbildungs- und Lehr-
lingsausbildungsprogramme CCPR („Co-
mité de coordination des programmes
régionaux de formation professionnelle et
d’apprentissage“) durchgeführt wird. Der
Bericht bildet den qualitativen Teil dieser
Bewertung und ergänzt die quantitativen
Erhebungen in den 26 Regionen. Die Sta-
tistiken wurden im Rahmen der Arbeits-
gruppe für Statistik GSE („groupe statis-
tique pour l’évaluation) vom CEREQ auf-
bereitet. Die GSE setzt sich aus Vertre-
tern des Amts für Statistik und Wirtschafts-
studien (INSEE), der Abteilung für For-
schung und Statistik des Arbeitsministeri-
ums (DARES), der Abteilung für Program-
mierung und Entwicklung (DPD), des
CEREQ, des CCPR sowie aus regionalen
Experten (Burgund, Zentrum, Languedoc-
Roussillon und Loire) zusammen. Das
Werk bietet für den Zeitraum 1996-97 ei-
nen aufschlussreichen Vergleich der re-
gionalen Berufsbildungspolitik, der Vor-
aussetzungen für die berufliche Einglie-
derung von Jugendlichen sowie des so-
zioökonomische Rahmens dieser Voraus-
setzungen. Das Buch besteht aus zwei
Teilen: zum einen Statistikprofile zum
Vergleich der Regionen untereinander und
zum anderen die detaillierten Einzel-
porträts der 26 Regionen.
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Internet, nouveaux horizons pour la
formation: expériences en Espagne,
France, Pays-Bas et Royaume-Uni:
rapport de synthèse.
Debret, Dominique; Hellouin, Valérie;
Maillot, Jérôme
Centre pour le développement de
l’information sur la formation permanen-
te - Centre INFFO
Paris-la-Défense: Centre INFFO,
1999, 243 S.
ISBN 2-911577-53-1
Centre INFFO,
Tour Europe, 33 place des Corolles,
F-92049 Paris-la-Défense Cedex,
Tel.: (33-1) 41252222,
Fax: (33-1) 47737420,
E-Mail: cinffo1@centre-inffo.fr,
URL: http://www.centre-inffo.fr/

Seit einigen Jahren nimmt die Nutzung
von Internet und Intranet zu Ausbildungs-
zwecken in Frankreich und in Europa
exponent ie l l  zu.  Im Rahmen eines
ADAPT-Folgeprojekts hat das Centre
INFFO in Zusammenarbeit mit spanischen
Partnern (Grupo IBEREMA und INEM)
eine internationale Studie zu diesen In-
novationen in vier europäischen Staaten
(Spanien, Frankreich, Niederlande, Verei-
nigtes Königreich) durchgeführt. Dieser
Bericht liefert für jedes Land die Erfah-
rungen mit Modellversuchen für eine be-
rufliche Weiterbildung zu Gunsten von
Angestellten aus verschiedenen Wirt-
schaftszweigen. In dieser Aufstellung
werden zahllose pädagogische Verfahren
und die unterschiedlichsten Werkzeug für
das Internet/Intranet vorgestellt. Auch
Ausgebildete und Ausbilder kommen zu
Wort und äußern ihre Meinung über die
von ihnen miterlebten Vorkehrungen.
Verfügbar auf der Website des Centre
INFFO als PDF-Datei (10317 KB) oder
als komprimierte ZIP-Datei (8411 KB).
Ein Download des Dokuments ist auch
in mehreren Teilen möglich.
Online-Ausgabe: http://www.centre-
inffo.fr/rapport_internet_adapt.html

Les acteurs de la formation profes-
sionnelle - Pour une nouvelle donne:
rapport au Premier Ministre.
Lindeperg, G.
Paris: Assemblée Nationale, 1999, 350 S.

In diesem Bericht werden ergänzend zum
Weißbuch des Staatsekretärs für Berufs-

bildung die Schwächen des französischen
Berufsbildungssystems hinsichtlich der
Rolle des Staates, der Sozialpartner und
der Regionalräte sowie bezüglich der Part-
nerschaften (zwischen Zentralstaat und
Regionen bzw. zwischen öffentlicher
Hand und den Sozialpartnern) und der
Rolle bzw. der Organisationsform der In-
stanzen für den Dialog aufgedeckt. Der
Bericht liefert 36 Vorschläge zu drei
Schwerpunktthemen: Klärung der Zustän-
digkeiten der verschiedenen Akteure,
Modernis ierung der Koordinat ions-
instanzen und Aufbau eines Nach-
barschaftsdienstes für Unternehmen (Stär-
kung des Nachbarschaftsdienstes der
OPCA – „Organismes Paritaires Collecteurs
Agréés“) und Einzelpersonen (Empfang,
Information, Berufsberatung).
Online-Ausgabe: http://www.centre-
inffo.fr/rapportlindeperg.html

The single market for
education and national

educational policy: europeanisation of
Finnish education policy discourses
1987-1997.
Ollikainen, Aaro
Turku: University of Turku, 1999, 310 S.
ISBN 951-29-1519-7
Turun yliopisto,
Koulutussosiologian tutkimuskeskus,
FIN-20014 Turku

Bildung wird von der Europäischen Uni-
on traditionell als Bereich mit geringem
Handlungsbedarf durch die EU angese-
hen. Die Bildungspolitik der EU basiert
auf einigen beschränkten Finanzierungs-
und Regulierungsmechanismen. Bildung
und Ausbildung werden jedoch als ent-
scheidende Katalysatoren für die zukünf-
tige wirtschaftliche, soziale und kulturel-
le Entwicklung der Gemeinschaft ange-
sehen. Diese Studie behandelt die Euro-
päisierung der Argumente in der finni-
schen Bildungspolitik. Im Rahmen dieses
Prozesses werden auf europäischer Ebe-
ne entwickelte Konzepte, Ziele und
Argumentationsmuster stillschweigend in
nationale politische Texte übernommen.
Die Europäische Union verändert die Rah-
menbedingungen, unter denen nationale
Politik gemacht und umgesetzt wird.

FIN
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Creating learning
cultures: next steps

in achieving the learning age: the se-
cond report of the National Advisory
Group for Continuing Education and
Lifelong Learning / Chair professor
R.H. Fryer.
National Advisory Group for Continuing
Educat ion and Li fe long Learning -
NAGCELL; Department for Education and
Development - DfEE
Nottinghamshire: DfEE, 1999, 37 S.
DfEE Publications,
P.O. Box 5050,
Sherwood Park, Annesley,
UK-Nottinghamshire NG15 0DJ,
Tel.: (44-845) 6022260,
Fax: (44-845) 6033360,
E-Mail: dfee@prologistics.co.uk,
URL: http://www.dfee.gov.uk/

Diese Publikation ist der zweite Bericht
der nationalen Beratungsgruppe für Wei-
terbildung und lebenslanges Lernen
(NAGCELL). Sie umfasst auch Ratschläge
an den Minister für Bildung und Beschäf-
tigung. Der Bericht ist wie folgt geglie-
dert: Nach der Einleitung beginnt Ab-
schnitt zwei mit einer kurzen Übersicht
über die Fortschritte der Regierung bei
ihrem Programm für das lebenslange Ler-
nen. Es gibt eine Beschreibung von ver-
schiedenen Ansätzen, um die bislang

durchgeführten Initiativen und erzielten
Ergebnisse deutlicher hervorzuheben und
zu konsolidieren. Im Anschluss daran folgt
in Abschnitt drei eine kurze Darstellung
der wesentlichen Aspekte des heutigen
sozialen und kulturellen Wandels sowie
Hinweise darauf, wie die Entwicklung von
Lernkulturen an diesem Wandel ausgerich-
tet werden muss. Abschnitt vier behan-
delt den Bedarf an lebenslangem Lernen
und wie dieser sowohl verstärkt als auch
auf eine breitere Basis gestellt werden
kann – eine ständige und wesentliche
Herausforderung für die gesamte Regie-
rungsstrategie. Im nächsten Teil des
Buchs, Abschnitt fünf, wird auf einige der
Konsequenzen aus dem gegenwärtig an-
gewendeten Beihilfesystem für die Ent-
wicklung des lebenslangen Lernens ein-
gegangen. Abschnitt sechs beschäftigt sich
mit Lernen in der Familie und Abschnitt
sieben behandelt das Thema Staatsange-
hörigkeit und den Aufbau von Kapazitä-
ten. In Abschnitt acht werden Möglich-
keiten untersucht, den Ausbau des lebens-
langen Lernens über effektive Partner-
schaften zu fördern, und in Abschnitt neun
werden Vorschläge für die weitere Vor-
gehensweise dargestellt.

Online-Ausgabe: http://
www.lifelonglearning.co.uk/nagcell2/
nagcell2.pdf

UK
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IS-101 REYKJAVIK
Tél. (354) 511 26 60
Fax (354) 511 26 61
Stefania Karlsdóttir
Stefania@mennt.is
Adalheidur Jónsdóttir
alla@mennt.is
http://www.mennt.is

DGEAC

European Commission
DG Education and Culture
Rue de la Loi 200
B-1049 BRUXELLES/BRUSSEL
(32-2) 295 75 62 Ms. E. Spachis
(32-2) 295 59 81 Ms. D. Marchalant
(32-2) 295 57 23
(32-2) 296 42 59
Ms. Eleni Spachis
eleni.spachis@cec.eu.int
Ms. Dominique Marchalant
dominique.marchalant@cec.eu.int
http://europa.eu.int/comm/dgs/
education_culture/index_en.htm

EURYDICE

the Education Information Network
in Europe
Le réseau d’information sur l’éduca-
tion en Europe
15 rue d’Arlon
B-1050 BRUSSEL/BRUXELLES
Tel. (32-2) 238 30 11
Fax (32-2) 230 65 62
Ms. Patricia Wastiau-Schlüter
Director
E-mail: info@eurydice.org
Web address: http://
www.eurydice.org

ETF

European Training Foundation
Villa Gualino
Viale Settimio Severo 65
I-10133 TORINO
Tel. (39-011) 630 22 22
Fax (39-011) 630 22 00
Ms. Gisela Schüring
Information and Publications
Department
E-mail: gis@etf.eu.int
Ms. Denise Loughran
Librarian
E-mail: dlo@etf.eu.intgis@etf.eu.int
Web address: http://www.etf.eu.int/
etfweb.nsf/

ILO

International Labour Office
BIT
Bureau International du Travail
4 Route des Morillons
CH-1211 GENEVE 22
Tel. (41-22) 799 69 55
Fax (41-22) 799 76 50
Ms. Pierrette Dunand
Employment & Training Department
Documentalist
E-mail: dunandp@ilo.org
Web address: http://www.ilo.org

OIT

Centre international de formation de
L’OIT
125 Corso Unità d’Italia
I-10127 TORINO
Tel. (39-011) 693 65 10
Fax (39-011) 693 63 51
Ms. Catherine Krouch
Documentation
E-mail: C.Krouch@itcilo.it
Web address: http://www.itcilo.org

CINTERFOR/OIT

Centro Interamericano de
Investigación y Documentación so-
bre Formación Profesional
Avenida Uruguay 1238
Casilla de correo 1761
11000 MONTEVIDEO
URUGUAY
Tel. (598-2) 92 05 57
Tel. (598-2) 92 00 63
Fax (598-2) 92 13 05
Mr. Pedro Daniel Weinberg
Director
E-mail: weinberg@cinterfor.org.uy
Mr. Juan Andres Tellagorry
Documentalist
E-mail: tellagor@cinterfor.org.uy
Web address:
http://www.cinterfor.org.uy

DfEE

Department for Education and
Employment
Room E3
Moorfoot
SHEFFIELD
S1 4PQ
United Kingdom
Tel. (44-114) 259 33 39
Fax (44-114) 259 35 64
Ms. Julia Reid
Librarian
E-mail: library.dfee.mf@gtnet.gov.uk
Web address:
http://www.open.gov.uk/index/
..dfee/dfeehome.htm

FVET

Foundation for Vocational Education
and Training Reform
Liivalaia 2
EE-10118 TALLINN
Tel. (372) 631 44 20
Fax (372) 631 44 21
Ms. Lea Orro
Managing Director
E-mail: lea@sekr.ee
Ms. Tiina Enok
E-mail: tiina@sekr.ee
Web address: http://
www.kutseharidus.ee/

Assoziierte Organisationen
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Nr. 18/99

Lernen in Unternehmen

• Ausbildung, Kompetenzen und Lernprozesse: Welche Voraussetzungen müssen erfüllt
sein, damit hier neue Modelle eine Chance haben? (Philippe Méhaut)

• Der schmale Grat. Gruppenarbeit zwischen Etikettenschwindel
und arbeitsorganisatorischer Innovation (Holger Bargmann)

Aufzeichnungen aus Europa

• Die Bildungs- und Berufsbildungsprogramme der EG und EU von 1974 bis 1999,
Versuch einer kritisch – historischen Bilanz (Burkart Sellin)

• Individuelle und „institutionelle“ Determinanten der beruflichen Bildung in Europa
(Steven McIntosh)

• Mehrsprachige Schulbildung als Schlüsselqualifikation im Berufsraum Europa
(Peter Graf)

Fallstudien

• Ausbildung und Modelle der Verknüpfung zwischen den escuelas técnicas
und der verarbeitenden Industrie im Norden Mexikos (Alfredo Hualde Alfaro)

Nr. 19/2000

Politikentwicklung

• Politik und Perspektiven: ein Interview mit Kommissarin Viviane Reding

Forschungsbeiträge

• Kann die Einsatzfähigkeit älterer Erwachsener gesteigert werden? (Dominique Kiekens,
Paulette De Coninck)

• Altersbarrieren abbauen, Wettbewerbspositionen ausbauen – Altern und Flexibilisierung
aus einer Lebenszyklusperspektive (Ruud J. A. Muffels)

• Der Betrieb der Zukunft: Auswirkungen auf die Berufsbildung (Richard Curtain)
• Wissensdynamik, Communities of Practice (Praktikergemeinschaften): Neue Perspektiven

der Ausbildung (Massimo Tomassini)
• Formen der Berufsausbildung und ihr Nutzen (Miguel Aurelio Alonso García)

Zuletzt

erschienene

deutsche Ausgaben
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❏

❏

❏

Bitte schicken Sie mir ein kostenloses Ansichtsexemplar

Ich will europäisch lesen und abonniere hiermit 
die Europäische Zeitschrift “Berufsbildung” 
(3 Ausgaben, EUR 15 zzgl. Mwst. und Versandkosten).

Bitte schicken Sie mir die folgenden Ausgaben der
Europäischen Zeitschrift “Berufsbildung” gegen eine 
Schutzgebühr von EUR 7 (zzgl. Mwst. und Versand-
kosten) je Heft:

Ausgabe

Sprache

Name

Adresse

CEDEFOP
Europäisches Zentrum für die
Förderung der Berufsbildung
PO Box 22427

GR-55102 Thessaloniki

Bestellschein bitte ausschneiden oder kopieren und an das Cedefop senden.

Nr. 20/2000

Die Politik der Europäischen Union: eine Rückschau

• Der politische und rechtliche Rahmen für die Entwicklung der Berufsbildungspolitik
in der Europäischen Union. Teil I - Vom Vertrag von Rom zum Vertrag von Maastricht
(Steve Bainbridge, Julie Murray)

Aktuelle politische Fragen

• Berliner Memorandum zur Modernisierung der beruflichen Bildung.
Leitlinien für die Schaffung eines dualen, pluralen und modularen Systems
(DPM-Systems) des lebensbegleitenden Lernens

• Auf der Suche nach Qualität in Schulen. Der Standpunkt der Arbeitgeber
(Informelle Arbeitsgruppe der Arbeitgebervereinigungen)

• Arbeiten, um zu lernen: ein ganzheitlicher Ansatz für die Erstausbildung Jugendlicher
(Peter Senker, Helen Rainbird, Karen Evans, Phil Hodkinson, Ewart Keep,
Malcolm Maguire, David Raffe, Lorna Unwin)

Diskussion - Entwicklungen in der Politik

• Gering qualifizierte Personen am europäischen Arbeitsmarkt:
auf dem Weg zu einer Mindestlernplattform?
(Eugenia Kazamaki Ottersten, Hilary Steedman)

• Das Konzept einer Mindestlernplattform - Bildungsinhalte und Methoden zur Förderung
gering qualifizierter Personen (Arthur Schneeberger)

• Die Schaffung einer allgemeinen Mindestlernplattform –
kritische Fragen mit Auswirkungen auf Strategien und politische Optionen
(Roberto Carneiro)

✄
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Europäische Zeitschrift
für Berufsbildung
Aufforderung zur Einreichung
redaktioneller Beiträge
Die Europäische Zeitschrift für Berufsbildung veröffentlicht Artikel von Berufsbildungs-
und Beschäftigungsforschern und -fachleuten. Interesse besteht vor allem an Beiträ-
gen, die die Ergebnisse hochkarätiger Forschungsarbeiten, insbesondere grenz-
übergreifender vergleichender Forschung, einem breiten, internationalen Publikum aus
politischen Entscheidungsträgern, Forschern und praktisch Tätigen nahe bringen.

Die Europäische Zeitschrift ist eine unabhängige Veröffentlichung, deren Inhalt stän-
dig überprüft wird. Sie erscheint dreimal jährlich in englischer, französischer, deut-
scher und spanischer Sprache und wird in ganz Europa, sowohl in den Mitglied-
staaten der Europäischen Union als auch in einigen Nicht-Mitgliedstaaten, vertrieben.

Die Zeitschrift wird vom Cedefop (dem Europäischen Zentrum für die Förderung der
Berufsbildung) herausgegeben und soll der Diskussion über die Entwicklung der
beruflichen Bildung, insbesondere durch die Darstellung der europäischen Sichtweise,
Impulse verleihen.

In der Zeitschrift sollen Beiträge veröffentlicht werden, die neues Gedankengut ent-
halten, Forschungsergebnisse verbreiten und über Vorhaben auf einzelstaatlicher und
europäischer Ebene berichten. Ferner werden Positionspapiere zu berufsbildungs-
relevanten Themen sowie Reaktionen auf diese veröffentlicht.

Eingereichte Artikel müssen wissenschaftlich exakt, gleichzeitig jedoch einem brei-
ten und gemischten Leserkreis zugänglich sein. Sie müssen Lesern unterschiedlicher
Herkunft und Kultur verständlich sein, die nicht unbedingt mit den Berufsbildungs-
systemen anderer Länder vertraut sind. Das heißt, die Leser sollten in der Lage sein,
Kontext und Argumentation eines Beitrags vor dem Hintergrund ihrer eigenen Tradi-
tionen und Erfahrungen nachzuvollziehen.

Neben der Hardcopy-Fassung werden Auszüge aus der Zeitschrift in das Internet
gestellt. Auszüge der letzten Ausgaben können eingesehen werden unter http://
www.trainingvillage.gr/etv/editorial/journal/journalarc.asp.

Die Autoren sollten ihre Beiträge entweder in eigenem Namen oder als Vertreter
einer Organisation verfassen. Diese sollten rund 2500 bis 3000 Wörter lang sein und
in spanischer, dänischer, deutscher, griechischer, englischer, französischer, italieni-
scher, niederländischer, norwegischer, portugiesischer, finnischer oder schwedischer
Sprache abgefasst sein.

Artikel sollten sowohl als Ausdruck als auch auf Diskette im Format Word oder via E-
mail (als Textanlage im Word-Format) eingereicht werden. Außerdem sollten eine
Kurzbiographie des Autors und knappe Angaben zu seiner derzeitigen Stellung bei-
gefügt werden. Alle eingereichten Artikel werden vom redaktionellen Beirat der Zeit-
schrift geprüft, der sich die Entscheidung, diese zu veröffentlichen, vorbehält. Die
Verfasser werden über seine Entscheidungen unterrichtet. Die veröffentlichten Arti-
kel müssen nicht unbedingt die Meinung des Cedefop widerspiegeln. Die Zeitschrift
bietet vielmehr die Möglichkeit, unterschiedliche Analysen und verschiedene, ja so-
gar widersprüchliche Standpunkte darzustellen.

Wenn Sie einen Artikel einreichen möchten, so wenden Sie sich bitte telefonisch
(30-31) 490 111, per Fax (30-31) 490 175 oder via E-mail (sb@cedefop.eu.int) an den
Herausgeber Steve Bainbridge.
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B E R U F S

B I L D U N G

Die europäische Zeitschrift Berufsbildung erscheint dreimal jährlich in vier
Sprachen (DE, EN, ES, FR). Ein Jahresabonnement umfaßt alle im Kalenderjahr
(Januar bis Dezember) erscheinenden Ausgaben der europäischen Zeitschrift
Berufsbildung. Es verlängert sich automatisch um ein Kalenderjahr, falls es nicht
bis zum 30. November gekündigt wird. Die europäische Zeitschrift Berufsbildung
wird Ihnen vom Amt für amtliche Veröffentlichungen der EU, Luxemburg
zugesandt. Die Rechnung erhalten Sie vom Verlag Bundesanzeiger, Köln.
Der Abonnementpreis versteht sich exkl. Mehrwertsteuer. Die Zahlung ist nach
Erhalt der Rechnung vorzunehmen!

Jahresabonnement (zuzüglich MwSt.): EUR 15
Einzelheft (zuzüglich MwSt.): EUR 7  
Schreiben Sie uns bitte, wenn Sie bestellen möchten.

E u r o p ä i s c h e  Z e i t s c h r i f t

Europäisches Zentrum für die Förderung der Berufsbildung
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